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Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des Bodens 

A. Zielsetzung 

Ziel des Gesetzentwurfs ist der Schutz der Funktionen des Bo-
dens. Der Boden ist nicht vermehrbar und erneuert sich kaum. Er 
verfügt über eine nur begrenzte Belastbarkeit, eingetretene Schä-
den sind häufig nicht oder nur mit erheblichem Aufwand repara-
bel. Um so größer sind die Gefahren, die sich aus einer schlei-
chenden Anreicherung umweltgefährdender Stoffe im Boden er-
geben. Je nach Art  und Ausmaß der Belastungen können Nah

-

rungs- und Futtermittel nicht mehr angebaut werden, oder der 

Boden wird wegen von ihm ausgehender Gesundheitsgefahren 
als Standort für Wohngebäude oder sonstige belastungsempfindli-
che Nutzungen ungeeignet. 

Zunehmende Belastungen der Trinkwasserressourcen, außerge-
wöhnliche Hochwasser, schädliche Veränderungen der Waldbö-
den, vor allem aber die offenkundig zu Tage tretenden Schädi-
gungen des Bodens insbesondere durch Altlasten in den neuen 
und alten Bundesländern machen deutlich, daß das rechtliche 
Handlungsinstrumentarium zum Bodenschutz verstärkt und wirk-
samer ausgestaltet werden muß. Insbesondere die Belastungen 
durch stillgelegte Deponien und Industrieanlagen machen drin-
gend ein umfassendes Konzept notwendig. Es ist sicherzustellen, 
daß bestehende Belastungen beseitigt werden. Künftige Bela-
stungen sind zu vermeiden. 

B. Lösung 

Die rechtlichen Grundlagen über die notwendigen Anforderun-
gen an den Schutz und die Sanierung von Böden sowie die Sanie

-

rung von Altlasten sollen durch ein Bundes-Bodenschutzgesetz 
bundeseinheitlich geregelt werden. 

Wichtigster Zweck des Gesetzes soll der Schutz vor schädlichen 
Bodenveränderungen sein. Schädliche Bodenveränderungen lie-
gen nach dem Entwurf bei Beeinträchtigungen der Bodenfunk-
tionen vor, die geeignet sind, Gefahren für den einzelnen oder die 
Allgemeinheit herbeizuführen. 
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Um auch langfristig einen wirksamen Schutz, vor allem der 
menschlichen Gesundheit und der Bodenfunktionen sicherzustel-
len, sieht der Entwurf die Möglichkeit vor, daß Anforderungen 
zur Vorsorge gegen schädliche Bodenveränderungen festgelegt 
werden können. Durch eine Verminderung künftiger Belastungen 
kann verhindert werden, daß in Zukunft Altlasten entstehen. Fer-
ner wird damit sichergestellt, daß vorhandene Bodenbelastungen 
die Gefahrengrenze nicht überschreiten. 

Der Entwurf sieht verschiedene Verpflichtungen zum Schutz des 
Bodens vor, deren Einhaltung gegebenenfalls durch Anordnun-
gen durchgesetzt werden kann. Im wesentlichen ist folgendes ge-

regelt: 

- Jeder, der den Boden nutzt oder im Rahmen wi rtschaftlicher 

Tätigkeit in sonstiger Weise auf den Boden einwirkt, hat sich so zu 
verhalten, daß durch Bodennutzungen oder wi rtschaftliche Tätig-
keiten keine Gefahren für den Boden hervorgerufen werden. 

- Grundstückseigentümer und -besitzer müssen dafür sorgen, 
daß durch den Zustand ihres Grundstücks keine Gefahren für 

den Boden entstehen. 

- Böden, von denen Gefahren für Mensch und Umwelt ausgehen, 
sind vom Verursacher und vom Zustandsverantwortlichen zu sa-
nieren. Die Sanierungspflicht erstreckt sich auch auf die vom 
Boden ausgehenden Gewässerverunreinigungen. 

- Vorsorgepflichten bestehen, damit der Boden langfristig durch 
stoffliche und physikalische Einwirkungen in seiner ökologi-
schen Leistungsfähigkeit nicht überfordert wird. 

- Für den Bereich der Landwirtschaft wird die Vorsorgepflicht 
hinsichtlich der landwirtschaftlichen Bodennutzung näher kon-
kretisiert. Die landwirtschaftliche Bodennutzung hat standort-
gemäß so zu erfolgen, daß Bodenabträge und Bodenverdichtun-
gen soweit wie möglich vermieden, die biologische Aktivität des 
Bodens gefördert und eine günstige Bodenstruktur erhalten 

werden. 

Nach dem Gesetzentwurf sind ferner spezielle Anforderungen an 
das Auf- und Einbringen von Mate rialien auf den Boden möglich. 

Vorgesehen ist des weiteren, daß die Länder in Gebieten, in de-
nen flächenhaft Bodenbelastungen auftreten oder zu erwarten 
sind, Regelungen zu Schutzmaßnahmen und sonstige Maßnah-
men (z. B. das Einrichten von Bodeninformationssystemen zur Er-
fassung, Überwachung und Dokumentation des Bodenzustandes) 
treffen können. 

Der Gesetzentwurf enthält ferner Regelungen zur Beseitigung 
von Bodenversiegelungen. Der Grundstückseigentümer kann 
durch Rechtsverordnung der Bundesregierung verpflichtet wer-
den, bei dauerhaft nicht mehr genutzten Flächen, deren Versiege-
lung im Widerspruch zu den Festsetzungen des Planungsrechts 
steht, den Boden in seiner Leistungsfähigkeit soweit wie möglich 
und zumutbar wiederherzustellen. 

Zur Abwehr von Gefahren für Mensch und Umwelt, die von 
Altlasten - Altablagerungen (z. B. Deponien) und Altstandorten 
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(Grundstücke stillgelegter industrieller oder gewerblicher Betrie-
be) - ausgehen, ist ein umfassendes Handlungsinstrumentarium 
vorgesehen. Der Entwurf enthält in seinem Dritten Teil im we-
sentlichen folgende Regelungen; sie bilden einen wesentlichen 
Schwerpunkt des Gesetzentwurfs: 

- Altlastverdächtige Flächen sind durch die zuständigen Landes-
behörden zu erfassen, zu untersuchen und zu bewe rten. 

- Bei Altlasten und altlastverdächtigen Flächen bestehen neben 
den Überwachungspflichten der Behörden Eigenkontroll- und 
Meldepflichten der Verantwortlichen. 

- Bei gravierenden und komplexen Altlasten kann vom Sanie-
rungspflichtigen die Vorlage eines Sanierungsplans verlangt 
werden. Der im Regelfall von einem Sachverständigen zu erar-
beitende Sanierungsplan muß u. a. eine Zusammenfassung der 
Gefährdungsabschätzung sowie eine Darstellung der Sanie-
rungsziele und -maßnahmen enthalten. 

- Die von Sanierungsmaßnahmen Betroffenen sind frühzeitig 
über Einzelheiten der vorgesehenen Sanierung zu informie-
ren. 

- Zur Verfahrensbeschleunigung ist eine sogenannte Konzentra-
tionswirkung sowohl in den Fällen der behördlichen Verbind-
lichkeitserklärung eines Sanierungsplans als auch bei Anord-
nungen zur Altlastensanierung vorgesehen. Die behördliche 
Sanierungsentscheidung soll z. B. wasserrechtliche Erlaubnisse 
sowie abfall- und immissionsschutzrechtliche Genehmigungen 
einschließen können. 

Der Gesetzentwurf enthält schließlich Ermächtigungen für 
den Erlaß eines untergesetzlichen Regelwerks in Form einer 
Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Diese Verordnung 
konkretisiert die Anforderungen des Gesetzes an die Un-
tersuchung und Bewe rtung von Flächen mit dem Verdacht einer 
Bodenkontamination oder Altlast, bestimmt Sicherungs-, De-
kontaminations- und Beschränkungsmaßnahmen, enthält nä-
here Regelungen zur Sanierungsplanung und erläutert die An-
forderungen an die Vorsorge gegen künftige Bodenbelastun-
gen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Die durch das Gesetz dem Bund, den Ländern und Kommunen so-
wie den sonstigen Verpflichteten entstehenden Kosten sind vor 
dem Hintergrund der in diesem Bereich bestehenden landes-
rechtlichen Regelungen zu sehen. Mehrbelastungen werden den 
Adressaten der im Gesetz normierten Pflichten nur insoweit ent-
stehen, als die bundesrechtlichen Regelungen weitergehende An-
forderungen stellen als die bestehenden landesrechtlichen 
Regelungen. 
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I. Kosten für die öffentlichen Haushalte 

1. Belastungen für Bund, Länder und Kommunen als Adressaten 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes können im wesentlichen 
durch die Pflicht zur Vorsorge nach Artikel 1 § 7, die Pflichten 
zur Gefahrenabwehr und zur Sanierung schädlicher Bodenver-
änderungen sowie die Pflicht zur Altlastensanierung nach Arti-
kel 1 § 4 entstehen. Die Pflichten werden durch die Rechtsver-
ordnung nach Artikel 1 § 8 konkretisiert, die weiterhin zügig er-
arbeitet wird. Bei einer Gesamtbetrachtung werden sich die 
Anforderungen, die durch die Erfüllung der im Gesetz genann-
ten Pflichten entstehen können, im Verhältnis zur derzeitigen 
Rechtslage kostensenkend auswirken; dies zeigen die Vor-
arbeiten zum Entwurf der vorgenannten Rechtsverordnung. So 
werden sich der Sanierungsaufwand und die Zahl der als Alt-
lastenverdachtsflächen auszuweisenden Flächen verringern. 

Das Gesetz ist hinsichtlich seiner Anforderungen an die Erfül-
lung der vorgenannten Pflichten differenzie rt  ausgestaltet. Hin-
sichtlich der Abwehr, Beseitigung und Verminderung schäd-
licher Bodenveränderungen sowie von Altlasten erfolgt eine 
klare Trennung zwischen Vorsorge und Gefahrenabwehr. An-
ordnungen zur Durchsetzung der Vorsorgepflicht sind nur 
zulässig, wenn die Anforderungen in einer Rechtsverordnung 
näher konkretisiert sind. Die durch Vorsorgeanforderungen 
gegebenenfalls zunächst entstehenden Mehrkosten werden 
durch die zu erwartenden Kosteneinsparungen bei Sanierungs-
maßnahmen, die den Schwerpunkt des Gesetzes bilden, bei 
weitem aufgewogen. 

2. Vollzugskosten entstehen weder dem Bund noch den Kommu-
nen, weil diese keine Vollzugsaufgaben erfüllen. Den Ländern 
entstehen durch den Vollzug nur partiell Mehrkosten. Hierbei 
ist vor allem darauf hinzuweisen, daß aufgrund des Gesetzes 
keine neue, eigenständige Bodenschutzverwaltung aufgebaut 
werden muß. Das Bodenschutzgesetz soll keine neuen Geneh-
migungsverfahren schaffen, sondern den Bodenschutz in be-
stehende Verfahren integ rieren und damit bürokratische 
Hemmnisse und Kosten vermeiden. Schon jetzt entstehen 
durch das landesrechtlich normierte Altlastenrecht Personal- 
und Sachkosten. Gleiches gilt, unabhängig davon, ob spezielle 
bodenschutzrechtlichen Regelungen bestehen, für das Boden

-

schutzrecht. Es obliegt im übrigen der Festlegung der Länder, 
welche Behörden konkret zur Erfüllung der Aufgaben nach 
diesem Gesetz für zuständig erklärt wird. Bereits aufgebaute 
und zwischenzeitlich auch schon im konkreten Vollzug be-
währte Landesbehördenstrukturen zum effizienten Altlasten-
management können hierbei in vollem Umfang nutzbar ge-
macht werden. 

Mehrkosten für die Länder sind aufgrund der Ausgleichsrege-
lung bei Anordnungen zu Lasten der Land- und Forstwirtschaft 
(Artikel 1 § 10 Abs. 2) zu erwarten. Die Regelung greift nur, 
wenn die Verpflichteten nicht Verursacher der schädlichen Bo-
denveränderung sind und trotz innerbetrieblicher Anpassungs-
maßnahmen wirtschaftliche Nachteile aufgrund von Anordun- 
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gen zur Beschränkung der land- und forstwirtschaftlichen Bo-
dennutzung sowie zur Bewi rtschaftung von Böden bestehen 
bleiben. Eine worstcase-Abschätzung des Umweltbundesamtes 
geht von Mehrkosten in Höhe von jährlich 48 Mio. DM aus, die 
tatsächlichen Kosten liegen voraussichtlich deutlich niedriger. 

Mehrkosten beim Vollzug insbesondere des Zweiten und Drit-
ten Teils des Gesetzes sind nicht zu erwarten. Dies gilt um so 
mehr, als immer mehr Länder bodenschutz- und altlastenspezi-
fische Spezialregelungen erlassen und umfangreiche Vollzugs-
erfahrungen hinsichtlich des Sanierungsmanagements vorlie-
gen. Die Verwaltungsstrukturen sind vorhanden, die Verwal-
tungsabläufe gehören zur täglichen Verwaltungspraxis. Ko-
stensenkend wirkt insbesondere die den zuständigen Behörden 
in Artikel 1 § 13 Abs. 4 eingeräumte Möglichkeit, einen Sanie-
rungsplan für verbindlich zu erklären und hierdurch eine be-
schränkte Konzentrationswirkung hinsichtlich anderer sonst 
parallel erforderlicher behördlicher Gestattungen herbeizufüh-
ren. Eine entsprechende Regelung besteht nach Artikel 1 § 16 
Abs. 2 für Anordnungen zur Altlastensanierung. Die Kosten der 
Verwaltung werden dadurch gesenkt, daß künftig nur ein be-
hördliches Verfahren mit Außenwirkung, zu dessen Abschluß 
demgemäß auch nur noch ein Verwaltungsakt ergehen wird, 
durchgeführt werden muß. 

IL Sonstige Kosten und Preiswirkung 

Das unter I. zur Kostensenkung bei den Pflichten sowie der Kon-
kretisierung durch die Rechtsverordnung Ausgeführte gilt sinnge-
mäß auch für die sonstigen Verpflichteten. 

Eine spürbare Entlastung nicht nur von Großunternehmen sondern 
auch von kleinen und mittleren Unternehmen wird dadurch eintre-
ten, daß bundeseinheitliche materielle Maßstäbe gerade für den 
Bereich der Altlastensanierung geschaffen werden. Damit wird 
das Altlastenrisiko kalkulierbar, der benötigte Finanzbedarf kann 
exakter abgeschätzt werden, Finanzierungskosten sinken. Eine 
weitere Kostenreduzierung wird dadurch erreicht, daß ein Sanie-
rungsplan (Artikel 1 § 13) nur in komplexen Altlastenfällen ver-
langt werden kann, sich die Planungskosten bei einfachen Konta-
minationen also reduzieren. Schließlich trägt auch die vorgese-
hene Konzentrationsregelung (Artikel 1 § 13 Abs. 4, § 16 Abs. 2) 
zur Kostenreduzierung bei. Aus der Sicht des Sanierungspflichti-
gen konzentrieren sich die Verhandlungen mit den Behörden auf 
einen Ansprechpartner. Weil nur noch ein Bescheid erforderlich 
ist, sinken infolge des Zeitgewinns die Kosten für den Pflichtigen. 
Der Aufwand gerade auch kleiner und mittlerer Unternehmen im 
Zuge von Sanierungsverfahren wird dadurch erheblich verringert. 

Soweit auf die Betreiber von Produktionsanlagen Mehrbelastun-
gen zukommen, sind Einzelpreiserhöhungen für bestimmte Pro-
dukte zwar nicht auszuschließen, ihr Umfang dürfte gemessen an 
den Gesamtproduktionskosten aber so gering sein, daß Auswir-
kungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreis-
niveau, von möglichen Einzelpreiserhöhungen abgesehen, nicht 
zu erwarten sind. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (321) - 235 03 - Bo 4/93 
Bonn, den 14. Januar 1997 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des Bodens 

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 706. Sitzung am 29. November 1996 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes zum Schutz des Bodens 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Boden

-

veränderungen und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) 

Inhaltsübersicht 

Erster Teil Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Zweck des Gesetzes 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

§ 3 Anwendungsbereich 

Zweiter Teil Grundsätze und Pflichten 

§ 4 Pflichten zur Gefahrenabwehr 

§ 5 Entsiegelung 

§ 6 Auf- und Einbringen von Mate rialien 
auf oder in den Boden 

§ 7 Vorsorgegrundsatz 

§ 8 Werte und Anforderungen 

§ 9 Gefährdungsabschätzung und Untersuchungs-
anordnungen 

§ 10 Sonstige Anordnungen 

Dritter Teil Ergänzende Vorschriften für Altlasten 

§ 11 Erfassung 

§ 12 Information der Betroffenen 

§ 13 Sanierungsplanung 

§ 14 Behördliche Sanierungsplanung 

§ 15 Behördliche Überwachung, Eigenkontrolle 

§ 16 Ergänzende Anordnungen zur Altlasten-
sanierung 

Vierter Teil Landwirtschaftliche Bodennutzung 

§ 17 Gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft 

Fünfter Teil Schlußvorschriften 

§ 18 Sachverständige 

§ 19 Datenübermittlung 

§ 20 Wissenschaftlicher Beirat 

§ 21 Anhörung beteiligter Kreise 

§ 22 Landesrechtliche Regelungen 

§ 23 Erfüllung von bindenden Beschlüssen 
der Europäischen Gemeinschaften 

§ 24 Landesverteidigung 

§ 25 Kosten 

§ 26 Bußgeldvorschriften 

ERSTER TEIL 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funk-
tionen des Bodens zu sichern oder wiederherzustel-
len. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen ab-
zuwehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch 
verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren 
und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf 
den Boden zu treffen. 

§2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Boden im Sinne dieses Gesetzes ist die obere 
Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger der in 
Absatz 2 genannten Bodenfunktionen ist, einschließ-
lich der flüssigen Bestandteile (Bodenlösung) und 
der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne 
Grundwasser und Gewässerböden. 

(2) Der Boden erfüllt im Sinne dieses Gesetzes 
Funktionen als 

1. Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, 
Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen, 

2. Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit 
seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen, 

3. Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoff-
liche Einwirkungen auf Grund der Filter-, Puffer- 
und Stoffumwandlungseigenschaften, insbeson-
dere auch zum Schutz des Grundwassers, 

4. Archiv der Natur- und Kulturgeschichte, 

5. Rohstofflagerstätte, 

6. Fläche für Siedlung und Erholung, 

7. Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nut-
zung, 

8. Standort für sonstige wi rtschaftliche und öffent

-

liche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung. 

(3) Schädliche Bodenveränderungen im Sinne die-
ses Gesetzes sind Beeinträchtigungen der Boden-
funktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den ein-
zelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 
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(4) Verdachtsflächen im Sinne dieses Gesetzes sind 
Grundstücke, bei denen der Verdacht schädlicher 
Bodenveränderungen besteht. 

(5) Altlasten im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie son-
stige Grundstücke, auf denen Abfälle zur Beseiti-
gung behandelt, gelagert oder abgelagert worden 
sind (Altablagerungen) und 

2. stillgelegte Anlagen, ausgenommen Anlagen, de-
ren Stillegung einer Genehmigung nach dem 
Atomgesetz bedarf, und sonstige Grundstücke, 
auf denen mit umweltgefährdenden. Stoffen um-
gegangen worden ist, soweit die Anlagen oder 
Grundstücke gewerblichen Zwecken dienten oder 
im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Ver-
wendung fanden (Altstandorte), 

durch die schädliche Bodenveränderungen oder son

-

stige Gefahren für den einzelnen oder die Allgemein

-

heit hervorgerufen werden. 

(6) Altlastverdächtige Flächen im Sinne dieses Ge-
setzes sind Altablagerungen und Altstandorte, bei 
denen der Verdacht schädlicher Bodenveränderun-
gen oder sonstiger Gefahren für den einzelnen oder 
die Allgemeinheit besteht. 

(7) Sanierung im Sinne dieses Gesetzes sind Maß-
nahmen 

1. zur Beseitigung oder Verminderung der Schad-
stoffe (Dekontaminationsmaßnahmen), 

2. die eine Ausbreitung der Schadstoffe langfristig 
verhindern, ohne die Schadstoffe zu besei tigen 
(Sicherungsmaßnahmen), 

3. zur Beseitigung oder Verminderung schädlicher 
Veränderungen der physikalischen, chemischen 
oder biologischen Beschaffenheit des Bodens. 

(8) Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen im 
Sinne dieses Gesetzes sind sonstige Maßnahmen, die 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Be-
lästigungen für Mensch und Umwelt verhindern oder 
vermindern, insbesondere Nutzungsbeschränkun-
gen. 

§3 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet Anwendung bei schädli-
chen Bodenveränderungen, die auf einer Bodennut-
zung oder wirtschaftlichen Tätigkeit beruhen, und 
bei Altlasten. 

(2) Dieses Gesetz findet keine Anwendung, soweit 

1. Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abf all

-

gesetzes über das Aufbringen von Abfällen zur 
Verwertung als Sekundärrohstoffdünger oder 
Wirtschaftsdünger im Sinne des § 1 des Dünge-
mittelgesetzes und der hierzu auf Grund des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes erlas-
senen Rechtsverordnungen sowie der Klär-
schlammverordnung vom 15. April 1992, (BGBl. I 
S. 912),  

2. Vorschriften des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetzes über die Zulassung und den Bet rieb von 
Abfallbeseitigungsanlagen zur Beseitigung von 
Abfällen, 

3. Vorschriften über die Beförderung gefährlicher 
Güter, 

4. Vorschriften des Düngemittel- und Pflanzen-
schutzrechts, 

5. Vorschriften des Gentechnikgesetzes, 

6. Vorschriften des zweiten Kapitels des Bundes-
waldgesetzes, 

7. Vorschriften des Flurbereinigungsgesetzes über 
das Flurbereinigungsgebiet, auch in Verbindung 
mit dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz, 

8. Vorschriften über Bau, Änderung, Unterhaltung 
und Betrieb von Verkehrswegen oder Vorschrif-
ten, die den Verkehr regeln, 

9. Vorschriften des Bauplanungs- und Bauord-
nungsrechts sowie 

10. Vorschriften des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes über die Errichtung und den Bet rieb von An-
lagen unter Berücksichtigung von Absatz 3 

die Bodennutzung oder wirtschaftliche Tätigkeit re-
geln. Dieses Gesetz findet weiterhin keine Anwen-
dung auf Anlagen, Tätigkeiten, Geräte oder Vorrich-
tungen, Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive 
Stoffe, soweit Rechtsvorschriften den Schutz vor den 
Gefahren der Kernenergie und der Wirkung ionisie-
render Strahlen regeln. Dieses Gesetz gilt ferner 
nicht für das Aufsuchen, Bergen, Befördern, Lagern, 
Behandeln und Vernichten von Kampfmitteln. 

(3) Im Hinblick auf das Schutzgut Boden gelten 
schädliche Bodenveränderungen im Sinne von § 2 
Abs. 3 dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen, soweit sie 
durch Immissionen verursacht werden, als schädliche 
Umwelteinwirkungen nach § 3 Abs. 1 des Bundes

-

Immissionsschutzgesetzes, im übrigen als sonstige 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Be-
lästigungen nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes. Zur Vorsorge gegen schädliche 
Bodenveränderungen ist bei Anlagen im Sinne von 
§ 3 Abs. 5 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die 
beim Inkrafttreten einer Rechtsverordnung nach § 8 
Abs. 2 dieses Gesetzes bereits errichtet worden sind, 
die Einhaltung der in dieser Rechtsverordnung fest-
gelegten Anforderungen anzustreben, soweit in 
Rechtsverordnungen oder Verwaltungsvorschriften, 
die auf Grund des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
erlassen werden, auch im Hinblick auf Pflichten nach 
diesem Gesetz gleichzeitig festgelegt worden ist, 
welche Zusatzbelastungen einzelner Anlagen nicht 
als ursächlicher Beitrag zum Entstehen schädlicher 
Bodenveränderungen anzusehen sind. In den ge-
nannten Vorschriften des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes soll festgelegt werden, daß bei Unterschrei-
tung bestimmter Emissionsmassenströme auch ohne 
Einzelfallprüfung davon auszugehen ist, daß die 
Pflicht zur Vorsorge erfüllt wird. 
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(4) Auf die Zulassung von Tätigkeiten und Ein rich-
tungen im Sinne des § 2 des Bundesberggesetzes fin-
det dieses Gesetz keine Anwendung. Die Berück-
sichtigung der Belange dieses Gesetzes im Rahmen 
des § 55 in Verbindung mit § 48 Abs. 2 Satz 1 des 
Bundesberggesetzes bleibt unberührt. 

ZWEITER TEIL 

Grundsätze und Pflichten 

§4 

Pflichten zur Gefahrenabwehr 

(1) Jeder, der den Boden nutzt oder im Rahmen 
wirtschaftlicher Tätigkeit in sonstiger Weise auf den 
Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, daß schäd-
liche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen wer-
den. 

(2) Der Grundstückseigentümer und der Inhaber 
der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sind 
verpflichtet, Maßnahmen zur Abwehr der von ihrem 
Grundstück drohenden schädlichen Bodenverände-
rungen zu ergreifen. 

(3) Der Verursacher einer schädlichen Bodenverän-
derung oder Altlast, der Grundstückseigentümer und 
der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sind verpflichtet, den Boden und Alt-
lasten sowie durch schädliche Bodenveränderungen 
oder Altlasten verursachte Verunreinigungen von 
Gewässern so zu sanieren, daß dauerhaft keine Ge-
fahren, erheblichen Nachteile oder erheblichen Belä-
stigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit 
entstehen. Hierzu kommen bei Belastungen durch 
Schadstoffe neben Dekontaminations- auch Siche-
rungsmaßnahmen in Betracht, die eine Ausbreitung 
der Schadstoffe langfristig verhindern. Soweit dies 
nicht möglich oder unzumutbar ist, sind sonstige 
Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen durchzu-
führen. 

(4) Bei der Erfüllung der boden- und altlastenbezo-
genen Pflichten nach den Absätzen 1 bis 3 ist die pla-
nungsrechtlich zulässige Nutzung des Grundstücks 
und das sich daraus ergebende Schutzbedürfnis zu 
beachten, soweit dies mit dem Schutz der in § 2 
Abs. 2 Nr. 1 bis 4 genannten Bodenfunktionen zu ver-
einbaren ist. Fehlen planungsrechtliche Festsetzun-
gen, bestimmt die Prägung des Gebiets unter Be-
rücksichtigung der absehbaren Entwicklung das 
Schutzbedürfnis. Die bei der Sanierung von Gewäs-
sern zu erfüllenden Anforderungen bestimmen sich 
nach dem Wasserrecht. 

§5 

Entsiegelung 

Soweit die Vorschriften des Baurechts die Befug-
nisse der Behörden nicht regeln, wird die Bundesre-
gierung ermächtigt, nach Anhörung der beteiligten 
Kreise (§ 21) durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates Grundstückseigentümer zu 
verpflichten, bei dauerhaft nicht mehr genutzten 

Flächen, deren Versiegelung im Widerspruch zu 
planungsrechtlichen Festsetzungen steht, den Boden 
in seiner Leistungsfähigkeit im Sinne von § 1 soweit 
wie möglich und zumutbar zu erhalten oder wieder-
herzustellen. 

§6 

Auf- und Einbringen von Materialien 
auf oder in den Boden 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach Anhö-
rung der beteiligten Kreise (§ 21) durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Erfül-
lung der sich aus diesem Gesetz ergebenden Anfor-
derungen an das Auf- und Einbringen von Mate-
rialien hinsichtlich der in ihnen enthaltenen Schad-
stoffe, insbesondere 

1. Verbote oder Beschränkungen nach Maßgabe von 
Merkmalen wie Art  und Beschaffenheit des Bo-
dens, Aufbringungsort und -zeit und natürliche 
Standortverhältnisse sowie 

2. Untersuchungen der Mate rialien oder des Bodens, 
Maßnahmen zur Vorbehandlung dieser Materia-
lien oder geeignete andere Maßnahmen 

zu bestimmen. 

§7 

Vorsorgegrundsatz 

Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der 
tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sind ver-
pflichtet, Vorsorge gegen schädliche Bodenverände-
rungen zu treffen, die durch ihre Nutzung auf dem 
Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich her-
vorgerufen werden können. Vorsorgemaßnahmen 
sind geboten, wenn wegen der räumlichen, langfri

-

stigen oder komplexen Auswirkungen einer Nutzung 
auf die Bodenfunktionen die Besorgnis einer schädli-
chen Bodenveränderung besteht. Zur Erfüllung der 
Vorsorgepflicht sind Bodeneinwirkungen zu vermei-
den oder zu vermindern, soweit dies auch im Hin-
blick auf den Zweck der Nutzung des Grundstücks 
verhältnismäßig ist. Anordnungen zur Vorsorge 
gegen schädliche Bodenveränderungen dürfen nur 
getroffen werden, soweit Anforderungen an solche 
Maßnahmen in einer Rechtsverordnung nach § 8 
Abs. 2 festgelegt sind. Bei bestehenden Bodenbela-
stungen bestimmen sich die zu erfüllenden Pflichten 
nach § 4 Abs. 3. 

§8 

Werte und Anforderungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach 
Anhörung der beteiligten Kreise (§ 21) durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor-
schriften über die Erfüllung der sich aus § 4 ergeben-
den boden- und altlastenbezogenen Pflichten sowie 
die behördliche Untersuchung und Bewertung von 
Verdachtsflächen, schädlichen Bodenveränderun-
gen, altlastverdächtigen Flächen und Altlasten zu er-
lassen. Hierbei können insbesondere 
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1. Werte, bei deren Überschreiten unter Berücksich-
tigung der Bodennutzung eine einzelfallbezogene 
Prüfung durchzuführen und festzustellen ist, ob 
eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 
vorliegt (Prüfwerte), 

2. Werte für Einwirkungen oder Belastungen, bei 
deren Überschreiten unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Bodennutzung in der Regel von einer 
schädlichen Bodenveränderung oder Altlast aus-
zugehen ist und Maßnahmen erforderlich sind 
(Maßnahmenwerte), 

3. Anforderungen an 

a) die Abwehr schädlicher Bodenveränderungen; 
hierzu gehören auch Anforderungen an den 
Umgang mit ausgehobenem, abgeschobenem 
und behandeltem Bodenmaterial, 

b) die Sanierung des Bodens und von Altlasten, 
insbesondere an 

- die Bestimmung des zu erreichenden Sanie-
rungsziels, 

- den Umfang von Dekontaminations- und 
Sicherungsmaßnahmen, die langfristig eine 
Ausbreitung von Schadstoffen verhindern, 
sowie 

- Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen 

festgelegt werden. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach 
Anhörung der beteiligten Kreise (§ 21) durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur Er-
füllung der sich aus § 7 ergebenden Pflichten sowie 
zur Festlegung von Anforderungen an die damit ver-
bundene Untersuchung und Bewe rtung von Flächen 
mit der Besorgnis einer schädlichen Bodenverände-
rung Vorschriften zu erlassen, insbesondere über 

1. Bodenwerte, bei deren Überschreiten in der Regel 
davon auszugehen ist, daß die Besorgnis einer 
schädlichen Bodenveränderung besteht (Vorsorge-
werte), 

2. zulässige Zusatzbelastungen und Anforderungen 
zur Vermeidung oder Verminderung von Stoffein-
trägen. 

(3) Mit den in Absatz 1 und 2 genannten Werten 
sind Verfahren zur Ermittlung von umweltgefährden-
den Stoffen in Böden, biologischen und anderen Ma-
terialien festzulegen. Diese Verfahren umfassen auch 
Anforderungen an eine repräsentative Probenahme, 
Probenbehandlung und Qualitätssicherung ein-
schließlich der Ermittlung der Werte für unterschied-
liche Belastungen. 

§9 

Gefährdungsabschätzung 
und Untersuchungsanordnungen 

(1) Liegen der zuständigen Behörde Anhaltspunkte 
dafür vor, daß eine schädliche Bodenveränderung 
oder Altlast oder eine hierdurch verursachte Gewäs-
serverunreinigung vorliegt, so ergreift sie zur Ermitt-
lung des Sachverhalts die geeigneten Maßnahmen. 
Werden die in einer Rechtsverordnung nach § 8 

Abs. 1 Nr. 1 festgesetzten Prüfwerte überschritten, 
hat die zuständige Behörde festzustellen, ob eine 
schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt. 
Im Rahmen der Untersuchung und Bewe rtung sind 
insbesondere Art  und Konzentration der Schadstoffe, 
die Möglichkeit ihrer Ausbreitung in die Umwelt und 
ihrer Aufnahme durch Menschen, Tiere und Pflanzen 
sowie die Nutzung des Grundstücks nach § 4 Abs. 4 
zu berücksichtigen. 

(2) Besteht auf Grund konkreter Anhaltspunkte der 
hinreichende Verdacht einer schädlichen Bodenver-
änderung, einer Altlast oder einer hierdurch verur-
sachten Gewässerverunreinigung, kann die zustän-
dige Behörde anordnen, daß die in § 4 Abs. 3 ge-
nannten Personen die notwendigen Untersuchungen 
zur Gefährdungsabschätzung durchzuführen haben. 
Einzelheiten dieser Pflicht sowie sonstige Pflichten 
zur Mitwirkung der in § 4 Abs. 3 genannten Personen 
sowie Duldungspflichten der nach § 12 Betroffenen 
bestimmen sich nach Landesrecht. 

§ 10 

Sonstige Anordnungen 

(1) Zur Erfüllung der sich aus §§ 4 und 7 und den 
auf Grund von §§ 5, 6 und 8 erlassenen Rechtsverord-
nungen ergebenden Pflichten kann die zuständige 
Behörde die notwendigen Maßnahmen treffen. An-
ordnungen zur Erfüllung der Pflichten nach § 7 dür-
fen getroffen werden, soweit Anforderungen in einer 
Rechtsverordnung festgelegt sind. Die zuständige 
Behörde darf eine Anordnung nicht treffen, wenn sie 
auch im Hinblick auf die berechtigten Nutzungs-
interessen einzelner unverhältnismäßig wäre. 

(2) Trifft die zuständige Behörde gegenüber dem 
Grundstückseigentümer oder dem Inhaber der tat-
sächlichen Gewalt zur Erfüllung der Pflichten nach 
§ 4 Anordnungen zur Beschränkung der land- und 
forstwirtschaftlichen Bodennutzung sowie zur Be-
wirtschaftung von Böden, so hat sie, wenn diese nicht 
Verursacher der schädlichen Bodenveränderungen 
sind, für die nach zumutbaren innerbetrieblichen An-
passungsmaßnahmen verbliebenen wirtschaftlichen 
Nachteile einen angemessenen Ausgleich zu gewäh-
ren. Eine Anordnung, die nach Satz 1 zum Ausgleich 
wirtschaftlicher Nachteile verpflichtet, darf nur ge-
troffen werden, wenn Gefahren, erhebliche Nach-
teile oder erhebliche Belästigungen nicht auf andere 
Weise abgewehrt werden können. Der Ausgleich be-
mißt sich nach den Ertragseinbußen und Mehrauf-
wendungen des Betroffenen abzüglich ersparter Auf-
wendungen und Leistungen Dritter. Der Ausgleich 
kann auch durch Flächentausch oder andere geeig-
nete Maßnahmen geleistet werden. Satz 1 gilt nicht, 
wenn der Verpflichtete die Belastung des Bodens 
beim Erwerb des Grundstücks oder bei der Begrün-
dung der tatsächlichen Gewalt kannte oder kennen 
mußte oder aus anderen Gründen sein Vertrauen 
nicht schutzwürdig ist. Bei der Prüfung der Frage, ob 
der Verpflichtete im Sinne von Satz 1 Verursacher 
der schädlichen Bodenveränderung ist, hat die zu-
ständige Behörde insbesondere die Einhaltung der 
guten fachlichen Praxis zu berücksichtigen. Für 
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Streitigkeiten steht der Rechtsweg vor den ordent-
lichen Gerichten offen. 

DRITTER TEIL 

Ergänzende Vorschriften für Altlasten 

§ 11 

Erfassung 

Die Länder regeln die Erfassung der Altlasten und 
altlastverdächtigen Flächen. 

§ 12 

Information der Betroffenen 

Die nach § 4 Abs. 3 zur Sanierung der Altlast Ver-
pflichteten haben die Eigentümer der betroffenen 
Grundstücke, die sonstigen betroffenen Nutzungsbe-
rechtigten und die betroffene Nachbarschaft (Betrof-
fenen) von der bevorstehenden Durchführung der 
geplanten Maßnahmen zu informieren. Die zur Beur-
teilung der Maßnahmen wesentlichen vorhandenen 
Unterlagen sind zur Einsichtnahme zur Verfügung 
zu stellen. Enthalten Unterlagen Geschäfts- oder 
Betriebsgeheimnisse, muß ihr Inhalt, soweit es ohne 
Preisgabe des Geheimnisses geschehen kann, so 
ausführlich dargestellt sein, daß es den Betroffenen 
möglich ist, die Auswirkungen der Maßnahmen auf 
ihre Belange zu beurteilen. 

§ 13 

Sanierungsplanung 

(1) Bei Altlasten, von denen auf Grund von A rt , 
Ausbreitung oder Menge der Schadstoffe in beson-
derem Maße schädliche Bodenveränderungen oder 
sonstige Gefahren für den einzelnen oder die Allge-
meinheit ausgehen, soll die zuständige Behörde von 
einem nach § 4 Abs. 3 zur Sanierung Verpflichteten 
die notwendigen Untersuchungen zur Entscheidung 
über Art  und Umfang der nach § 4 Abs. 3 erforder-
lichen Maßnahmen (Sanierungsuntersuchungen) so-
wie die Vorlage eines Sanierungsplans verlangen, 
der insbesondere 

1. eine Zusammenfassung der Gefährdungsabschät-
zung und der Sanierungsuntersuchungen, 

2. Angaben über die bisherige und künftige Nut-
zung der zu sanierenden Grundstücke, 

3. die Darstellung des Sanierungsziels und die hierzu 
erforderlichen Dekontaminations-, Sicherungs-, 
Schutz- und Beschränkungs- und Eigenkontroll-
maßnahmen sowie die zeitliche Durchführung die-
ser Maßnahmen 

enthält. Die Bundesregierung wird ermächtigt, nach 
Anhörung der beteiligten Kreise (§ 21) durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor-
schriften über die Anforderungen an Sanierungs-
untersuchungen sowie den Inhalt von Sanierungs-
plänen zu erlassen. 

(2) Die zuständige Behörde kann verlangen, daß 
die Sanierungsuntersuchungen sowie der Sanie-
rungsplan von einem Sachverständigen nach § 18 er-
stellt wird. 

(3) Wer nach Absatz 1 einen Sanierungsplan vorzu-
legen hat, hat die nach § 12 Betroffenen frühzeitig, 
in geeigneter Weise und unaufgefordert über die 
geplanten Maßnahmen zu informieren. § 12 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 

(4) Die zuständige Behörde kann den Plan, auch 
unter Abänderungen oder mit Nebenbestimmungen, 
für verbindlich erklären. Ein für verbindlich erklärter 
Plan schließt andere die Sanierung betreffende be-
hördliche Entscheidungen mit Ausnahme von Zulas-
sungsentscheidungen für Vorhaben, die nach § 3 in 
Verbindung mit der Anlage zu § 3 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder kraft Lan-
desrechts einer Umweltverträglichkeitsprüfung un-
terliegen, mit ein, soweit sie im Einvernehmen mit 
der jeweils zuständigen Behörde erlassen und in dem 
für verbindlich erklärten Plan die miteingeschlosse-
nen Entscheidungen aufgeführt werden. 

(5) Mit dem Sanierungsplan kann der Entwurf 
eines Sanierungsvertrages über die Ausführung des 
Planes vorgelegt werden, der die Einbeziehung Drit-
ter vorsehen kann. 

§ 14 

Behördliche Sanierungsplanung 

Die zuständige Behörde kann den Sanierungsplan 
nach § 13 Abs. 1 selbst erstellen oder ergänzen oder 
durch einen Sachverständigen nach § 18 erstellen 
oder ergänzen lassen, wenn 

1. der Plan nicht, nicht innerhalb der von der Behör-
de gesetzten Frist oder fachlich unzureichend er-
stellt worden ist, 

2. ein nach § 4 Abs. 3 Verpflichteter nicht oder nicht 
rechtzeitig herangezogen werden kann oder 

3. auf Grund der großflächigen Ausdehnung der Alt-
last, der auf der Altlast beruhenden weiträumigen 
Verunreinigung eines Gewässers oder auf Grund 
der Anzahl der nach § 4 Abs. 3 Verpflichteten ein 
koordiniertes Vorgehen erforderlich ist. 

§ 13 Abs. 3 bis 5 gilt entsprechend. 

§ 15 

Behördliche Überwachung, Eigenkontrolle 

(1) Altlasten und altlastverdächtige Flächen unter-
liegen, soweit erforderlich, der Überwachung durch 
die zuständige Behörde. Bei Altstandorten und Alt-
ablagerungen bleibt die Wirksamkeit von behörd-
lichen Zulassungsentscheidungen sowie von nach-
träglichen Anordnungen durch die Anwendung die-
ses Gesetzes unberührt. 

(2) Liegt eine Altlast vor, so kann die zuständige 
Behörde von den nach § 4 Abs. 3 Verpflichteten, so-
weit erforderlich, die Durchführung von Eigenkon-
trollmaßnahmen, insbesondere Boden- und Wasser- 
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untersuchungen sowie die Einrichtung und den Be-
trieb von Meßstellen verlangen. Die Ergebnisse der 
Eigenkontrollmaßnahmen sind aufzuzeichnen und 
fünf Jahre lang aufzubewahren. Die zuständige 
Behörde kann Eigenkontrollmaßnahmen auch nach 
Durchführung von Dekontaminations-, Sicherungs- 
und Beschränkungsmaßnahmen anordnen. Sie kann 
verlangen, daß die Eigenkontrollmaßnahmen von 
einem Sachverständigen nach § 18 durchgeführt 
werden. 

(3) Die Ergebnisse der Eigenkontrollmaßnahmen 
sind von den nach § 4 Abs. 3 Verpflichteten der zu-
ständigen Behörde auf Verlangen mitzuteilen. Sie 
hat diese Aufzeichnungen und die Ergebnisse ihrer 
Überwachungsmaßnahmen fünf Jahre lang aufzube-
wahren. 

§ 16 

Ergänzende Anordnungen zur Altlastensanierung 

(1) Neben den im Zweiten Teil dieses Gesetzes vor-
gesehenen Anordnungen kann die zuständige Be-
hörde zur Erfüllung der Pflichten, die sich aus dem 
Dritten Teil dieses Gesetzes ergeben, die erforder-
lichen Anordnungen treffen. 

(2) Soweit ein für verbindlich erklärter Sanierungs-
plan im Sinne von § 13 Abs. 4 Satz 2 nicht vorliegt, 
schließen Anordnungen zur Durchsetzung der Pflich-
ten nach § 4 andere die Sanierung betreffende be-
hördliche Entscheidungen mit Ausnahme von Zulas-
sungsentscheidungen für Vorhaben, die nach § 3 in 
Verbindung mit der Anlage zu § 3 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung oder kraft Lan-
desrechts einer Umweltverträglichkeitsprüfung un-
terliegen, mit ein, soweit sie im Einvernehmen mit 
der jeweils zuständigen Behörde erlassen und in der 
Anordnung die miteingeschlossenen Entscheidun-
gen aufgeführt werden. 

VIERTER TEIL 

Landwirtschaftliche Bodennutzung 

§ 17 

Gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft 

(1) Bei der landwirtschaftlichen Bodennutzung 
wird die Vorsorgepflicht nach § 7 durch die gute 
fachliche Praxis erfüllt. Die nach Landesrecht zustän-
digen landwirtschaftlichen Beratungsste llen sollen 
bei ihrer Beratungstätigkeit die Grundsätze der gu-
ten fachlichen Praxis nach Absatz 2 vermitteln. 

(2) Ziel der guten fachlichen Praxis der landwirt-
schaftlichen Bodennutzung ist die nachhaltige Siche-
rung der Bodenfruchtbarkeit und Leistungsfähigkeit 
des Bodens als natürlicher Ressource. Zur guten 
fachlichen Praxis gehört, daß 

1. die Bodenbearbeitung unter Berücksichtigung der 
Witterung grundsätzlich standortangepaßt zu er-
folgen hat, 

2. die Bodenstruktur erhalten oder verbessert wird, 

3. Bodenverdichtungen, insbesondere durch Berück-
sichtigung der Bodenart, Bodenfeuchtigkeit und 
des von den zur landwirtschaftlichen Bodennut-
zung eingesetzten Geräten verursachten Boden-
drucks soweit wie möglich vermieden werden, 

4. Bodenabträge durch eine standortangepaßte Nut-
zung, insbesondere durch Berücksichtigung der 
Hangneigung, der Wasser- und Windverhältnisse 
sowie der Bodenbedeckung möglichst vermieden 
werden, 

5. die naturbetonten Strukturelemente der Feldflur, 
insbesondere Hecken, Feldgehölze, Feldraine und 
Ackerterrassen, die zum Schutz des Bodens not-
wendig sind, erhalten werden, 

6. die biologische Aktivität des Bodens durch ent-
sprechende Fruchtfolgegestaltung erhalten oder 
gefördert werden und 

7. der standorttypische Humusgehalt des Bodens, 
insbesondere durch eine ausreichende Zufuhr an 
organischer Substanz und Reduzierung der Bear-
beitungsintensität, erhalten wird. 

FÜNFTER TEIL 

Schlußvorschriften 

§ 18 

Sachverständige 

Sachverständige, die Aufgaben nach diesem Ge-
setz wahrnehmen, müssen die für diese Aufgaben er-
forderliche Sachkunde und Zuverlässigkeit besitzen 
sowie über die erforderliche gerätetechnische Aus-
stattung verfügen. Sachverständiger kann auch der 
Verpflichtete oder ein von ihm Beauftragter sein. Die 
zuständige Behörde ist befugt, Einzelheiten über A rt 

 und Umfang der wahrzunehmenden Aufgaben und 
die Vorlage der Ergebnisse der Sachverständigen-
tätigkeiten festzulegen. 

§ 19 

Datenübermittlung 

(1) Die Länder übermitteln dem Bund in aggregier-
ter Form die in Absatz 2 genannten bodenschutzrele-
vanten Daten aus bestehenden oder im Aufbau be-
findlichen Bodeninformationssystemen, insbeson-
dere aus Bodenzustandskatastern und Dauerbeob-
achtungsflächen. 

(2) Folgende Daten sind nach Absatz 1 zu über-
mitteln: 

1. Daten über den physikalischen, chemischen und 
biologischen Bodenzustand sowie dessen Verän-
derung, soweit diese zur Beurteilung der in § 2 
Abs. 2 genannten Bodenfunktionen erforderlich 
sind, 

2. Daten über Gehalte der Böden an umweltgefähr-
denden Stoffen sowie die Einträge dieser Stoffe, 
jeweils in Verbindung mit der Nutzung der Bö-
den. 
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(3) Bund und Länder schließen über die Durchfüh-
rung der Datenübermittlung eine Verwaltungsver-
einbarung. Diese regelt einen gegenseitigen Daten-
austausch zwischen Bund und Ländern und kann 
über Absatz 2 hinaus weitere Daten einbeziehen. Der 
Bund kann unter Verwendung der von Ländern über-
mittelten Daten ein länderübergreifendes Boden-
informationssystem für Bundesaufgaben einrichten. 

§ 20 

Wissenschaftlicher Beirat 

Beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit wird ein wissenschaftlicher 
Beirat errichtet, der es in Angelegenheiten der stoff-
lichen Bodenbelastung berät. In dem Beirat sollen 
die Bereiche der Geowissenschaften, Bodenkunde, 
Bodenbiologie, Agrarwissenschaften und der Toxi-
kologie durch Wissenschaftler vertreten sein, die auf 
diesen Gebieten tätig sind. 

§21 

Anhörung beteiligter Kreise 

Soweit Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsver-
ordnungen die Anhörung der beteiligten Kreise vor-
schreiben, ist ein jeweils auszuwählender Kreis von 
Vertretern der Wissenschaft, der Betroffenen, der 
Wirtschaft, Landwirtschaft, Forstwirtschaft, der Na-
tur- und Umweltschutzverbände, des archäologi-
schen Denkmalschutzes, der kommunalen Spitzen-
verbände und der für den Bodenschutz und die Alt-
lasten zuständigen obersten Landesbehörden zu 
hören. Sollen die in Satz 1 genannten Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften Regelungen zur land- und 
forstwirtschaftlichen Bodennutzung enthalten, sind 
auch die für die Land- und Forstwirtschaft zuständi-
gen obersten Landesbehörden zu hören. 

§ 22 

Landesrechtliche Regelungen 

(1) Zur Ausführung des Zweiten und Dritten Teils 
dieses Gesetzes können die Länder ergänzende Ver-
fahrensregelungen erlassen. 

(2) Die Länder können bestimmen, daß über die im 
Dritten Teil geregelten altlastverdächtigen Flächen 
und Altlasten hinaus bestimmte Verdachtsflächen 

1. von der zuständigen Behörde zu erfassen und 

2. von den Verpflichteten der zuständigen Behörde 
mitzuteilen sind sowie 

daß bei schädlichen Bodenveränderungen, von de-
nen auf Grund von Art , Ausbreitung oder Menge der 
Schadstoffe in besonderem Maße Gefahren, erhebli-
che Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 
einzelnen oder die Allgemeinheit ausgehen, 

1. die Erstellung von Sanierungsplänen und 

2. die Durchführung von Eigenkontrollmaßnahmen 
verlangt werden können. 

(3) Die Länder können darüber hinaus Gebiete, in 
denen flächenhaft schädliche Bodenveränderungen 
auftreten oder zu erwarten sind, und die do rt  zu 
ergreifenden Maßnahmen bestimmen sowie weitere 
Regelungen über gebietsbezogene Maßnahmen des 
Bodenschutzes treffen. Sie können bestimmen, daß 
für das Gebiet ihres Landes oder für bestimmte Teile 
des Gebiets Bodeninformationssysteme eingerichtet 
und geführt werden. Hierbei können insbesondere 
Daten von Dauerbeobachtungsflächen und Boden-
zustandsuntersuchungen über die physikalische, 
chemische und biologische Beschaffenheit des Bo-
dens und über die Bodennutzung erfaßt werden. 

§ 23 

Erfüllung von bindenden Beschlüssen 
der Europäischen Gemeinschaften 

(1) Zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der 
Europäischen Gemeinschaften kann die Bundes-
regierung zu dem in § 1 genannten Zweck mit Zu-
stimmung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
über die Festsetzung der in § 8 Abs. 1 und 2 genann-
ten Werte einschließlich der notwendigen Maßnah-
men zur Ermittlung und Überwachung dieser Werte 
erlassen. 

(2) Die in Rechtsverordnungen nach Absatz 1 fest-
gelegten Maßnahmen sind durch Anordnungen oder 
sonstige Entscheidungen der zuständigen Träger 
öffentlicher Verwaltungen nach diesem Gesetz oder 
nach anderen Rechtsvorschriften des Bundes und der 
Länder durchzusetzen; soweit planungsrechtliche 
Festlegungen vorgesehen sind, haben die zuständi-
gen Planungsträger zu befinden, ob und inwieweit 
Planungen in Betracht zu ziehen sind. 

§ 24 

Landesverteidigung 

(1) Das Bundesministerium der Verteidigung kann 
Ausnahmen von diesem Gesetz und von den auf die-
ses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen zulassen, 
soweit dies zwingende Gründe der Verteidigung 
oder die Erfüllung zwischenstaatlicher Verpflichtun-
gen erfordern. Dabei ist der Schutz vor schädlichen 
Bodenveränderungen zu berücksichtigen. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zu bestimmen, daß der Vollzug dieses Gesetzes und 
der auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnun-
gen im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung und für die auf Grund völkerrecht-
licher Verträge in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierten Streitkräfte dem Bundesministerium der 
Verteidigung oder den von ihm bestimmten Stellen 
obliegt. 

§ 25 

Kosten 

(1) Die Kosten der nach § 9 Abs. 2, § 10 Abs. 1, 
§§ 12, 13, 14 Satz 1 Nr. 1, § 15 Abs. 2 und § 16 Abs. 1 
angeordneten Maßnahmen tragen die zur Durchfüh- 
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rung Verpflichteten. Bestätigen im Fa ll  des § 9 Abs. 2 
Satz 1 die Untersuchungen den Verdacht nicht oder 
liegen die Voraussetzungen des § 10 Abs. 2 vor, sind 
den zur Untersuchung Herangezogenen die Kosten 
zu erstatten, wenn sie die den Verdacht begründen-
den Umstände nicht zu vertreten haben. In den 
Fällen des § 14 Satz 1 Nr. 2 und 3 trägt derjenige die 
Kosten, von dem die Erstellung eines Sanierungs-
plans hätte verlangt werden können. 

(2) Der Grundstückseigentümer und der Inhaber 
der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück, der 
weder Verursacher der schädlichen Bodenverände-
rung oder Altlast ist noch bei der Begründung des 
Eigentums Kenntnis von der schädlichen Bodenver-
änderung oder Altlast oder den sie begründenden 
Umständen hatte oder hätte haben können, ist nach 
Absatz 1 insoweit nicht kostenpflichtig, als die 
Kosten der angeordneten Maßnahmen die Nutzung 
des Grundstücks mit den sich daraus ergebenden 
wirtschaftlichen Vorteilen ausschließen. Dies ist beim 
Eigentümer der Fa ll, soweit die zur Durchführung 
der Maßnahmen erforderlichen Kosten den Ver-
kehrswert des Grundstücks (§ 194 des Baugesetz-
buches) unter Berücksichtigung der durchgeführten 
Maßnahmen übersteigen. 

(3) Mehrere Verpflichtete haben unabhängig von 
ihrer Heranziehung untereinander einen Ausgleichs-
anspruch. Soweit nichts anderes vereinbart wird, 
hängt die Verpflichtung zum Ausgleich sowie der 
Umfang des zu leistenden Ausgleichs davon ab, in-
wieweit die Gefahr oder der Schaden vorwiegend 
von dem einen oder dem anderen Teil verursacht 
worden ist; § 426 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs findet entsprechend Anwendung. Der 
Ausgleichsanspruch verjährt in drei Jahren. Die Ver-
jährung beginnt nach der Beitreibung der Kosten, 
wenn eine Behörde Maßnahmen selbst ausführt, im 
übrigen nach der Beendigung der Maßnahmen 
durch den Verpflichteten zu dem Zeitpunkt, zu dem 
der Verpflichtete von der Person des Ersatzpflichti-
gen Kenntnis erlangt. Der Ausgleichsanspruch ver-
jährt ohne Rücksicht auf diese Kenntnis dreißig Jahre 
nach der Beendigung der Maßnahmen. Für Streitig-
keiten steht der Rechtsweg vor den ordentlichen Ge-
richten offen. 

§ 26 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. einer Rechtsverordnung nach §§ 5, 6, 8 Abs. 1 oder 
§ 23 Abs. 1 oder einer vollziehbaren Anordnung 
auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zuwi-
derhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvor-
schrift verweist, 

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 10 Abs. 1 
Satz 1 zuwiderhandelt, soweit sie sich auf eine 
Pflicht nach § 4 Abs. 3 Satz 1 oder 3 bezieht, 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 13 Abs. 1 
oder § 15 Abs. 2 Satz 1, 3 oder 4 zuwiderhandelt 
oder 

4. entgegen § 15 Abs. 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei-
tig macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu hunderttau-
send Deutsche Mark, in den übrigen Fällen mit einer 
Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche Mark ge-
ahndet werden. 

Artikel 2 

Änderung des Kreislaufwirtschafts- 

 

und Abfallgesetzes 

Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz vom 
27. September 1994 (BGBl. I S. 2705) wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 36 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Besteht der Verdacht, daß von einer stillgelegten 
Deponie nach Absatz 1 schädliche Bodenverände-
rungen oder sonstige Gefahren für den einzelnen 
oder die Allgemeinheit ausgehen, so finden für die 
Erfassung, Untersuchung, Bewe rtung und Sanie-
rung die Vorschriften des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes Anwendung. " 

2. § 40 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

Artikel 3 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1990 (BGBl. I 
S. 880), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
19. Juli 1995 (BGBl. I S. 930), wird wie folgt geändert: 

1. In § 5 Abs. 3 wird der einleitende Satzteil wie folgt 
gefaßt: 

„Genehmigungsbedürftige Anlagen sind so zu 
errichten, zu betreiben und stillzulegen, daß auch 
nach einer Betriebseinstellung" . 

2. In § 17 Abs. 4 a werden die Worte „zehn Jahren" 
durch die Worte „einem Jahr" ersetzt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Der Boden ist nicht vermehrbar und erneuert sich 
nur sehr langsam. Er verfügt über eine nur begrenzte 
Belastbarkeit, eingetretene Schäden sind häufig 
nicht oder nur mit erheblichem Aufwand reparabel. 
Um so größer sind die Gefahren, die sich aus einer 
schleichenden Anreicherung umweltgefährdender 
Stoffe im Boden ergeben. Die dadurch bewirkten 
Veränderungen bleiben vielfach zunächst unbe-
merkt, führen auf Dauer aber zu einer oft nicht wie-
der rückgängig zu machenden Schädigung des 
Bodens. Wird die Belastbarkeit des Bodens erst über-
schritten, so kann dies beispielsweise über die Nah-
rungskette zu einer Weitergabe von Schadstoffen in 
Lebensmitteln oder zu einer schädlichen Verände-
rung des Grundwassers führen. 

Neben der Anreicherung umweltgefährdender Stoffe 
im Boden wird der Boden im besonderen Maße durch 
Versiegelungen beeinträchtigt. Wird der Boden über-
baut, so führt dies zu einer Zerstörung und Verlage-
rung der belebten Bodenschichten, der Boden ver-
liert seine Funktion als Pflanzenstandort sowie als 
Filter und Puffer für stoffliche Einwirkungen. Es ver-
sickert weniger Wasser, dadurch kommt es zu einem 
erhöhten Abfluß von Oberflächenwasser, und es wird 
weniger Grundwasser neu gebildet. 

Gefahren für den Boden ergeben sich darüber hinaus 
aus einer zunehmenden Intensität aller Formen der 
Bodennutzung. Ständig werden zusätzliche Flächen 
für Freizeit und Erholung, als Baugrund oder für den 
Verkehrswegebau in Anspruch genommen. Übermä-
ßige oder nicht standortgemäße landwirtschaftliche 
Nutzung kann unter anderem zum Eintrag umwelt-
gefährdender Stoffe sowie zu Bodenverdichtungen 
und Bodenerosionen führen. Über die Luft eingetra-
gene umweltgefährdende Stoffe aus gewerblichen 
Anlagen, von Kraftfahrzeugen oder p rivaten Haus-
halten verändern das Stoffgleichgewicht und führen 
zu einer Anreicherung im Boden. 

Eine Überforderung der ökologischen Leistungs-
fähigkeit des Bodens hat häufig auch eine Einschrän-
kung seiner Nutzungsfähigkeit zur Folge. Je nach 
Art  und Ausmaß der Belastungen können insbeson-
dere Nahrungs- und Futtermittel nicht mehr oder nur 
mit erheblichen Einschränkungen angebaut werden 
oder der Boden wird wegen von ihm ausgehender 
Gesundheitsgefahren als Standort für Wohngebäude 
oder sonstige belastungsempfindliche Nutzungen 
ungeeignet. 

Besonders deutlich wird dies bei alten Industrie-
standorten und stillgelegten Deponien, von denen 
Gefahren für Mensch und Umwelt ausgehen, den so-
genannten Altlasten. Werden hier nicht die erforder-
lichen Sanierungsmaßnahmen durchgeführt, bleiben 
große Brachflächen zurück, die entweder keiner oder 
nur einer sehr eingeschränkten Nutzung zugänglich 

sind. Da inzwischen viele Altlasten festgestellt wor-
den sind, besteht die Gefahr, daß ohne eine Rege-
lung der Altlastenproblematik zahlreiche Gewerbe-
flächen ungenutzt liegen bleiben und für die Ansied-
lung von Gewerbebetrieben statt dessen bisher un-
bebaute Freiflächen in Anspruch genommen wer-
den. 

Vor diesem Hintergrund besteht der Zweck des Ge-
setzes darin, den Boden in seiner Leistungsfähigkeit 
und als Fläche für Nutzungen aller A rt  nachhaltig zu 
erhalten oder wiederherzustellen. Hierzu sind unter 
Beachtung der derzeitigen und künftigen Anforde-
rungen an die Nutzung des Bodens sowohl Gefahren, 
die dem Boden drohen, als auch Gefahren, die vom 
Boden für den einzelnen oder die Allgemeinheit aus-
gehen, abzuwehren. 

Über die bloße Gefahrenabwehr hinausgehend müs-
sen vorsorgeorientierte Anforderungen zusätzlich 
einen langfristigen Schutz der Funktionen des Bo-
dens gewährleisten. Dies gilt insbesondere gegen-
über einem allmählichen Eintrag umweltgefährden-
der Stoffe, der auf Dauer zu nicht mehr umkehrbaren 
Schädigungen des Bodens führt. 

Mit der Berücksichtigung des Schutzes der natürli-
chen Lebensgrundlagen trägt das Gesetz in besonde-
rem Maße der sich aus der Staatszielbestimmung des 
Artikels 20a GG ergebenden Verpflichtung des Ge-
setzgebers Rechnung. 

1. Notwendigkeit des Gesetzes 

Bodenschutzgesetze sind derzeit in Baden-Württem-
berg, Berlin und Sachsen in Kraft. Für den Altlasten-
bereich gibt es in unterschiedlicher Regelungsdichte 
Vorschriften in Abfallgesetzen der Länder. Eine bun-
desgesetzliche Regelung des Bodenschutz- und Alt-
lastenrechts ist insbesondere erforderlich, damit für 
die bedeutendsten Belastungsquellen des Bodens 
sowie für Altlasten bundesweit einheitliche Boden-
werte für die Gefahrenermittlung und die Durchfüh-
rung von Maßnahmen wie auch Standards für Vor-
sorgemaßnahmen festgelegt werden können und der 
fortschreitenden Rechtszersplitterung entgegenge-
wirkt wird. Solche Bodenwerte sind auch erforder-
lich, damit die große Zahl der zu Unrecht als altlast-
verdächtige Flächen eingestuften Grundstücke aus 
dem Verdacht entlassen und einer wi rtschaftlichen 
Nutzung zugeführt werden können. Für die nach 
dem Grundgesetz gebotene Rechts- und Wirtschafts-
einheit haben den Boden betreffende Umweltstan-
dards eine wesentliche Bedeutung. Es geht hier um 
die zulässige Nutzung von Grund und Boden, sofern 
schädliche Bodenveränderungen vorliegen oder zu 
erwarten sind, um mögliche Nutzungsbeschränkun-
gen für den Anbau von Nahrungs- und Futtermitteln, 
um die Eignung von Baugrundstücken für den Bau 
von Wohnhäusern und um Anforderungen an Indu- 
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strieanlagen, von denen schädliche Bodenverände-
rungen ausgehen können. Die Bedeutung dieser Re-
gelungen für den Umweltschutz und die Wirtschafts-
einheit Deutschlands erfordern gleichermaßen bun-
deseinheitliche Vorschriften. 

2. Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Kompetenz zum Erlaß eines Bundes-Boden-
schutzgesetzes ergibt sich für Artikel 1 des Gesetzes 
aus der ausschließlichen und konkurrierenden Ge-
setzgebungskompetenz des Bundes sowie aus sei-
nem Recht zum Erlaß von Rahmenvorschriften. So-
weit in den Artikeln 2 bis 3 Bundesgesetze geändert 
werden, nimmt der Bund die diesen Gesetzen zu-
grundeliegenden Kompetenzen in Anspruch. 

Zu Artikel 1 

Für die Regelung zur Landesverteidigung in § 24 be-
steht nach Artikel 73 Nr. 1 GG eine ausschließliche 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes. 

Hinsichtlich der übrigen Vorschriften steht dem Bund 
teils eine konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis 
nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11, 18 und 24 GG zu. 

Die zur Sanierung von Gewässerverunreinigungen 
vorgesehenen Regelungen (vgl. § 4 Abs. 3 Satz 1, § 9 
Abs. 1 Satz 1 und § 14 Satz 1 Nr. 3) beruhen auf 
Artikel 75 Abs. 1 Nr. 4 GG; sie stellen eine für die Be-
troffenen unmittelbar geltende Regelung dar, die 
nach Artikel 75 Abs. 2 GG ausnahmsweise zulässig 
ist. 

Im einzelnen: 

Die den Bodenschutz und die Altlastensanierung be-
treffenden Vorschriften beruhen im wesentlichen auf 
den aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 18 GG folgen-
den Gesetzgebungskompetenzen. 

a) Bodenrecht im Sinne von Artikel 74 Abs. 1 
Nr. 18 GG 

Die die Nutzung des Bodens und Altlasten betref-
fenden Vorschriften sind Teil des „Bodenrechts" 
im Sinne von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 GG. 

Zur Materie „Bodenrecht" gehören Vorschriften, 
die unmittelbar den Grund und Boden betreffen, 
also die rechtlichen Beziehungen des Menschen 
zum Grund und Boden regeln (BVerfGE 3, 407 
[424], 34, 139 [144]). Darunter sind Normen zu ver-
stehen, die die rechtliche Qualität des Bodens 
zum Inhalt haben, indem sie generell regeln, in 
welcher Weise die Grundstücke genutzt werden 
dürfen (BVerfGE 33, 265 [286]; 34, 139 [144]; 65, 
283 [288]). Aufgrund von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 
GG können folglich Einwirkungen auf den Boden 
erfaßt werden, die von Personen verursacht wer-
den, denen aufgrund einer schon bestehenden 
Rechtsposition eine Bodennutzung möglich ist. 
Welche Bodennutzung denkbar ist, ergibt sich 
u. a. aus dem Bauplanungsrecht, da die die Bo-
dennutzung regelnden Vorschriften des Baupla-
nungsrechts nach der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts auf Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 
GG beruhen (vgl. BVerfGE 3, 407 [424f.]). Insbe

-

sondere § 9 BauGB konkretisiert die als Teil des 
„Bodenrechts" in Betracht kommenden Boden-
nutzungen. 

Bei Altlasten liegt stets ein entsprechender Nut-
zungsbezug vor, denn die Definition des § 2 Abs. 5 
knüpft gerade an die frühere Nutzung der Fläche 
an. Hinsichtlich der altlastenbezogenen Regelun-
gen besteht darüber hinaus bei Altstandorten eine 
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 (Recht der 
Wirtschaft) und bei Altablagerungen nach 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 24 (Abfallbeseitigung). Diese 
Kompetenznormen sind dann einschlägig, wenn 
die Bodennutzung nicht auf einer Berechtigung 
beruht. 

Hinsichtlich schädlicher Bodenveränderungen 
stellt § 3 Abs. 1 sicher, daß die die Vorsorge und 
die Gefahrenabwehr regelnden Vorschriften des 
Gesetzes die Nutzung des Bodens betreffen. Dar-
über hinaus begrenzt § 4 Abs. 1 und 3 Satz 1 die 
Pflichten zur Gefahrenabwehr und zur Sanierung 
entsprechend. 

Auch die Entsiegelung, die § 5 vorsieht, ist nut-
zungsbezogen. Zum einen beruht die Versiege-
lung gerade auf der Nutzung der Flächen. Zum 
anderen setzt die durch Rechtsverordnung zu 
begründende Pflicht zur Entsiegelung nach § 5 
voraus, daß ein Widerspruch zum Planungsrecht 
besteht; die Fläche soll also gerade an die pla-
nungsrechtlich zulässige Nutzung angepaßt wer-
den. 

Entsprechendes gilt für § 6, der zu Rechtsverord-
nungen über das Auf- und Einbringen von Mate-
rialien auf den Boden und damit zu Einschränkun-
gen der Bodennutzung ermächtigt. 

Gleiches gilt für § 17, der die gute fachliche Praxis 
bei der landwirtschaftlichen Bodennutzung regelt. 

b) Recht der Wirtschaft im Sinne von Artikel 74 
Abs. 1 Nr. 11 GG 

Soweit das Gesetz schädliche Bodenveränderun-
gen erfaßt, die auf einer wi rtschaftlichen Tätigkeit 
beruhen (vgl. § 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 4 
Abs. 1 und 3), werden diese auf das Recht der 
Wirtschaft im Sinne von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 
GG gestützt. Zum Recht der Wirtschaft gehören 
alle Normen, die das wirtschaftliche Leben und 
die wirtschaftliche Betätigung (BVerfGE 8, 143 
[148f.]; 55, 274 [308], 68, 310 [330]) beziehungs-
weise die Steuerung und Lenkung des Wi rt

-schaftslebens insgesamt regeln (BVerfGE 11, 105 
[110ff.]; 67, 256 [275]). § 4 Abs. 1 und 3 des Geset-
zes steuert die wirtschaftliche Betätigung in die-
sem Sinne. Wer bei einer wirtschaftlichen Tätig-
keit auf den Boden einwirkt, hat nach § 4 Abs. 1 
besondere Sorgfaltspflichten zu erfüllen. Diese 
Pflichten lenken sowohl die Vorbereitung als auch 
die Durchführung der Tätigkeit. Verursacht eine 
wirtschaftliche Tätigkeit eine schädliche Boden-
veränderung, begründet § 4 Abs. 3 Sanierungs-
pflichten. Diese Sanierungspflichten steuern we-
gen der mit ihnen verbundenen Kostenlast bereits 
präventiv - also vor dem Eintritt von Bodenbela-
stungen und damit ähnlich wie § 4 Abs. 1 - das 
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Verhalten der Betroffenen, deren Ziel die Verhin-
derung der Bodenkontamination sein muß. Ist 
eine Bodenkontamination bereits eingetreten, 
sanktioniert  § 4 Abs. 3 Satz 1 - ähnlich wie § 5 
Abs. 3 BImSchG - die Folgen der wirtschaftlichen 
Tätigkeit. 

c) Annexkompetenzen zu Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 
und 18 GG 

Mit den in den §§ 10 und 16 vorgesehenen be-
hördlichen Anordnungen sollen die zum Boden-
schutz und zur Altlastensanierung begründeten 
Pflichten bundesweit einheitlich durchgesetzt 
werden. Die Befugnis des Bundes zum Erlaß die-
ser Vorschriften ergibt sich aus einer Annexkom-
petenz zum Bodenrecht und zum Recht der Wi rt

-schaft. Denn Normen zur Ordnungsgewalt der 
Behörden sind ein Annex des zu regelnden Sach-
gebiets (BVerfGE 3, 407 [433]). 

Der Vorbereitung solcher Anordnungen dienen 
die in den §§ 9 und 11 bis 15 geregelten Maßnah-
men; auch diese Vorschriften betreffen die Ord-
nungsgewalt der Behörden, für die dem Bund eine 
Annexkompetenz zum Bodenrecht und zum Recht 
der Wirtschaft zusteht. Hierbei geht es um Folgen-
des: 

§ 9 Abs. 1 regelt die behördliche Sachverhaltser-
mittlung; nach § 9 Abs. 2 können die zur Sanie-
rung Verpflichteten zur Mitwirkung verpflichtet 
werden. 

Wegen des besonderen Gefahrenpotentials von 
Altlasten sind über die Regelungen zur Beseiti-
gung von schädlichen Bodenveränderungen hin-
aus ergänzende Vorschriften erforderlich; diese 
sind Gegenstand der §§ 11 bis 15: 

§ 11 sieht die Erfassung altlastverdächtiger Flä-
chen durch die Länder vor. 

§ 12 gibt den zur Sanierung Verpflichteten die 
Information der Betroffenen auf. Die §§ 13 und 14 
regeln die Aufstellung von Sanierungsplänen, die 
eine effektive Sanierung und insbesondere die 
Bestimmung der im Einzelfall durchzuführenden 
Maßnahmen erleichtern sollen. 

§ 15 regelt behördliche Überwachungsbefugnisse 
und Eigenkontrollpflichten der zur Sanierung Ver-
pflichteten. 

Sachverständige im Sinne des § 18 wirken bei der 
Vorbereitung von Sanierungsmaßnahmen mit. 
Auch insoweit besteht daher eine Annexkompe-
tenz des Bundes zum Bodenrecht und zum Recht 
der Wirtschaft. 

Die in § 19 vorgesehene Übermittlung von boden-
bezogenen Daten durch die Länder dient der 
Anpassung des Bundes-Bodenschutzgesetzes an 
neue Erkenntnisse und schafft die Grundlagen für 
den Erlaß und die Aktualisierung der das Gesetz 
konkretisierenden Rechtsverordnungen. Die Vor-
schrift ist Annex des Bodenrechts beziehungs-
weise des Rechts der Wirtschaft im Sinne von 
Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 18 GG. 

Gleiches gilt für § 20. Der vorgesehene wissen

-

schaftliche Beirat soll die naturwissenschaftlichen 

Grundlagen für die nach § 8 festzusetzenden 
Boden- und altlastenbezogenen Werte aufberei-
ten. 

Auch für § 21, der die Anhörung der beteiligten 
Kreise vor dem Erlaß der das Bundes-Boden-
schutzgesetz konkretisierenden Rechtsverordnun-
gen und Verwaltungsvorschriften regelt, gilt Ent-
sprechendes. 

Soweit § 22 den Ländern den Erlaß ergänzender 
Vorschriften überläßt, macht der Bund von seinen 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen kei-
nen Gebrauch. 

§ 23 regelt die Umsetzung von Rechtsakten der 
Europäischen Gemeinschaften. Da diese Rechts-
akte dem Bodenschutz im Sinne von § 1 dienen 
müssen, geht es auch insoweit um Bodenrecht be-
ziehungsweise um Recht der Wi rtschaft im Sinne 
von Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 18 GG. 

Für die in § 25 vorgesehene Kostenregelung steht 
dem Bund eine Annexkompetenz zum Bodenrecht 
zu. Entsprechendes gilt für die in § 26 vorgesehe-
nen Bußgeldvorschriften. 

cl) Rahmenvorschriften 

Zur Sanierung von Gewässerverunreinigungen, 
die durch schädliche Bodenveränderungen oder 
Altlasten verursacht worden sind, enthält das Ge-
setz in § 4 Abs. 3 Satz 1, § 9 Abs. 1 Satz 1 und § 14 
Satz 1 Nr. 3 unmittelbar geltende Vorschriften, die 
als Rahmenvorschriften im Sinne von Artikel 75 
Abs. 1 Nr. 4 in Verbindung mit Absatz 2 den Was-
serhaushalt betreffen. 

Von schädlichen Bodenveränderungen und Alt-
lasten gehen typischerweise Gefahren für Gewäs-
ser, insbesondere für das Grundwasser aus. Ha-
ben sich solche Gefahren bereits in Form einer 
Verunreinigung von Gewässern verwirklicht, ist 
also insoweit bereits eine Störung eines Rechts-
guts der Allgemeinheit im polizeirechtlichen 
Sinne eingetreten, kann sich die durchzuführende 
Sanierung nicht auf den Boden oder die Altlast 
beschränken, sondern muß das verunreinigte Ge-
wässer, das quasi einen von der Bodenverunreini-
gung oder Altlast nicht zu trennenden „Folge-
schaden" darstellt, miteinbeziehen. Gefahren 
oder Störungen für Rechtsgüter des einzelnen 
oder der Allgemeinheit müssen in ihrer Gesamt-
heit erfaßt sowie umfassend und dauerhaft besei-
tigt werden. Dementsprechend setzt eine effektive 
gesetzliche Regelung zum „Management" der 
von schädlichen Bodenveränderungen und Alt-
lasten ausgehenden Beeinträchtigungen notwen-
digerweise die Einbeziehung von Gewässerverun-
reinigungen, die auf dem „Boden- oder Altlasten-
pfad" verursacht worden sind, mit ein. 

Der Gesetzentwurf entspricht diesen Anforderun-
gen, indem 

- die in § 4 Abs. 3 Satz 1 vorgesehene Sanie-
rungspflicht Verunreinigungen von Gewässern, 
die durch schädliche Bodenveränderungen 
oder Altlasten verursacht worden sind, mit um-
faßt, 
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- im Rahmen der behördlichen Sachverhaltser-
mittlung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 auch solche Ver-
unreinigungen von Gewässern zu ermitteln 
sind und 

- eine behördliche Sanierungsplanung nach § 14 
Satz 1 Nr. 3 auch erfolgen kann, wenn eine 
Altlast eine weiträumige Verunreinigung von 
Gewässern zur Folge hat. 

Die vorgesehenen Regelungen sind für eine sach-
gerechte Sanierung zwingend erforderlich. An-
dernfalls müßten neben dem vom Bundes-Boden-
schutzgesetz zur Sanierung von Böden und Alt-
lasten vorgesehenen Instrumentarium zur Sanie-
rung von Verunreinigungen von Gewässern zu-
sätzlich die heterogenen landesrechtlichen Vor-
schriften angewandt werden, den Behörden wäre 
im Rahmen ihrer Sachverhaltsermittlung nach § 9 
Abs. 1 keine umfassende Gefährdungsabschät-
zung möglich und ein bei Altlasten zu erstellender 
Sanierungsplan wäre sowohl hinsichtlich der Ge-
fährdungsabschätzung als auch hinsichtlich der 
durchzuführenden Maßnahmen unvollständig. 

Die vorgesehenen Rahmenvorschriften zum Was-
serhaushalt überschreiten nicht das nach Arti-
kel 75 Abs. 2 GG Zulässige. Insbesondere erfolgt 
keine „punktuelle Vollregelung", die durch die 
Neufassung des Artikels 75 Abs. 2 GG durch das 
Gesetz vom 27. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3146) im 
Bereich von Rahmenvorschriften des Bundes 
künftig verhindert werden soll (vgl. Bericht der 
Gemeinsamen Verfassungskommission, Druck-
sache 12/6000 S. 36). Denn das Gesetz sieht keine 
allgemeine Sanierungsregelung für Verunreini-
gungen von Gewässern vor, sondern beschränkt 
sich auf boden- und altlastenspezifische Kontami-
nationen. Darüber hinaus werden die inhaltlich an 
die Sanierung eines verunreinigten Gewässers zu 
stellenden Maßstäbe weder durch das Bundes-Bo-
denschutzgesetz noch die aufgrund dieses Geset-
zes zu erlassenden Rechtsverordnungen vorgege-
ben. § 8 Abs. 1 beschränkt die Ermächtigung des 
Verordnungsgebers zur Konkretisierung der sich 
aus § 4 ergebenden Pflichten ausdrücklich auf die 
„boden- und altlastbezogenen" Pflichten. Die bei 
der Sanierung von Gewässern zu stellenden An-
forderungen sind nach § 4 Abs. 4 Satz 4 weiterhin 
im Einzelfall aus dem Wasserrecht herzuleiten. 

Geregelt wird nur die grundsätzliche Pflicht zur 
Gewässersanierung, also das „Ob" der Sanierung, 
nicht die im Einzelfall zu erfüllenden Anforderun-
gen, also nicht das „Wie" der Sanierung. 

Zu Artikel 2 

Zur Änderung des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetzes ist der Bund aufgrund seiner Kompetenzen 
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 24 GG befugt. 

Zu Artikel 3 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz kann der Bund 
nach Artikel 74 Abs. 1 Nr. 11 und 24 GG ändern. 

Zu den Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 GG 

Die Voraussetzungen, die Artikel 72 Abs. 2 GG so-
wohl für den Erlaß von Vorschriften im Bereich 
der konkurrierenden Gesetzgebungsbefugnisse des 
Bundes als auch - in Verbindung mit Artikel 75 Abs. 1 
GG - für den Erlaß von Rahmenvorschriften verlangt, 
liegen vor. Die vorgesehenen Regelungen sind so-
wohl zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet als auch zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen 
Interesse erforderlich. 

1. Zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet sind bei den von Bodenbe-
lastungen und Altlasten ausgehenden Beeinträch-
tigungen einheitliche gesetzliche Instrumentarien, 
die eine umfassende und vollständige Beseitigung 
dieser Beeinträchtigungen gewährleisten, und, 
soweit sachlich möglich, einheitliche Sanierungs-
standards notwendig. Nur einheitliche Anforde-
rungen für die Vorsorge gegen und die Abwehr 
von bodenbezogenen Gefahren, die das Bundes-
Bodenschutzgesetz in Verbindung mit dem zu er-
lassenden untergesetzlichen Regelwerk und die 
geänderten Fachgesetze für die Belastungs-
schwerpunkte schaffen, ermöglichen einen bun-
desweit gleichwertigen Schutz der betroffenen 
öffentlichen und p rivaten Belange. 

2. Einheitliche Sanierungsverfahren und Standards 
sind darüber hinaus auch zur Wahrung der 
Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaat-
lichen Interesse geboten. Denn die unterschiedli-
chen Maßstäbe, die zur Zeit von den Ländern bei 
der Sanierung von schädlichen Bodenveränderun-
gen und Altlasten angewandt werden, führen zu 
Wettbewerbsverzerrungen, die sich insbesondere 
bei der Neuansiedlung von Industrieanlagen und 
bei der Erweiterung bestehender Anlagen sach-
fremd auf die Entscheidungen der Unternehmen 
auswirken. 

Im einzelnen: 

Das vorgesehene Regelwerk harmonisiert die zur 
Zeit unterschiedlichen Maßstäbe der Bundeslän-
der. Bundeseinheitliche Maßstäbe für die Erfor-
derlichkeit von bodenbezogenen Maßnahmen ge-
ben den Investoren und der Sanierungsbranche 
Rechtssicherheit für ihre oft überregionale wirt-
schaftliche Betätigung und machen Risiken kalku-
lierbar. Sanierungsverfahren werden beschleunigt 
und damit kostengünstiger. Wettbewerbsverzer-
rungen werden vermieden, da das vorgesehene 
Regelwerk die zur Zeit unterschiedlichen Maß-
stäbe der Bundesländer für die entscheidenden 
Belastungspfade - Nutzung des Bodens sowie 
Kontaminationen in sonstiger Weise durch eine 
wirtschaftliche Tätigkeit - und für die Altlastensa-
nierung harmonisiert. Indem Verfahren und Werte 
festgeschrieben werden, kann die Sanierung im 
gesamtstaatlichen Interesse übereinstimmend ge-
steuert werden. Dadurch wird auch die Diskussion 
über das Maß der Umweltbelastung in den neuen 
Bundesländern investitionsfördernd versachlicht. 
Hier bildet die Verfügbarkeit von Bodenflächen 
für die verschiedenartigen Nutzungen eine der 
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wichtigsten Voraussetzungen für den wirtschaftli-
chen Aufschwung. Nur mit einem effizienten bun-
deseinheitlichen Altlastenmanagement gelingt es 
im übrigen, das in Deutschland verfügbare Sanie-
rungs-Know-how in wettbewerbsfähige Arbeits-
plätze umzusetzen. Der Exportartikel „Sanie-
rungstechnik und -beratung" braucht im inter-
nationalen Wettbewerb verläßliche einheitliche 
Rahmenbedingungen. 

3. Schwerpunkte des Gesetzes 

a) Zweck des Gesetzes 

Im Mittelpunkt des Gesetzes steht der nachhaltige 
Schutz der Funktionen des Bodens. 

Der Gesetzeszweck umfaßt einmal die Abwehr von 
Gefahren, die von verschiedenen Nutzungen für den 
Boden ausgehen können. Mit der Vorsorge gegen 
das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen 
geht das Gesetz über die bloße Gefahrenabwehr hin-
aus. Vorsorgemaßnahmen sind schon geboten, wenn 
wegen der räumlichen, langfristigen oder komplexen 
Auswirkungen die Besorgnis einer schädlichen Bo-
denveränderung besteht. 

Neben seiner vorbeugenden Funktion ist es Zweck 
des Gesetzes, auf schädlichen Bodenveränderungen 
und Altlasten beruhende Gefahren oder Störungen 
für Rechtsgüter des einzelnen oder der Allgemeinheit 
zu beseitigen. In diesem Fall sind durch bereits ein-
getretene Veränderungen der physikalischen, chemi-
schen oder biologischen Beschaffenheit des Bodens 
die Bodenfunktionen derart beeinträchtigt, daß Ge-
fahren für Mensch oder Umwelt hervorgerufen wer-
den. Unter den genannten Voraussetzungen hat der 
Verantwortliche Sanierungsmaßnahmen durchzufüh-
ren. Soweit diese nicht möglich oder unzumutbar 
sind, sind Beeinträchtigungen durch schädliche Bo-
denveränderungen und Altlasten zu verhindern oder 
zu vermindern. Dies kann beispielsweise Nutzungs-
beschränkungen erfordern, durch die ein Übergang 
von Schadstoffen in die Umwelt und zum Menschen 
verhindert wird. 

Ob eine schädliche Bodenveränderung vorliegt, be-
stimmt sich danach, inwieweit durch Belastungen 
des Bodens seine Funktionen im Naturhaushalt oder 
seine Eignung als Standort für belastungsempfind-
liche Nutzungen beeinträchtigt sind. Im ersten Fall 
liegt eine schädliche Bodenveränderung etwa dann 
vor, wenn durch Stoffeinträge die Filterfunktion des 
Bodens beeinträchtigt wird und es dadurch zu nach-
teiligen Veränderungen des Grundwassers kommt. 
In seiner Funktion als Standort für belastungsemp-
findliche Nutzungen ist der Boden beispielsweise 
dann beeinträchtigt, wenn aufgrund von Bodenbela-
stungen zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
entweder Nahrungs- oder Futtermittel nicht mehr 
uneingeschränkt angebaut oder Wohngebäude nicht 
errichtet werden können. 

b) Bodenschutz und Altlasten 

Erhebliche Gefahren für Mensch und Umwelt gehen 
von sogenannten Altlasten aus. Hier handelt es sich 

um alte Industriestandorte, auf denen mit umwelt-
gefährdenden Stoffen umgegangen wurde, oder um 
stillgelegte Deponien. Bis Dezember 1995 wurden in 
den Bundesländern ca. 170 000 Altlastenverdachts-
flächen erfaßt. 

Das Gesetz stellt das notwendige rechtliche Hand-
lungsinstrumentarium zur Verfügung, um altlastver-
dächtige Flächen zu erfassen, zu untersuchen, zu be-
werten und Sanierungsmaßnahmen durchzuführen. 
Damit wird insbesondere den neuen Bundesländern 
ein umfassendes rechtliches Handlungsinstrumenta-
rium zur Verfügung gestellt, um das Problem der Alt-
lasten zu bewältigen. Indem das Gesetz eine Grund-
lage für behördliche Untersuchungsanordnungen 
schafft, die Mitwirkung des Verursachers und 
Grundstückseigentümers bei der Feststellung einer 
Altlast eingehend regelt und mit der Ermächtigung 
zur Festsetzung von Bodenwerten und Bewertungs-
grundsätzen auch einheitliche Bewertungsmaßstäbe 
für ermittelte Belastungen bringt, schafft das Gesetz 
die Voraussetzungen, um von Altlasten ausgehende 
Gefahren auf gesicherter rechtlicher Basis beschleu-
nigt festzustellen. 

Liegt eine Altlast vor, so begründet das Gesetz für 
den Verursacher und andere Verantwortliche die 
Pflicht, die Altlast und durch sie verunreinigte Ge-
wässer zu sanieren, oder, soweit dies nicht möglich 
oder unzumutbar ist, die Auswirkungen von Schad-
stoffen auf Mensch und Umwelt zu verhindern oder 
zu vermindern. Ferner werden dem Sanierungsver-
pflichteten Informationspflichten gegenüber den von 
Sanierungsmaßnahmen Betroffenen auferlegt. Die 
Anordnungsbefugnis zur Altlastensanierung, die 
Regelungen zur Sanierungsplanung und zur Über-
wachung von Altlasten geben den zuständigen Be-
hörden die Instrumente an die Hand, um die Sa-
nierungspflicht der Verantwortlichen im Einzelfall 
durchzusetzen. Durch Rechtsverordnungen können 
Kriterien, Grundsätze und Verfahren zur Untersu-
chung altlastverdächtiger Flächen sowie Anforderun-
gen an Sanierungsmaßnahmen und Sanierungspläne 
festgelegt werden. 

c) Bodenschutzrechtliche Pflichten 

Die bodenschutzrechtlichen Pflichten bilden das 
normative Fundament des Gesetzes, auf dem die 
Anordnungsbefugnis der Behörde wie auch die Ver-
ordnungsermächtigung aufbaut. Mit der Vorsorge-
pflicht geht das Gesetz über die Gefahrenabwehr 
hinaus und konkretisiert Inhalt und Reichweite einer 
bodenschutzrechtlichen Vorsorge. Soweit die Besorg-
nis einer schädlichen Bodenveränderung besteht, 
sind entsprechend dem Zweck des Gesetzes nach-
teilige Einwirkungen so weit wie möglich zu vermei-
den. 

Auch die in § 4 Abs. 1 und 2 genannten Pflichten ha-
ben eine vorbeugende Funktion, sie dienen der Ab-
wehr schädlicher Bodenveränderungen. Danach hat 
sich jeder, der den Boden nutzt oder im Rahmen 
wirtschaftlicher Tätigkeit in sonstiger Weise auf ihn 
einwirkt, so zu verhalten, daß schädliche Bodenver-
änderungen nicht hervorgerufen werden. Diese Ver- 
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pflichtung wird hinsichtlich des für den Zustand des 
Grundstücks verantwortlichen Grundstückseigen-
tümers und für den Inhaber der tatsächlichen Gewalt 
näher konkretisiert. Sie müssen beispielsweise dafür 
sorgen, daß nicht durch undichte Rohrleitungen oder 
sonstige Anlagen der Boden belastet wird. 

Ist eine schädliche Bodenveränderung bereits einge-
treten, so ist hinsichtlich der Sanierungsmaßnahmen 
die planungsrechtlich zulässige Nutzung des Grund-
stücks zu berücksichtigen. Dies bedeutet, daß eine 
Sanierung vorrangig entsprechend der im Flächen -
nutzungs- oder Bebauungsplan vorgesehenen Nut-
zung des Grundstücks und dem sich daraus ergeben-
den Schutzbedürfnis durchzuführen ist. Neben den 
genannten zentralen Pflichten runden die Pflicht zur 
Entsiegelung nicht mehr genutzter versiegelter Flä-
chen, die nach § 5 durch eine Rechtsverordnung be-
gründet werden kann, sowie die Pflichten, die auf-
grund der Verordnungsermächtigung des § 6 zur 
Regelung des Auf- und Einbringens von Mate rialien 
auf oder in den Boden begründet werden können, 
den Katalog der bodenschutzrechtlichen Pflichten 
ab. 

d) Vorsorge 

Die effiziente Abwehr schädlicher Bodenveränderun-
gen setzt eine genaue Kenntnis der Wirkungszusam-
menhänge voraus. In der Bodenschutzkonzeption 
von 1985 stellt die Bundesregierung dazu fest, daß 
wegen der vielschichtigen Wirkungszusammen-
hänge „nach dem heutigen Kenntnisstand vielfach 
nicht angegeben werden kann, zu welchem Zeit-
punkt und aufgrund welcher Einwirkungen eine 
ernsthafte Gefährdung der Bodenfunktionen vorliegt 
oder eintreten wird". Um dennoch langfristig zu ge-
währleisten, daß die Funktionen des Bodens erhalten 
werden, sieht das Gesetz vor, daß gegen künftige 
Einwirkungen Vorsorgemaßnahmen geboten sind, 
wenn wegen der räumlichen, langfristigen oder kom-
plexen Auswirkungen einer Nutzung auf die Boden-
funktionen die Besorgnis einer schädlichen Boden-
veränderung besteht. Eine solche liegt nach dem 
Gesetz insbesondere dann vor, wenn wegen dieser 
Auswirkungen eine Anreicherung umweltgefähr-
dender Stoffe im Boden erfolgt. 

Im Bericht der Bundesregierung an den Deutschen 
Bundestag über Maßnahmen zum Bodenschutz 
(Drucksache 11/1625 S. 8) wird dazu ausgeführt, daß 
der Eintrag qualitativ oder quantitativ problemati-
scher Stoffe vermieden oder fortlaufend verringert 
werden muß, damit Vorsorge gegen Gefahren getrof-
fen und künftig ein Gleichgewicht zwischen dem 
Stoffeintrag und den Regelungsfunktionen des Bo-
dens auf möglichst niedrigem Niveau erreicht wird. 
Die Vorsorgeregelung trägt dem Rechnung, indem 
sie für derartige Stoffe ein Minimierungsgebot vor-
schreibt. 

Der bodenschutzrechtliche Vorsorgegrundsatz wird 
für die landwirtschaftliche Bodennutzung (siehe hier-
zu unter I. 4. f.) hinsichtlich physikalischer und biolo-
gischer Beeinträchtigungen des Bodens näher kon-
kretisiert. 

e) Maßnahmen gegen die Versiegelung 

Jenseits der stofflichen Einwirkungen muß nach 
der Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung 
(Drucksache 10/2977 S. 31) vorsorgender Boden-
schutz beim Landverbrauch ansetzen. Noch immer 
werden Tag für Tag rd. 90 ha Freiflächen zugebaut. 
Wird der Boden durch Baumaßnahmen oder andere 
Nutzungen versiegelt, so verliert er fast vollständig 
seine natürlichen Regelungsfunktionen. Die im Rah-
men einer parallelen Gesetzesinitiative der Bundes-
regierung vorgesehenen Änderungen des Bauge-
setzbuches und des Raumordnungsgesetzes sollen 
deshalb die Bodenversiegelung auf das notwendige 
Maß begrenzen und die Grundlagen für die Anord-
nung von Entsiegelungsmaßnahmen schaffen. 

f) Landwirtschaft 

Die Bedeutung der Landwirtschaft für den Boden-
schutz ergibt sich schon daraus, daß 1989 53,7 % der 
Fläche der alten Bundesländer und 57 % der Fläche 
der damaligen DDR landwirtschaftlich genutzt wur-
den. Eine Landwirtschaft, die den Bodenschutz außer 
acht läßt, führt zu fortschreitender Bodenverdich-
tung, Zerstörung der natürlichen Bodenstrukturen, 
Verringerung der Bodenfruchtbarkeit, großflächiger 
Erosion sowie zu ständig zunehmenden Nähr- und 
Schadstoffgehalten im Boden. 

Weil sich die Art  der landwirtschaftlichen Bodennut-
zung maßgeblich auf die Erhaltung der Bodenfunk-
tionen auswirkt, hat die Bundesregierung in der Be-
antwortung der Großen Anfrage „Bodenschutz I" 
vom 7. November 1990 (Drucksache 11/8410 S. 28) 
festgestellt, daß Bodenschutzbelange auf der Ge-
samtheit der Agrarflächen zu berücksichtigen sind. 
Das Gesetz regelt deshalb in seinem Vierten Teil, daß 
zur Vorsorge gegen schädliche Bodeneinwirkungen 
die landwirtschaftliche Bodennutzung standortge-
mäß so zu erfolgen hat, daß Bodenabträge, Bodenver-
dichtungen und eine Verminderung des Humusge-
halts soweit wie möglich vermieden und eine gün-
stige Bodenstruktur gewährleistet werden. Die im 
Düngemittel- und Pflanzenschutzrecht wie auch in 
der Klärschlammverordnung geregelten Anforderun-
gen an stoffliche Einträge bleiben vorrangig zu be-
achten. 

g) Einfügung in das Umweltrecht 

Der Schutz des Bodens hat sich erst vergleichsweise 
spät als eigenständige Gesetzgebungsmaterie her-
ausgebildet. Das Bundes-Bodenschutzgesetz muß 
sich daher in das bestehende Umweltrecht einfügen 
und die sachlich wie rechtlich gebotene Verzahnung 
mit anderen Rechtsvorschriften herstellen. Der Ge-
setzentwurf enthält hierzu Regelungen. 

Was das Kreislaufwirtschafts- und Abfallrecht an-
geht, so ist die Zulassung von Deponien aus dem An-
wendungsbereich des Gesetzes ausgenommen. Auch 
die sogenannte Nachsorge für Abfallbeseitigungsan-
lagen bleibt grundsätzlich im Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallrecht geregelt. Besteht jedoch der kon-
krete Verdacht, daß schädliche Bodeneinwirkungen 
oder sonstige Gefahren von ihnen ausgehen, so han- 
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delt es sich um eine altlastverdächtige Fläche, auf die 
das Bundes-Bodenschutzgesetz anzuwenden ist. 

Viele Bodenveränderungen sind gleichzeitig grund

-

wasserrelevant, eine Abstimmung mit wasserrecht-
lichen Regelungen ist deshalb erforderlich. Bei den 
gestattungspflichtigen Benutzungen, die Grundwas-
ser und Boden gleichermaßen gefährden können, er-
möglicht der Versagungsgrund des Wohls der Allge-
meinheit, diese auch dann abzulehnen, wenn durch 
die Benutzung schädliche Bodenveränderungen zu 
erwarten sind. Bei den anlagenbezogenen Vorschrif-
ten des Wasserhaushaltsgesetzes für Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sieht das 
Gesetz vor, daß neben dem Gewässerschutz der 
Bodenschutz in diese Anlagenvorschriften integ riert 

 wird. 

Eng verzahnt sind die Regelungen dieses Gesetzes 
mit denen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes. 

Für das Immissionsschutzrecht konkretisieren die 
festzulegenden Bodenwerte den Begriff der schädli-
chen Bodenveränderung und damit in bezug auf den 
Boden auch den Zentralbegriff der schädlichen Um-
welteinwirkung im Sinne von § 3 Abs. 1 BImSchG. 
Folglich sind nach dem Bundes-Immissionsschutzge-
setz die emissionsbegrenzenden Anforderungen an 
Anlagen so festzulegen, daß keine schädlichen Bo-
denveränderungen hervorgerufen werden können. 
Im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen Vor-
sorgepflicht sind die in Rechtsverordnungen auf 
Grund dieses Gesetzes festgelegten Eingreifschwel-
len und Zielvorgaben zu beachten. Neu regelt das 
Gesetz die Abgrenzung zwischen der immissions-
schutzrechtlichen Pflicht nach Stillegung einer An-
lage und dem Altlastenrecht. Spätestens ein Jahr 
nach Betriebseinstellung finden die Vorschriften des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes Anwendung. 

4. Kosten 

a) Allgemeines 

Die durch das Gesetz dem Bund, den Ländern und 
Kommunen sowie den sonstigen Verpflichteten ent-
stehenden Kosten sind vor dem Hintergrund der 
in diesem Bereich bestehenden landesrechtlichen 
Regelungen zu sehen. Mehrbelastungen werden den 
Adressaten der im Gesetz normierten Pflichten nur 
insoweit entstehen, als die bundesrechtlichen Rege-
lungen weitergehende Anforderungen stellen als die 
bestehenden landesrechtlichen Regelungen. Ent-
sprechendes gilt für die durch das Gesetz den Län-
dern und den Kommunen entstehenden Vollzugs-
kosten. Eine Mehrbelastung wird nur insoweit anf al-
len, wie der Vollzug dieses Gesetzes im Vergleich zu 
den Länderregelungen einen größeren Aufwand er-
fordert. 

Hinsichtlich vorhandener und geplanter Ländervor-
haben ist folgendes zu berücksichtigen: Boden-
schutzgesetze verabschiedet haben die Länder Ba-
den-Württemberg (Bodenschutzgesetz des Landes 
Baden-Württemberg, BodSchG BW), Berlin (Gesetz 
zur Vermeidung und Sanierung von Bodenverunrei-
nigungen) und Sachsen (Erstes Gesetz zur Abfall

-

wirtschaft und zum Bodenschutz im Freistaat Sach-
sen, EGAB Sachsen). In anderen Ländern werden 
gegenwärtig entsprechende Gesetzesinitiativen vor-
bereitet oder sind bereits eingeleitet worden. 

Im Bereich der Altlasten liegen bislang in den Län-
dern folgende Regelungen vor: Landesabfallgesetz 
Baden-Württemberg (LAbfG BW), Bayerisches Ab-
fall- und Altlastengesetz (AbfAlG), Hessisches Altla-
stengesetz (HAltlastG), Niedersächsisches Abfallge-
setz (NAbfG), Landesabfallgesetz Nordrhein-West-
falen (LAbfG NW), Landesabfallwirtschafts- und Alt-
lastengesetz Rheinland-Pfalz (LAbfWAG RP), Abf all

-wirtschafts- und Altlastengesetz für Mecklenburg-
Vorpommern (AbfAlG M-V), Erstes Gesetz zur Ab-
fallwirtschaft und zum Bodenschutz im Freistaat 
Sachsen (EGAB Sachsen), Abfallgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (AbfG LSA), Thüringer Abfallwirt-
schafts- und Altlastengesetz (ThAbfAG), Landesab-
fallvorschaltgesetz Brandenburg (LAbfVG). Als Ent-
wurf liegt zudem für Baden-Württemberg ein Lan-
desaltlastengesetz (LAltG) vor. 

Im übrigen ist auf folgendes besonders hinzuweisen: 
Die Anforderungen an den Bodenschutz und die Alt-
lastensanierung werden bei Fehlen einer spezialge-
setzlichen Grundlage auf der Grundlage des allge-
meinen Polizei- und Ordnungsrechts aufgestellt. Da-
bei entnimmt die Verwaltung die materiellen Maß-
stäbe für den Bodenschutz und die Altlastensanie-
rung einer der rd. 30 verschiedenen Listen zur Beur-
teilung von Bodenbelastungen. Anforderungen an 
den Bodenschutz und die Altlastensanierung werden 
somit von allen Ländern gestellt, zum Teil allerdings 
gestützt auf fachliche Grundlagen, die für die Ver-
pflichteten im voraus kaum berechenbar sind. 

Belastungen für Bund, Länder, Kommunen und son-
stige Verpflichtete durch das Bundes-Bodenschutz-
gesetz können im wesentlichen durch die Pflicht zur 
Vorsorge nach § 7, die Pflichten zur Gefahrenabwehr 
und zur Sanierung schädlicher Bodenveränderungen 
sowie die Pflicht zur Altlastensanierung nach § 4 ent-
stehen. Die Pflichten werden durch die Rechtsverord-
nungen nach § 8 konkretisiert. Das Gesetz ist hin-
sichtlich seiner Anforderungen an die Erfüllung der 
vorgenannten Pflichten differenzie rt  ausgestaltet: 

Hinsichtlich der Abwehr, Beseitigung und Verminde-
rung schädlicher Bodenveränderungen sowie von 
Altlasten erfolgt eine klare Trennung zwischen Vor-
sorge und Gefahrenabwehr. Im Bereich der Vorsorge 
wird die Pflicht, künftige nachteilige Bodeneinwir-
kungen zu vermeiden oder zu vermindern, normiert. 
Das künftige Entstehen von Gefahren wird damit 
verhindert. Um einen einheitlichen Vollzug im Be-
reich der Vorsorge sicherzustellen, sind - anders als 
dies in den auf den Besorgnisgrundsatz abstellenden 
Landesgesetzen zum Bodenschutz der Fall ist - An-
ordnungen zur Durchsetzung der Vorsorgepflicht nur 
dann zulässig, wenn die Anforderungen in einer 
Rechtsverordnung näher konkretisiert sind. 

Die Pflichten nach § 4 knüpfen unmittelbar an den 
Begriff der schädlichen Bodenveränderungen an. 
Voraussetzung für das Vorliegen einer solchen Ver-
änderung ist nach § 2 Abs. 3 eine Gefahr, ein erheb-
licher Nachteil oder eine erhebliche Belästigung. 
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Dies entspricht dem Begriff der schädlichen Umwelt-
einwirkung im Bundes-Immissionsschutzgesetz. Eine 
Angleichung an die dortige Begrifflichkeit wird vor-
genommen, weil sich nur so eine Verzahnung mit 
dem Immissionsschutzrecht herstellen läßt. Die 
Pflichten des § 4 sind überwiegend eine spezielle 
Ausprägung der materiellen Polizeipflicht, die den 
Polizeigesetzen der Länder zugrundeliegt. Die aus-
drückliche Gefahrenorientierung der Regelung hat 
für den Verpflichteten ein Höchstmaß an Berechen-
barkeit zur Folge und senkt durch ihre Beschränkung 
auf den objektiv wirklich notwendigen Sanierungs-
aufwand zugleich Kosten. 

Die Pflicht zur Sanierung nach § 4 Abs. 3 orientiert 
sich mit ihrer Ausrichtung auf die Beseitigung vor-
handener Gefahren an den vorhandenen Länderre-
gelungen. Mit der Abstufung der einzelnen Sanie-
rungsmaßnahmen (Dekontaminations- und Siche-
rungsmaßnahmen sowie Beschränkungsmaßnah-
men) ist sichergestellt, daß die Kosten der Sanierung 
in einem vernünftigen Verhältnis zum Nutzen ste-
hen. Diese Abstufung liegt im Rahmen der mate riel-
len Polizeipflichtigkeit. Dem gleichen Zweck dient 
die in § 4 Abs. 4 angeordnete Berücksichtigung der 
Grundstücksnutzung, die auch den Umfang der 
Sanierungspflicht prägt und gegebenenfalls be-
schränkt. 

Einen Ausgleich zwischen dem öffentlichen Interesse 
an einer Entlastung der Verwaltung einerseits und 
den privaten Interessen der Verpflichteten anderer-
seits sieht der Entwurf im Bereich der Untersu-
chungsmaßnahmen (§ 9 Abs. 2) vor. Liegen Anhalts-
punkte für eine Gefahr vor, so entspricht es dem 
Amtsermittlungsgrundsatz (§ 24 Abs. 1 VwVfG), daß 
die Behörde die zur Ermittlung des Sachverhalts ge-
eigneten Maßnahmen ergreift. Besteht aber aufgrund 
dieser Anhaltspunkte der hinreichende Verdacht 
einer Gefahr, so hat die zuständige Behörde die Mög-
lichkeit, die Verpflichteten zu Gefahrerforschungs-
maßnahmen heranzuziehen. Dies bewirkt eine Ent-
lastung des Vollzugs und damit eine Kostenent-
lastung der Haushalte von Ländern und Kommunen. 

Im übrigen werden den Ländern durch das Gesetz 
nur partiell Mehrkosten entstehen. Mehrkosten sind 
für die Ausgleichsregelung bei sonstigen Anordnun-
gen zu Lasten der Landwirtschaft (§ 10 Abs. 2) zu er-
warten. 

Ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß die sonstigen 
Verpflichteten bereits heute durch bestehende Lan-
desregelungen mit Kosten (z. B. Sanierungskosten) 
belastet sind. Die weitergehenden bundesrechtlichen 
Anforderungen führen zu keinen Mehrkosten bei der 
Wirtschaft, sondern entlasten diese durch die zwin-
gende Verpflichtung, Sanierungsanforderungen nur 
entsprechend der Nutzung des Grundstücks zu ver-
langen (§ 4 Abs. 4) sowie die Begrenzung der Verant-
wortlichkeit des Zustandsstörers (§ 25 Abs. 2). Eine 
spürbare Entlastung, auch von kleinen und mittleren 
Unternehmen, wird zudem insbesondere dadurch 
eintreten, daß bundeseinheitliche materielle Maß-
stäbe gerade für den Bereich der Altlastensanierung 
geschaffen werden. Damit wird das Altlastenrisiko 
kalkulierbarer, der benötigte Finanzbedarf kann 

exakter abgeschätzt werden, Finanzierungskosten 
sinken. Eine weitere Kostenreduzierung wird da-
durch erreicht, daß ein Sanierungsplan (§ 13) nur in 
komplexen Altlastenfällen verlangt werden wird, 
sich die Planungskosten bei einfachen Kontaminatio-
nen also reduzieren. Schließlich trägt auch die vorge-
sehene Konzentrationsregelung (§ 13 Abs. 4, § 16 
Abs. 2) zur Kostenreduzierung bei. Aus der Sicht des 
Sanierungspflichtigen konzentrieren sich die Ver-
handlungen mit den Behörden auf einen Ansprech-
partner, der Aufwand gerade auch kleiner und mitt-
lerer Unternehmen im Zuge von Sanierungsverfah-
ren wird dadurch erheblich minimiert. 

b) Die Vorschriften im einzelnen 

Bund, Ländern und Kommunen können Kosten ent-
stehen, soweit sie Adressaten der im Gesetz normier-
ten Pflichten sind: 

Zu § 4 (Pflichten zur Gefahrenabwehr) 

Die Pflichten in § 4 Abs. 1 bis 3 sind eine spezielle 
Ausprägung der materiellen Polizeipflicht, die allen 
Polizeigesetzen der Länder zugrundeliegt. § 4 Abs. 1 
und 2 entsprechen der präventiven Gefahrenabwehr 
in der Form der Verhaltens- und Zustandsverant-
wortlichkeit, § 4 Abs. 3 beinhaltet die repressive Ge-
fahrenabwehr, also die Störungsbeseitigung. 

Mehrkosten für die Verpflichteten werden also nicht 
aufgrund der Regelungstiefe der Pflichten auftreten, 
sondern höchstens dadurch, daß durch die Schaffung 
verbindlicher Standards und die Festlegung einheit-
licher Untersuchungsverfahren durch Rechtsverord-
nungen nach § 8 Abs. 1 und 2 Vorgaben für das be-
hördliche Ermessen geschaffen werden. Diese bun-
deseinheitlichen Standards schaffen aber anderer-
seits gerade die so dringend erforderliche Rechts-
sicherheit, die die Bürger, die Planungsträger und 
die Wirtschaft benötigen, wenn es belastungsabhän-
gig um die Nutzung von Grund und Boden geht. Die 
bisherige Listenvielfalt (Holland-Liste, Kloke-Liste, 
Brandenburger-Liste u. v. m.) wird damit beendet. In-
dem nachprüfbare Verfahren und Werte festgeschrie-
ben werden, wird die Diskussion um das Maß der 
Umweltbelastung in den neuen Bundesländern ver-
sachlicht, was regional zu einem Imagegewinn bei-
tragen kann. Es wird eine Unsicherheit über das Vor-
liegen einer Gefahr auf gering belasteten Flächen 
beseitigt, die heute häufig wegen ungeklärter Bela-
stungen von Boden und Grundwasser ungenutzt lie-
gen. Diese Flächen können durch die Befreiung von 
den Restriktionen des Altlastenrechts wieder dem 
Grundstücksverkehr und damit einer wirtschaft-
lichen Nutzung (sog. „Flächenrecycling") zugeführt 
werden und können als Objekte für Grundpfand-
rechte zur Verfügung stehen. In den wirtschaftlichen 
Schwerpunktregionen werden erhebliche Flächenre-
serven mobilisiert und Rechtssicherheit für Investitio-
nen geschaffen. Dadurch, daß diese Flächen in der 
Regel bereits erschlossen sind, kommt es zu zusätz-
lichen Einsparungen bei Infrastrukturmaßnahmen. 
Gleichzeitig erhalten auch die Gemeinden klare Vor-
gaben, in welchen Fällen sie belastete Flächen in 
Bauplänen auszuweisen haben, so daß Planungshin-
dernisse und damit auch Investitionshindernisse be- 
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seitigt werden. Die durch den Gefahrenverdacht be-
stehenden Hindernisse für die städtebauliche und 
auch die wirtschaftliche Entwicklung können so be-
seitigt werden. Für hochbelastete Grundstücke kön-
nen unter Berücksichtigung von Kosten-Nutzen-Re-
lationen und der vorgesehenen späteren Nutzung 
berechenbare Sanierungspflichten begründet wer-
den. Eine überschaubare Sanierungsplanung schafft 
Sicherheit nicht nur für Verantwortliche. Bundesein-
heitliche Standards sind damit im Interesse der Wi rt

-schaftseinheit Deutschlands unverzichtbar. 

Zu § 4 Abs. 3 vergleichbare Länderregelungen ent-
halten § 25 Abs. 2 LAbfG BW (s. auch § 7 Abs. 1, § 10 
Abs. 1 E-LAltG BW), § 13 Abs. 1 HAltlastG (frü-
her § 20 Abs. 1 Satz 1 HAbfAG), § 28 Abs. 1 Satz 1 
LAbfG RP, § 19 Abs. 1 Satz 1 ThAbfG, § 28 Abs. 2 
Satz 1 LAbfVG B, § 9 Abs. 1 EGAB Sachsen. 

Zu § 5 (Entsiegelung) 

Bei baulichen Anlagen findet die in § 5 geregelte 
Verordnungsermächtigung für Entsiegelungspflich-
ten keine Anwendung, da durch die im Rahmen 
einer parallelen Gesetzesinitiative der Bundesregie-
rung vorgesehene Änderung des Baugesetzbuches 
insoweit speziellere Vorschriften geschaffen werden. 

Aufgrund der Entsiegelungspflicht werden Mehrko-
sten nur anfallen, soweit das sonstige Fachrecht nicht 
bereits entsprechende Verpflichtungen enthält. Im 
übrigen werden den Adressaten entstehende Mehr-
kosten der Höhe nach von der nach § 5 zu erlassen-
den Rechtsverordnung abhängig sein, die zwingende 
Voraussetzung für die Entstehung und Durchsetzung 
der Pflicht ist. Da sich die Pflicht auf nicht mehr ge-
nutzte Flächen beschränkt und die Zumutbarkeit 
den Umfang der Pflicht maßgeblich bestimmt, wer-
den sich die Mehrkosten in Grenzen halten. 

Zu § 6 (Auf- und Einbringen von Mate rialien 
auf den Boden) 

Auf- und Einbringungsanforderungen können be-
reits nach geltendem Polizei- und Ordnungsrecht ge-
stellt werden. Mehrkosten für die Verpflichteten kön-
nen also unter Umständen nur dadurch entstehen, 
daß verbindliche Standards geschaffen und einheit-
liche Untersuchungsverfahren festgelegt werden. 
Dies ist jedoch zur Vermeidung von Investitions-
hemmnissen unverzichtbar. Insoweit wird auf die 
Ausführungen zu § 4 verwiesen. Hinzu kommt, daß 
mögliche Mehrkosten durch den Vorbehalt einer 
Rechtsverordnung berechenbar sind. Im übrigen ist 
darauf hinzuweisen, daß für die mengenmäßig be-
deutsamsten Stoffgruppen (Klärschlamm, Kompost 
etc.) die inhaltlichen Festsetzungen des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes vorgehen (§ 3 Abs. 2 
Satz 1) . 

Zu § 7 (Vorsorgegrundsatz) 

Durch die Pflicht nach § 7 können Mehrkosten ent-
stehen, wenn bei der Besorgnis schädlicher Boden-
veränderungen Anforderungen an die Vermeidung 
oder Verminderung von Bodeneinwirkungen gestellt 
werden. Der Entwurf stellt aber sicher, daß sich diese 
Mehrkosten in engen Grenzen halten. Denn Vor

-

sorgeanforderungen können nur gestellt werden, 
wenn dies in einer Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 2, 
die dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechen 
muß, vorgesehen ist. 

Den Mehrkosten, die abhängig sind von den inhaltli-
chen Festsetzungen der Rechtsverordnungen, stehen 
erhebliche Entlastungen nicht nur der Adressaten, 
sondern auch der Allgemeinheit gegenüber. Durch 
die Verminderung von Bodeneinwirkungen in vorbe-
lasteten Gebieten wird verhindert, daß durch eine 
weitere Anreicherung umweltgefährlicher Stoffe in 
Zukunft Gefahren entstehen, die kostenträchtige Be-
seitigungspflichten nach § 4 Abs. 3 zur Folge haben. 
Die Begrenzung des Belastungsniveaus verhindert 
darüber hinaus, daß die Gefahrenwerte überschritten 
werden und deshalb Genehmigungen nicht mehr 
erteilt werden können. Auf diese Weise werden Frei-
räume geschaffen, die die Ansiedlung neuer Indu-
striebetriebe und die Erweiterung von bestehenden 
Betrieben ermöglicht. Hinzu kommt, daß durch die 
nachhaltige Sicherung der Funktionsfähigkeit des 
Bodens mittels einer funktionierenden Vorsorge für 
künftige Generationen eine höhere Lebensqualität 
erreicht wird, deren Nutzen genauso wie die volks-
wirtschaftlichen Verluste durch Bodenbelastung zur 
Zeit noch nicht hinreichend genug monetarisiert wer-
den können; der zu erwartende Nutzen relativiert 
aber jedenfalls die in der Gegenwart entstehenden 
Kosten. 

Zu § 8 (Rechtsverordnungen) 

Die Festlegung von Prüf- und Maßnahmenwerten 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 und 2 wird dazu beitragen, ge-
genwärtig vorhandene Vollzugsdefizite abzubauen. 
Im Hinblick auf die Schaffung von Rechtssicherheit 
sind bundeseinheitliche Beurteilungsgrundsätze und 
Standards unverzichtbar. Hierzu wird auf die Aus-
führungen zu § 4 verwiesen. 

Nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 können für den Vorsorgebe-
reich Belastungsschwellen festgelegt werden, bei 
deren Erreichen Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen 
sind. § 8 Abs. 2 Nr. 2 bildet die Ermächtigungsgrund-
lage, um Inhalt und Reichweite der durchzuführen-
den Vorsorgemaßnahmen zu konkretisieren. Kurzfri-
stig können durch diese Anforderungen Mehrkosten 
entstehen. Mittel- oder langfristig werden hierdurch 
aber Entlastungen der nach § 7 Verpflichteten und 
der Allgemeinheit eintreten, insbesondere durch 
Schaffung von Freiräumen, die der Ansiedlung neuer 
Industriebetriebe und der Erweiterung von bestehen-
den Betrieben offenstehen. 

Die Verordnung nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a 
konkretisiert die Pflicht nach § 4 Abs. 1 zur Abwehr 
schädlicher Bodenveränderungen, auch im Hinblick 
auf den Umgang mit ausgehobenen, abgeschobenen 
und behandelten Böden. Es wird sichergestellt, daß 
durch die Ablagerung von Boden keine schädlichen 
Bodenveränderungen verursacht werden. Die da-
durch erlangte Rechtssicherheit beim Umgang mit 
Böden wirkt für die Verpflichteten kostenmindernd. 

Nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b können Beurtei-
lungskriterien zu Inhalt und Reichweite der Gefah-
renbeseitigung festgelegt werden. Dies ermöglicht 
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eine systematische Bewe rtung der in Betracht kom-
menden Maßnahmen zur Gefahrenabwehr. Für die 
Verpflichteten wirkt dies kostenmindernd, da durch 
die Bindung der Behörde bundesweit ein einheitli-
cher Vollzug im Bereich der Sanierung sichergestellt 
wird. In der Verordnung nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 
Buchstabe b können die Anforderungen an die 
Sanierung des Bodens sowie von Altlasten festgelegt 
werden. Auch die Konkretisierung der zur Bestim-
mung des Sanierungsziels maßgebenden Kriterien 
sowie des Umfangs von Dekontaminations-, Siche-
rungs- und Beschränkungsmaßnahmen dient der 
Vollzugsvereinheitlichung und damit mittelbar auch 
der Kostenminimierung. 

Bei einer Gesamtbetrachtung werden sich die Anfor-
derungen, die aufgrund von § 8 des Gesetzes durch 
Rechtsverordnung begründet werden können, im 
Verhältnis zur derzeitigen Rechtslage kostensenkend 
auswirken. Dies ergibt sich aus folgendem: 

Die Vorarbeiten zum Entwurf der Rechtsverordnung 
zeigen, daß die nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes zu erlas-
senden Bodenwerte zur Abwehr und Beseitigung 
von Gefahren, erheblichen Nachteilen und erhebli-
chen Belästigungen für Kinderspielflächen, Wohnge-
biete, Park- und Freizeitanlagen sowie Industrie- 
und Gewerbegebiete in der Regel im oberen Bereich 
und zum Teil wesentlich oberhalb derjenigen Werte 
liegen, welche die Länder in Form von „Listen" (ba-
den-württemberger, berlin/brandenburger, hambur-
ger, hessische, nordrhein-westfälische, sächsische, 
Eikmann-Kloke und niederländische Liste) heranzie-
hen. So haben etwa nähere Untersuchungen zur 
Gefährdung des Menschen durch eine unmittelbare 
Aufnahme von im Boden häufig vorhandenen Schad-
stoffen - etwa durch die orale Bodenaufnahme oder 
durch Inhalation von Staub - ergeben, daß das 
Gefährdungspotential erheblich geringer als bisher 
angenommen ist. 

Bei der Methodik der Ableitung von Bodenwerten 
wird hinsichtlich der Bewe rtung von Gesundheitsge-
fahren eine konkret gefahrenverknüpfte toxikolo-
gische Basis zugrunde gelegt. Für die Expositionsver-
hältnisse wurden realistische Sachverhalte, das heißt 
nicht der „worst case", unterstellt. 

Im Ergebnis erlaubt dieses Vorgehen die Feststel-
lung, daß unterhalb der Prüfwerte eine Gefahr für 
die menschliche Gesundheit ausgeschlossen werden 
kann und insoweit bei vorhandenen Bodenbelastun-
gen kein Handlungsbedarf besteht. 

Die Vorschläge zur Festlegung von vorläufigen Prüf-
werten umfassen zunächst die Stoffe/Stoffgruppen 
Arsen, Blei, Cadmium, Chrom, Nickel, Quecksilber, 
Aldrin, Benzo(a)pyren, Hexachlorbenzol, Hexachlor-
cyclohexan (Gemisch), polychlorierte Biphenyle und 
Dioxine/Furane, die aus rd. 80 boden- und altlasten-
relevanten Stoffen in einem Evaluierungsverfahren 
als prioritär bestimmt wurden. 

Der Sanierungsaufwand wird sich also künftig ent-
sprechend verringern. Eine weitere Folgewirkung 
derart  bestimmter Prüfwerte liegt da rin, daß Grund-
stücke in wesentlich geringerem Umfang als Ver

-

dachtsfläche oder altlastenverdächtige Fläche einge-
stuft werden. 

Die Bundesregierung wird bei der weiteren zügigen 
Erarbeitung der aufgrund von § 8 Abs. 1 zu erlassen-
den Rechtsverordnung die vorstehend dargestellte 
Konzeption verfolgen. 

Die durch Vorsorgeanforderungen gegebenenfalls 
zunächst entstehenden Mehrkosten werden durch 
die zu erwartenden Kosteneinsparungen bei Sanie-
rungsmaßnahmen, die den Schwerpunkt des Geset-
zes bilden, bei weitem aufgewogen. 

Zu § 9 Abs. 2 (Untersuchungsanordnungen) 

Die vorgesehenen Maßnahmen erfolgen zur näheren 
Erforschung des Gefahrenverdachts und dienen der 
Entscheidung über die Notwendigkeit und den 
Umfang von Gefahrenabwehrmaßnahmen. Die Ent-
lastung des Vollzugs führt zu einer Kostenersparnis 
der Landeshaushalte (vgl. bereits die Ausführungen 
unter a). 

Soweit Bund und Länder bei ihnen gehörenden Lie-
genschaften zu Untersuchungsmaßnahmen heran-
gezogen werden, läßt sich bei isolierter Betrachtung 
der Bundes-/Landeshaushalte zwar eine Kostenbela-
stung feststellen, bei einer Gesamtbetrachtung a ller 
öffentlichen Haushalte ist die Maßnahme jedoch ko-
stenneutral; denn soweit der Bund beziehungsweise 
das jeweilige Land die Untersuchungsmaßnahmen 
übernimmt, entfällt dieser Aufgabenbereich beim 
Vollzug. 

Eine vergleichbare Regelung findet sich in § 5 in Ver-
bindung mit § 9 des Hessischen Altlastengesetzes 
(HAltlastG). Gleiches gilt für den Entwurf eines ba-
den-württembergischen Altlastengesetzes, das in § 6 
Abs. 2 ebenfalls - auch an das Vorliegen konkreter 
Anhaltspunkte geknüpft - eine Anordnungsmöglich-
keit der Altlastenbehörde vorsieht. Im übrigen wird 
darauf hingewiesen, daß die Vorschrift der Recht-
sprechung des VGH Mannheim (DVBl. 1990 S. 1047) 
entspricht. 

Zu § 13 (Sanierungsplanung) 

Die Sanierungsuntersuchungen sowie die Vorlage 
eines Sanierungsplans eröffnen dem Verpflichteten 
die Entscheidung darüber, auf welche Weise er die 
aufgrund der Altlast bestehende Gefahr abwenden 
will . Er kann sich unter den denkbaren geeigneten 
Möglichkeiten die kostengünstigste aussuchen. Dies 
wirkt gegenüber den durch die Untersuchung und 
die Planerstellung entstehenden Kosten kostenmin-
dernd. Kostenmindernde Bedeutung hat die Vor-
schrift auch für den Vollzug, da die Behörde mit dem 
Sanierungsplan ein Sanierungskonzept und damit 
eine fachliche Grundlage für Sanierungsanordnun-
gen nach § 4 Abs. 3, § 10 Abs. 1 und § 16 erhält. Eine 
entsprechende Regelung enthalten § 27 LAbfG BW, 
§ 13 Abs. 1 und 2 HAltlastG (früher: § 20 Abs. 1 Satz 3 
HAbfAG), § 31 Abs. 4 LAbfG NW, § 28 Abs. 2 
LAbfWAG RP. 6 § 19 Abs. 1 Satz 3 ThAbfAG und § 7 
Abs. 4 E-LAltlastG BW bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BodSchG 
BW und § 9 Abs. 1 Nr. 2 EGAB Sachsen. 
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Die in § 13 Abs. 4 vorgesehene Konzentrationswir-
kung eines für verbindlich erklärten Sanierungspla-
nes wirkt kostensenkend; auf die Ausführungen un-
ter a) wird verwiesen. Ebenfalls zu einer Kostensen-
kung führt die in § 13 Abs. 5 vorgesehene Vorlage 
des Entwurfes eines Sanierungsvertrages. Der Ein-
satz des flexiblen Instrumentes des öffentlich-recht-
lichen Vertrages impliziert eine einvernehmliche 
Regelung und ein gegenseitiges Nachgeben. Infolge 
der gemeinsamen Problemlösung werden Rechts-
streitigkeiten vermieden. 

Zu § 15 Abs. 2 (Eigenkontrolle) 

Die Vorschrift soll die eigenverantwortliche Überwa-
chung der Verpflichteten fördern und dadurch die 
Vollzugsbehörden entlasten. Die Einbeziehung der 
Verpflichteten in die Überwachung bewirkt eine Er-
sparnis im Bereich der Länderhaushalte. Die Kosten 
der Eigenkontrollmaßnahmen sind mit etwa 0,1 bis 
4 % der für die Sanierung der Altlast aufzuwenden-
den Kosten zu veranschlagen. Eine vergleichbare 
Regelung enthält § 8 des HAltlastG. 

Zu § 17 (Gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft) 

Die im Gesetz genannten Anforderungen an die 
landwirtschaftliche Bodennutzung entsprechen dem, 
was die Landwirtschaftsminister von Bund und Län-
dern in ihrem Beschluß vom 23. September 1987 und 
die Landwirtschaftsminister der Länder in ihrem 
Beschluß vom 1. Oktober 1993 als ordnungsgemäße 
Landbewirtschaftung bezeichnet haben. Die Anfor-
derungen konkretisieren die gute fachliche Praxis 
der landwirtschaftlichen Bodennutzung, nach der die 
Landwirte im Regelfall auch verfahren. Mehrauf-
wendungen der Landwirte sind durch die Regelung 
daher nicht zu erwarten. 

Zu § 18 (Sachverständige) 

Die Einbindung von Sachverständigen ist im Gesetz 
im Rahmen der Eigenkontrolle (§ 15 Abs. 2 Satz 4) 
und bei der Erstellung von Sanierungsuntersuchun-
gen und Sanierungsplänen (§ 13 Abs. 2) vorgesehen. 
In allen Fällen wirkt sich die Einschaltung des Sach-
verständigen im Ergebnis kostenmindernd aus. 

Die Untersuchung von altlastenverdächtigen Flächen 
und Flächen mit dem Verdacht schädlicher Boden-
veränderungen durch Sachverständige verhindert, 
daß wegen einer fehlerhaften Untersuchung die ab-
schließende Sanierungsmaßnahme die Gefahr nicht 
vollständig beseitigt. Durch die frühzeitige Hinzuzie-
hung eines Sachverständigen kann eine zweite Sa-
nierung vermieden werden. Gegenüber den durch 
die Einbindung von Sachverständigen entstehenden 
Kosten wirkt dies kostenmindernd. Dies gilt auch für 
die Fälle, in denen Sanierungsuntersuchungen und 
Sanierungspläne nach § 13 Abs. 2 durch Sachver-
ständige erstellt werden. Hierdurch wird verhindert, 
daß der Verpflichtete einen unzureichenden Sanie-
rungsplan erstellt und dadurch eine zweite, in die-
sem Fall behördliche Sanierungsplanung nach § 14 
Satz 1 Nr. 1 auslöst. Durch die Einbindung von Sach-
verständigen im Rahmen von § 15 Abs. 2 soll die 

Überwachung durch die Verpflichteten optimiert 
werden. 

Zu § 20 (Wissenschaftlicher Beirat) 

Durch den in § 20 vorgesehenen wissenschaftlichen 
Beirat werden im erheblichen Umfang Haushaltsmit-
tel für die Durchführung von Forschungsvorhaben 
eingespart. Zugleich wird einer Empfehlung des 
Rates von Sachverständigen für Umweltfragen (Son-
dergutachten Altlasten II, Tz. 92, 443) entsprochen. 

Dem Beirat sollen sieben Wissenschaftler als ständige 
Mitglieder angehören, für die an vier Sitzungen im 
Jahr mit insgesamt acht Sitzungstagen Reiseko-
sten und Aufwandsentschädigungen in Höhe von 
28 TDM veranschlagt sind. Dieser Bedarf wurde 
jeweils in 1996/1997 im Einzelplan 16 (Geschäftsbe-
reich BMU) Kapitel 16 02 (Allgemeine Bewilligun-
gen, Umweltschutz, Naturschutz) Titel 526 03 (Ko-
sten für Mitglieder von Fachbeiräten und ähnlichen 
Ausschüssen) lfd. Nr. 11 (Wissenschaftlicher Beirat 
zur Bewertung von stofflichen Bodenbelastungen) 
eingestellt. 

Zu § 25 (Kosten) 

Die Regelung in Absatz 1 entspricht der derzeitigen 
Kostenverteilung bei Gefahrenabwehrmaßnahmen, 
wie sie durch das landesrechtliche Polizei- und Ord-
nungsrecht und die Rechtsprechung vorgegeben 
sind. Mehrkosten sind daher nicht zu erwarten. Im 
Hinblick auf die Regelung in Absatz 2 werden nach 
Auffassung der Bundesregierung keine Mehrkosten 
für die Verwaltung entstehen. Insoweit wird auf 
die nachstehenden Ausführungen zu den Vollzugs-
kosten verwiesen. 

c) Vollzugskosten 

Nach der Konzeption des Gesetzes werden für die 
Länder durch den Vollzug nur partiell Mehrkosten 
entstehen. Hierbei ist vor allem darauf hinzuweisen, 
daß aufgrund des Gesetzes keine neue, eigenständi-
ge Bodenschutzverwaltung aufgebaut werden muß. 
Das Bodenschutzgesetz soll keine neuen Genehmi-
gungsverfahren schaffen, sondern den Bodenschutz 
in bestehende Verfahren integ rieren und damit büro-
kratische Hemmnisse und Kosten vermeiden. Schon 
jetzt entstehen durch das landesrechtlich normierte 
Altlastenrecht Personal- und Sachkosten. Gleiches 
gilt, unabhängig davon, ob spezielle bodenschutz-
rechtliche Regelungen bestehen, für das Boden-
schutzrecht. Es obliegt im übrigen der Festlegung 
der Länder, welche Umweltbehörde konkret zur Er-
füllung der Aufgaben nach diesem Gesetz für zustän-
dig erklärt wird. Bereits aufgebaute und zwischen-
zeitlich auch schon im konkreten Vollzug bewährte 
Landesbehördenstrukturen zum effizienten Altla-
stenmanagement können hierbei in vollem Umfang 
nutzbar gemacht werden. Bereits vorhandene lan-
desrechtliche Inst rumente werden durch das Gesetz 
nicht verdrängt: Die Länder können nach § 22 ergän-
zende Verfahrensregelungen treffen; sie können 
auch bestimmen, daß weitere Verdachtsflächen u. a. 
zu erfassen sind bzw. gebietsbezogene Festlegungen 
und weitere Maßnahmen zu treffen sind. Dieser 
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Spielraum spart  Kosten, weil gewohnte Vollzugs-
instrumente wie bisher angewandt werden können. 
Kostensenkend wirkt ferner die den zuständigen 
Behörden in § 13 Abs. 4 eingeräumte Möglichkeit, 
einen Sanierungsplan für verbindlich zu erklären 
und hierdurch eine beschränkte Konzentrationswir-
kung hinsichtlich anderer sonst para llel erforder-
licher behördlicher Gestattungen herbeizuführen. 
Eine entsprechende Regelung besteht nach § 16 
Abs. 2 für Anordnungen zur Altlastensanierung. Weil 
nur noch ein Bescheid erforderlich ist, sinken infolge 
des Zeitgewinns die Kosten für den Pflichtigen. Glei-
ches gilt hinsichtlich der Kosten der Verwaltung, die 
künftig nur ein behördliches Verfahren mit Außen-
wirkung, zu dessen Abschluß dem gemäß auch nur 
noch ein Verwaltungsakt ergehen wird, durchführen 
muß. Kosten für die Verwaltung sind jedoch für den 
Ausgleich für Beschränkungen der land- und forst-
wirtschaftlichen Bodennutzung nach § 10 Abs. 2 zu 
erwarten. 

Im übrigen sind die von schädlichen Bodenverände-
rungen und Altlasten ausgehenden Gefahren nach 
gleichen Kriterien auf der Grundlage des allgemei-
nen Polizei- und Ordnungsrechts bzw. nach den 
unter a) genannten Bodenschutz- und Altlastenrege-
lungen der Länder abzuwehren. Mehrkosten beim 
Vollzug insbesondere des Zweiten und Dritten Teils 
des Gesetzes sind nicht zu erwarten. Dies gilt um so 
mehr, als immer mehr Länder bodenschutz- und alt-
lastenspezifische Spezialregelungen erlassen und 
umfangreiche Vollzugserfahrungen hinsichtlich des 
Sanierungsmanagements vorliegen. Die Verwal-
tungsstrukturen sind vorhanden, die Verwaltungsab-
läufe gehören zur täglichen Verwaltungspraxis. 

Die Praktikabilität der Regelungen wird dadurch 
unterstrichen, daß vor allem die in § 4 des Gesetzes 
vorgesehenen Pflichten ohne konkretisierenden Ver-
waltungsakt zu befolgen sind. Durch die Festlegung 
der bundeseinheitlichen Bodenwerte werden be-
hördliche Unsicherheiten beseitigt, die Dauer des 
Verwaltungsverfahrens wird verkürzt und der Voll-
zug vereinfacht. 

Zu den einzelnen Regelungen ist im Hinblick auf 
Vollzugskosten folgendes anzumerken: 

Zu § 9 (Sachverhaltsermittlung) 

§ 9 Abs. 1 umschreibt die bereits aus dem Amts-
ermittlungsgrundsatz (§ 24 Abs. 1 VwVfG) resultie-
rende Pflicht der zuständigen Behörde zur Sachver-
haltsermittlung. Aus § 9 Abs. 1 folgen also keine 
neuen Vollzugsaufgaben. Es werden lediglich be-
stehende Vollzugsaufgaben von der allgemeinen 
Ordnungsbehörde auf die für den Bodenschutz zu-
ständige Behörde übertragen. 

Zu § 10 Abs. 2 (Ausgleich) 

Das Umweltbundesamt (UBA) hat den infolge von 
§ 10 Abs. 2 von den Ländern zu leistenden Ausgleich 
für Anordnungen zur Beschränkung der land- und 
forstwirtschaftlichen Bodennutzung in einer worst-
case-Abschätzung mit 48 Mio. DM beziffert; die tat-
sächlichen Kosten liegen voraussichtlich deutlich 
niedriger. 

Wesentliche Belastungsursachen sind diffuse Emis-
sionsquellen aus Siedlungsgebieten wie z. B. Haus-
brand sowie der Straßenverkehr. 

Die von Straßen ausgehende Bodenbelastung nimmt 
mit dem Abstand schnell ab. Das UBA geht davon 
aus, daß bei Bundesstraßen und Landstraßen die Bö-
den im Abstand von jeweils 7,5 bzw. 5 m, bei Bundes-
autobahnen im Abstand von 10 m entlang der Fahr-
bahn relevante Bodenbelastungen auftreten können; 
unter Berücksichtigung der Straßenlänge ergibt 
sich damit eine potentiell belastete Fläche von ca. 
170 000 ha. Nach Berücksichtigung von unbefestig-
ten Seitenstreifen, Gräben, Bepflanzungen, Ein-
schnitts- und Dammböschungen und einen Anteil 
landwirtschaftlich genutzter Flächen von 53 % 
schätzt das UBA die potentiell belastete landwirt-
schaftliche Fläche auf etwa 23 000 ha und nimmt 
weiter an, daß bei 2/3 dieser Fläche, also 15 000 ha, 
nach innerbetrieblichen Anpassungsmaßnahmen ein 
wirtschaftlicher Nachteil verbleibt. 

Methodisch schwieriger ist die Abschätzung des Um-
fangs relevant belasteter Böden in Siedlungsgebie-
ten. Auf der Grundlage von Messungen in Nord-
rhein-Westfalen nimmt das UBA im Sinne einer 
worst-case-Hochrechnung an, daß durch diffuse Be-
lastungen aus Siedlungsgebieten 1 % der Acker-
fläche sowie 5 % der Grünlandflächen und der für 
den Erwerbsgartenbau genutzten Flächen be troffen 
sind. Bezogen auf das gesamte Bundesgebiet beträgt 
die belastete Ackerfläche damit ca. 100 000 ha. Da 
die Belastung nicht bei allen Kulturen relev ant wird, 
geht das UBA von einer Fläche von 50 000 ha aus. 
Bei Grünland sind Einschränkungen nur für Weiden 
zu erwarten, das UBA geht von etwa 130 000 ha aus. 
Relevante Belastungen im Erwerbsgartenbau behält 
das UBA auf einer Fläche von 5 000 ha für möglich. 

Das UBA beziffert den Ausgleich bei belasteten 
Ackerflächen auf ca. 280 DM/ha. Die Kosten, verur-
sacht durch Einschränkungen im Bereich der Grün-
landnutzung, liegen etwa bei 200 DM/ha. Dieser 
Kostenfaktor wird auch für Straßenbegleitböden an-
gesetzt. Für den Erwerbsgartenbau nimmt das UBA 
einen jährlichen Ausgleichsbetrag von insgesamt 
5 Mio. DM für eventuell erforderliche kurzfristige 
Umstellungen an. 

Insgesamt ergibt diese Abschätzung als potentieller 
Ausgleichszahlung für Straßenbegleitböden 3 Mio. 
DM, für Ackerflächen 14 Mio. DM, im Erwerbs-
gartenbau 5 Mio. DM und für Grünlandflächen 
26 Mio. DM pro Jahr. 

Die vom UBA getroffenen Annahmen dienen der 
summarischen Ermittlung möglicher Kosten, sie sind 
nicht mit tatsächlich ausgleichspflichtigen schäd-
lichen Bodenveränderungen gleichzusetzen, zumal 
diese außer von Dauer und Intensität der Schadstoff-
einträge auch von der Modifizierung ihrer Pflanzen-
verfügbarkeit durch Bodeneigenschaften abhängen. 
Angesichts erheblich reduzierter Emissionen sowie 
der vorgesehenen Vorsorgepflicht ist nicht damit zu 
rechnen, daß durch künftig zu realisierende Sied-
lungs- und Verkehrsvorhaben zusätzliche aus-
gleichspflichtige Bodenbelastungen hervorgerufen 
werden. 
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Zu § 11 (Erfassung) 

Die Regelung der Erfassung von Altlasten und alt

-

lastverdächtigen Flächen überläßt das Gesetz den 
Ländern. Entsprechende Vorschriften enthalten be-
reits die §.§.  23, 24 LAbfG BW (vgl. auch § 6 E-LAltG 
BW), Artikel 27 BayAbfAlG; § 5, § 11 Abs. 1 und 6 
HAltlastG (früher §§. 17, 18 HAbfAG), § 20 NAbfG, 
§ 29 LAbfG NW, § 26 LAbfWAG RP, § 30 AbfG LSA, 
§ 17 ThAbfAG, §§ 27, 28 LAbfVG B. 

Zu § 14 (Behördliche Sanierungsplanung) 

Eine Belastung der zuständigen Behörde wird durch 
diese Vorschrift (vgl. auch § 10 Abs. 4 E-LAltG BW) 
nicht eintreten. Zum einen steht die Sanierungspla-
nung im Ermessen der Behörde, so daß sie selbst 
steuern kann, in welchen Fällen sie von diesem 
Instrument Gebrauch machen will. Zum anderen ist 
auch ohne § 14 bei einer flächenhaften Ausdehnung 
der Altlast oder im Falle einer größeren Anzahl von 
Verpflichteten (§ 14 Satz 1 Nr. 3) aufgrund der Kom-
plexität des Sachverhalts ein planvolles Vorgehen 
der Behörde Voraussetzung einer erfolgreichen Sa-
nierung. Hinzu kommt, daß die zunächst anfallenden 
Planungsmehrkosten der Behörde insoweit ausgegli-
chen werden, als von ihrer Seite nur selten gegen 
eine Vielzahl von Betroffenen vorgegangen werden 
muß. 

Zu § 19 (Datenübermittlung) 

Die Vorschrift beschränkt die Datenübermittlung auf 
solche Daten, die in bestehenden oder im Aufbau be-
findlichen Bodeninformationssystemen schon vor-
handen sind. Einige Länder haben bereits Vollzugs-
erfahrungen mit auf der Grundlage von Landesge-
setzen eingerichteten Bodenzustandskatastern und 
Dauerbeobachtungsflächen. Eine Verpflichtung zur 
Erhebung von Daten wird nicht begründet. Ländern 
entstehen demzufolge nur unwesentliche Mehr-
kosten durch die Übersendung der Daten. Beim 
Bund fallen infolge der Datenübermittlung keine 
Mehrkosten an, da die sachlichen und personellen 
Mittel zur Aufnahme und Auswertung der ermittel-
ten Daten vorhanden sind. Im Bereich des Umwelt-
bundesamtes wären die für die Informationstechnik 
vorgesehenen Haushaltsansätze für die Bereitstel-
lung der technischen Voraussetzungen sowie den 
laufenden Betrieb des Datenaustausches zu verwen-
den. 

Zu § 23 (Erfüllung von bindenden Beschlüssen 
der Europäischen Gemeinschaften) 

Es liegen zur Zeit keine bindenden Beschlüsse der 
Europäischen Gemeinschaften vor. Ob und in wel-
chem Maße die Gemeinschaften künftig entspre-
chendes veranlassen werden, läßt sich gegenwärtig 
nicht beurteilen. 

Zu § 25 (Kosten) 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß im Hin-
blick auf die in Absatz 2 vorgesehene Begrenzung 
der Verantwortlichkeit des Zustandsstörers keine 
Mehrkosten entstehen. Die Beschränkung der Zu-
standsverantwortung des „gutgläubigen" Eigen

-

tümers oder Besitzers auf den Wert der Nutzung des 
Grundstücks mit den sich daraus ergebenden wirt-
schaftlichen Vorteilen entspricht der Grenze, die sich 
nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts für diese Zustandsverantwortung ergibt 
(vgl. BVerwG, NVw 2 1991, 475). Absatz 2 konkreti-
siert also lediglich die ohnehin bestehende und beim 
Vollzug stets zu beachtende Rechtslage. 

d) Kostenwirksamkeit von Gesetzgebungsvorhaben 
der Länder 

Neben den bestehenden Bodenschutzgesetzen in 
Baden-Württemberg, Berlin und Sachsen werden in 
anderen Ländern gegenwärtig entsprechende Geset-
zesinitiativen vorbereitet. Diese Initiativen orientie-
ren sich im Bereich des Bodenschutzes am Boden-
schutzgesetz des Landes Baden-Württemberg. Leit-
gedanke des Gesetzes ist die Beseitigung von Boden-
belastungen. Der Begriff der Bodenbelastung ist 
durch das Merkmal der Besorgnis geprägt und um-
faßt ebenso wie das vorliegende Gesetz die Bereiche 
der Vorsorge und der Gefahrenabwehr. Infolge der 
Gesetzesinitiativen der Länder werden damit - unab-
hängig davon, ob das Bundes-Bodenschutzgesetz 
verabschiedet wird - die aufgezeigten Mehrkosten 
im Bodenschutzbereich auch in den Ländern anfal-
len, die zur Zeit noch kein eigenes Bodenschutzge-
setz verabschiedet haben. 

e) Auswirkungen auf das Preisniveau 

Soweit auf Unternehmen aus heutiger Sicht nicht 
quantifizierbare Mehrbelastungen zukommen, sind 
Einzelpreiserhöhungen für bestimmte Produkte zwar 
nicht auszuschließen, ihr Umfang dürfte gemessen 
an den Gesamtproduktionskosten aber so gering 
sein, daß Auswirkungen auf das Preisniveau, insbe-
sondere das Verbraucherpreisniveau, nicht zu erwar-
ten sind. 

5. Alternativen 

Eine der Hauptursachen des Problems der Verhinde-
rung bzw. Sanierung von schädlichen Bodenverän-
derungen sowie Altlasten ist das Fehlen bundesein-
heitlicher Bodenstandards (s. unter Nummer 1). Um 
hier Abhilfe im Sinne bundeseinheitlicher Maßstäbe 
zu schaffen, ist ein Bundesgesetz, das Grundlage für 
ein untergesetzliches Regelwerk ist, unentbehrlich. 

Dieses Ziel kann auch nicht auf Erfolg versprechende 
Weise mittels alternativer Lösungswege erreicht wer-
den. Maßnahmen zur wirksamen Anwendung und 
Durchsetzung vorhandener Vorschriften führen ge-
rade wegen der existierenden Listenvielfalt nicht 
zum Erfolg. Für Absprachen ist angesichts der Viel-
zahl der vom Gesetz Betroffenen einerseits und dem 
großen Schutzbedürfnis des Bodens und der mensch-
lichen Gesundheit vor allem in Altlastenfällen ande-
rerseits kaum Raum. Informelle Absprachen sind nur 
ausnahmsweise denkbar. Jedoch greift das Gesetz 
in § 13 Abs. 5 den Gedanken eines öffentlich-recht-
lichen Sanierungsvertrages ausdrücklich auf und 
schafft so Raum für eine vertragliche Einigung zwi-
schen Sanierungspflichtigem und der Behörde mit 
der Möglichkeit der Einbeziehung Dritter. 
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II. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 (Zweck des Gesetzes) 

§ 1 Satz 1 bestimmt den Zweck des Gesetzes, die in 
§ 2 Abs. 2 genannten Funktionen nachhaltig zu 
sichern oder wiederherzuste llen. § 1 Satz 2 normiert 
zur Konkretisierung des Gesetzeszweckes drei 
Handlungsziele. Den Handlungszielen des Satz 2 
entsprechen die sich aus den §§ 4 und 7 sowie auf

-
grund der §§ 5 und 6 ergebenden bodenschutzrecht

-lichen Pflichten. 

Gemäß dem ersten in § 1 Satz 2 festgelegten Hand-
lungsziel sind schädliche Bodenveränderungen ab-
zuwehren. Während die Vorsorge auf einen lang-
fristig orientierten Bodenschutz zielt, geht es hier im 
wesentlichen darum, in einem räumlich, zeitlich und 
kausal überschaubaren Zusammenhang konkret er-
kennbare Gefahren abzuwehren. § 4 Abs. 1 und 2 
normiert im einzelnen entsprechende Gefahrenab-
wehrpflichten. 

Nach dem zweiten in § 1 Satz 2 festgelegten Hand-
lungsziel sind bei bereits eingetretenen schädlichen 
Bodenveränderungen der Boden und Altlasten sowie 
hierauf beruhende Gewässerverunreinigungen zu 
sanieren. Insoweit konkretisieren § 4 Abs. 3 und die 
nach § 5 zu erlassende Rechtsverordnung die dazu 
gehörenden Handlungspflichten. 

Nach dem dritten in § 1 Satz 2 genannten Hand-
lungsziel ist Vorsorge vor künftigen nachteiligen Ein-
wirkungen auf den Boden zu treffen. Damit soll er-
reicht werden, daß auch langfristig keine schädli-
chen Bodenveränderungen entstehen. § 7 begründet 
entsprechende Verhaltenspflichten. Die besondere 
Gefahr für den Boden besteht gerade da rin, daß es 
auf Dauer durch stoffliche und sonstige Einwirkun-
gen zu irreversiblen Schäden des Bodens kommen 
kann, die sich erst innerhalb langer Zeiträume mani-
festieren. 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 

Boden 

Absatz 1 definie rt  den Boden nicht räumlich, sondern 
funktional. Soweit die in Absatz 2 genannten Boden-
funktionen betroffen sein können, handelt es sich um 
Boden im Sinne dieser Legaldefinition. Böden sind 
ein mehrphasiges System zwischen Festkörper, Bo-
denluft und Wasser. Weil es maßgeblich von der Lei-
stungsfähigkeit dieses Systems abhängt, in welchem 
Maß der Boden seine Funktionen in den natürlichen 
Stoffkreisläufen erfüllen kann, wird klargestellt, daß 
die flüssigen und gasförmigen Bestandteile zum 
Boden gehören. 

Aufgrund der Definition des Bodens sowie der in 
Absatz 2 Nr. 2 und 3 genannten Bodenfunktionen 
sind von Bodenbelastungen für das Grundwasser 
ausgehende Gefahren vom Schutzbereich des Geset-
zes umfaßt. Dagegen verbleibt das Grundwasser 
selbst, also die gesättigte Zone, im Anwendungsbe-
reich des Wasserrechts. Inwieweit im Grundwasser 
angelangte stoffliche und sonstige Belastungen tole

-

riert werden können, regelt das Wasserrecht des 
Bundes und der Länder. 

Gewässerböden (subhydrische Böden) werden durch 
das Gesetz nicht erfaßt. Die Belastung der Gewässer-
böden wird maßgeblich durch die Qualität des Ge-
wässers bestimmt, wie auch umgekehrt die Bela-
stung der Gewässerböden sich auf die Wasserqualität 
auswirkt. Der Begriff des obe rirdischen Gewässers 
im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 WHG erfaßt Wasser 
und Bett als Einheit, so daß neben dem Schutz des 
Wassers auch der Schutz von Gewässerböden durch 
das WHG gewährleistet ist. Zusätzlich zu den was-
serrechtlichen Regelungen ist deshalb eine spezifisch 
bodenschutzrechtliche Regelung nicht sinnvoll. 

Bodenfunktionen: 

Die Aufteilung in natürliche Funktionen und Nut-
zungsfunktionen in Absatz 2 bestimmt sich nach dem 
Schwerpunkt der Bodenfunktion und stellt keine 
nach wissenschaftlichen Kriterien durchführbare 
strenge Abgrenzung dar. So besteht beispielsweise 
ein enger Zusammenhang zwischen dem Boden als 
Teil des Naturhaushalts mit seinen Nährstoffkreisläu-
fen (Absatz 2 Nr. 2) und der Funktion des Bodens als 
Standort für die landwirtschaftliche Erzeugung 
(Absatz 2 Nr. 7). 

Die Bodenfunktionen im einzelnen: 

Zu Nummer 1 

Der Boden bildet zusammen mit Wasser, Luft und 
Sonnenlicht die Grundlage allen Lebens in Landöko-
systemen. Er ist darüber hinaus Ausgangs- und End-
punkt der meisten wirtschaftlichen Aktivitäten des 
Menschen. Der Boden ist deshalb unverzichtbare na-
türliche Lebensgrundlage für Menschen, Tiere und 
Pflanzen und in dieser Funktion zu schützen. Der 
Boden ist darüber hinaus unmittelbarer Lebensraum 
für Bodenlebewesen und Mikroorganismen sowie 
Wurzelraum für Pflanzen. 

Zu Nummer 2 

Im Boden laufen unverzichtbare Teile der Stoffkreis-
läufe des Naturhaushaltes ab. Er erfüllt damit zen-
trale Regelungsfunktionen in den Ökosystemen. Als 
besonders markantes Beispiel wird auf seine Funk-
tion im Wasserhaushalt und bei der Bereitstellung 
von Pflanzennährstoffen verwiesen. Böden sind auch 
wesentlich am globalen Kohlenstoff- und Stickstoff-
kreislauf beteiligt. Störungen der Bodenfunktionen 
können zu zusätzlichen Freisetzungen klimawirk-
samer Spurengase führen und die CO2-Festlegung 
durch die Vegetation beeinträchtigen. 

Zu Nummer 3 

Die Fähigkeit des Bodens, als Filter und Puffer Stoff-
einträge mechanisch zurückzuhalten oder durch 
Sorption festzulegen, trägt entscheidend zum Schutz 
des Grundwassers und der Oberflächengewässer 
gegen Schadstoffeinträge bei. Aufgrund der in 
Nummer 1 und 2 genannten Funktionen bedeutet 
Bodenschutz insoweit zugleich Grundwasserschutz. 
Die in Nummer 3 genannte Bodenfunktion mindert 
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auch die Weitergabe von schädlichen Stoffen an 
Pflanzen, Tiere oder Menschen. Natürliche orga-
nische Reste werden im Boden unter Nährstofffreiset-
zung abgebaut oder zu langlebigen Humusstoffen 
umgebaut. Darüber hinaus vermag der Boden be-
stimmte organische Schadstoffe durch Umbau und 
Abbau zu verändern bzw. zu unbedenklichen Stoffen 
zu mineralisieren. Die Leistungsfähigkeit des Bo-
dens, stoffliche Einwirkungen zu kompensieren, ist 
jedoch begrenzt, ihre Überforderung führt zur Min-
derung oder zum Zusammenbruch wichtiger Boden-
funktionen. Beispielsweise führt die Überforderung 
der Pufferkapazität von Böden durch hohen Eintrag 
von Säurebildnern zu Veränderungen der Bodenbio-
logie, der Humusbildung sowie zur Mobilisierung 
von Schadstoffen. 

Zu Nummer 4 

Je nach seiner physikalischen, chemischen und bio-
logischen Eigenschaft konserviert der Boden die 
Spuren seiner langen natürlichen Entstehungs-
geschichte und die auf ihn erfolgten anthropogenen 
Einwirkungen, er wird damit zum Archiv der Natur- 
und Kulturgeschichte. Soweit dies der Fall ist, ist es 
Aufgabe des Bodenschutzes, den Boden vor beein-
trächtigender Inanspruchnahme zu schützen. 

Zu Nummer 5 

An speziellen Standorten enthalten Böden wichtige 
Rohstoffe, insbesondere für den Bergbau und die 
Bauindustrie. Bodenschutz dient auch der sparsamen 
und nachhaltigen Nutzung dieser Bodenfunktion 
und hat die Zugriffsmöglichkeiten auf Rohstoffvor-
räte zu sichern. 

Zu Nummer 6 

Der Boden dient auch als Fläche für Siedlung und Er-
holung. Die Nutzung des Bodens als Siedlungsfläche 
führt durch die Überbauung zu einem weitgehenden 
Verlust der natürlichen Bodenfunktionen. Zugleich 
handelt es sich hier um eine belastungsempfindliche 
Nutzung. So können stoffliche Belastungen die Eig-
nung eines Grundstücks als Standort für Wohn-
gebäude oder Kinderspielplätze in Frage stellen. 

Zu Nummer 7 

Die Funktion des Bodens als Standort für die land- 
und forstwirtschaftliche Erzeugung kann in Frage 
gestellt sein, wenn stoffliche Belastungen des Bodens 
wesentlich zur Belastung von Nahrungsketten mit 
unerwünschten Stoffen beitragen. Die Funktion als 
Standort von Nutzpflanzen kann auch dadurch in 
Frage gestellt werden, daß die Ertragsfähigkeit der 
Böden durch Strukturänderungen nachhaltig gemin-
dert wird. 

Zu Nummer 8 

Im Industrieland Bundesrepublik Deutschland prä-
gen wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen des 
Bodens sowie dessen Funktion als Standort für Ver-
kehrswege, Ver- und Entsorgungsanlagen in hohem 
Maße den Bodenzustand. Das Ausmaß der Inan-
spruchnahme des Bodens und die damit verbunde

-

nen Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunk-
tionen machen es notwendig, daß durch dieses 
Gesetz und andere Rechtsvorschriften zum Schutz 
des Bodens Ausmaß und Art  dieser Inanspruch-
nahme so gesteuert werden, daß unter Berücksichti-
gung der Nutzungsfunktionen keine schädlichen 
Bodenveränderungen hervorgerufen werden. 

Schädliche Bodenveränderungen 

In Absatz 3 wird mit den „schädlichen Bodenverän-
derungen" der Zentralbegriff des Gesetzes definie rt , 
auf dem die bodenschutzrechtlichen Pflichten auf-
bauen. Der zweigliedrige Begriff nennt Beeinträchti-
gungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, 
Schutzgüter des einzelnen oder der Allgemeinheit zu 
gefährden. Der weite Begriff der Bodenveränderung 
schließt stoffliche Einträge ebenso wie Veränderun-
gen der Bodenphysik und die Flächenversiegelung 
mit ein. 

Weil nach § 1 Bodenschutz Schutz der Bodenfunk-
tionen bedeutet, muß eine Beeinträchtigung von Bo-
denfunktionen vorliegen. 

Als zweites Element erfordert die Begriffsbestim-
mung, daß die beeinträchtigte Bodenfunktion geeig-
net ist, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erheb-
liche Belästigungen für den einzelnen oder die Allge-
meinheit herbeizuführen. Der Zweck des Gesetzes 
geht über den Schutz der Gesundheit und des Eigen-
tums hinaus. Das Gesetz schützt im Interesse der 
Allgemeinheit auch die Funktionen des Bodens im 
Naturhaushalt. Damit sind auch die ökologischen Bo-
denfunktionen Schutzgut der Allgemeinheit. Werden 
ökologische Bodenfunktionen beeinträchtigt, so ist 
dies grundsätzlich geeignet, eine Gefahr für die A ll

-gemeinheit herbeizuführen. 

Unter Gefahr ist die hinreichende Wahrscheinlichkeit 
eines Schadenseintritts zu verstehen. Als bedrohtes 
Schutzgut des einzelnen oder der Allgemeinheit 
kommt die menschliche Gesundheit, aber auch jedes 
andere Rechtsgut - wie die ökologischen Bodenfunk-
tionen, etwa der Schutz des Grundwassers - in Be-
tracht. Insbesondere bei der alleinigen Beeinträchti-
gung ökologischer Bodenfunktionen setzt eine Ge-
fahr in der Regel eine dauerhafte beziehungsweise 
nachhaltige Störung voraus; lediglich kurzfristige Be-
einträchtigungen, deren Folgen vollständig ausge-
glichen werden, etwa bei vorübergehenden Boden-
arbeiten zur Verlegung von Versorgungsleitungen, 
werden somit nicht erfaßt. Als Nachteil wird die 
Beeinträchtigung von Interessen verstanden, mit der 
keine Verletzung eines Rechtsguts verbunden ist, 
dazu zählen beispielsweise Vermögenseinbußen. Be-
lästigungen sind insbesondere Beeinträchtigungen 
des körperlichen oder seelischen Wohlbefindens, 
etwa durch Geruchsemissionen. Die Abgrenzung 
zwischen Gefahr, Belästigung und Nachteil kann im 
einzelnen problematisch sein; da von der Begriffs-
bestimmung aber alle drei Bereiche erfaßt werden, 
ergeben sich daraus keine Anwendungsschwierig-
keiten. 

Durch das Merkmal der Erheblichkeit, welches allein 
bei Nachteilen und Belästigungen ausdrücklich be

-

nannt wird, im Rahmen der Gefahrenabwehr indes- 
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sen dem Schadensbegriff bereits immanent ist, wird 
festgelegt, daß die Beeinträchtigung eine bestimmte 
Intensität erreichen muß, um als schädliche Boden-
veränderung gewertet zu werden. Das Leben in 
einem hochindustrialisierten und dichtbesiedelten 
Land ist mit den verschiedensten Formen der Boden-
nutzung verbunden, die zwangsläufig zu Einwirkun-
gen auf den Boden führen. 

Verdachtsflächen 

Absatz 4 definiert  Verdachtsflächen. Dem Gesetz 
liegt nicht der Grundstücksbegriff des Zivilrechts 
zugrunde. Gemeint sind die konkreten Flächen, bei 
denen der Verdacht schädlicher Bodenveränderun-
gen besteht; auf ihre Erfassung beziehungsweise 
Abgrenzung in Katastern oder Grundbüchern kommt 
es nicht an. 

Der Verdacht schädlicher Bodenveränderungen setzt 
tatsächliche Anhaltspunkte voraus, die das Vorliegen 
der in Absatz 3 genannten Voraussetzungen nahe-
legen. Solche Anhaltspunkte können sich insbeson-
dere aus einer früheren Grundstücksnutzung oder 
aufgrund von Unglücksfällen ergeben, bei denen 
umweltgefährdende Stoffe freigesetzt worden sind. 

Altlasten 

Absatz 5 definiert  den Begriff der Altlasten. Die Be-
griffsbestimmung orientiert sich an der vom Rat von 
Sachverständigen für Umweltfragen im Sondergut-
achten Altlasten (1989, S. 29ff.) vorgeschlagenen 
Definition, die weitgehend mit Definitionen in Abfall-
gesetzen der Länder übereinstimmt. Die Begriffs-
bestimmung definiert  Altlasten als Altablagerungen 
und Altstandorte. In beiden Fällen muß es sich um 
stillgelegte Anlagen handeln. 

Umweltgefährdende Verunreinigungen, die durch in 
Betrieb befindliche Anlagen oder sonstige andauernde 
Aktivitäten verursacht werden, gehören somit nicht 
zu den Altlasten. 

Weiterhin beschränkt sich die Definition auf die 
kleinflächigen, d. h. räumlich enger begrenzten Flä-
chen. Großflächige Belastungen aus weiträumigen 
und diffusen Belastungen, etwa aus dem weiträumi-
gen Eintrag von Luftverunreinigungen, sind nicht er-
faßt. 

Mit dem Anlagen- und Grundstücksbezug stellt die 
Begriffsbestimmung klar, daß eine Altlast nicht eine 
Boden- oder Grundwasserbelastung voraussetzt, son-
dern insbesondere stillgelegte Anlagen mit ihren Ne-
beneinrichtungen und Leitungssystemen einschließt, 
von denen Gefahren ausgehen können. Hinsichtlich 
des Grundstücksbegriffs wird auf die Ausführungen 
zu Absatz 4 verwiesen. 

Um die von Altlasten ausgehenden Gefahren sach-
gerecht zu erfassen, schließt die Altlastendefinition 
neben schädlichen Bodenveränderungen sonstige 
Gefahren für den einzelnen oder die Allgemeinheit 
mit ein. Der Begriff der schädlichen Bodenverände-
rungen reicht hierzu nicht aus, da er nach Absatz 3 
nur Beeinträchtigungen erfaßt, die auf einer Be-
einträchtigung von Bodenfunktionen beruhen. Vor 
allem bei stillgelegten Deponien beruhen Gefahren 

jedoch nicht auf solchen Bodenveränderungen, son-
dern auf den abgelagerten Abfällen; Boden im Sinne 
von Absatz 1 ist insoweit gar nicht vorhanden. 

Altlastverdächtige Flächen 

Eine altlastverdächtige Fläche liegt nach Absatz 6 
vor, wenn der Verdacht besteht, daß von einer Alt-
ablagerung oder einem Altstandort Gefahren aus-
gehen, deren Vorliegen erst nach Erhebung des tat-
sächlichen Sachverhalts festgestellt werden kann. 
Der Unterschied zur festgestellten Altlast besteht 
somit darin, daß zwar Verdachtsmomente, etwa auf-
grund der früheren Grundstücksnutzung, bestehen, 
aber erst nach erfolgter Untersuchung und Bewer-
tung eine tragfähige Gefährdungsabschätzung mög-
lich ist und erst dann beurteilt werden kann, ob auch 
tatsächlich eine Altlast vorliegt. Werden beispiels-
weise umweltgefährdende Stoffe im Boden festge-
stellt, bleiben aber Menge, Konzentration und räum-
liche Verteilung der Stoffe im Boden oder deren Mo-
bilität oder Ausbreitung in die Umwelt offen, so sind 
gegebenenfalls umfangreiche Untersuchungen erfor-
derlich und schwierige Bewertungsprobleme zu lösen. 

Sanierung 

Das Gesetz verpflichtet die Verantwortlichen zur Sa-
nierung von schädlichen Bodenveränderungen und 
Altlasten. Absatz 7 definie rt , welche Maßnahmen 
vom Sanierungsbegriff erfaßt werden. Nutzungsbe-
schränkungen sind danach keine Sanierungsmaß-
nahme. In welchem Umfang eine Sanierung durch-
zuführen ist und wie Sanierungsziele festzulegen 
sind, bestimmt sich nach den in § 4 Abs. 3 geregelten 
Sanierungspflichten. 

Die Dekontamination bezweckt die endgültige Besei-
tigung der Gefahren an der Quelle und im kontami-
nierten Umfeld. Dies geschieht durch die Anwen-
dung von Umwandlungs- und Trennoperationen, die 
schon naturgesetzlich stets unvollständig sind. In Ab-
hängigkeit vom Stand der Sanierungstechnik und 
den Kosten der Dekontamination sowie den Möglich-
keiten zur ordnungsgemäßen Beseitigung können 
zur Gefahrenabwehr auch eine Verminderung der 
stofflichen Belastung oder eine Entnahme von Bo-
denmaterial und dessen Verwertung oder Beseiti-
gung an anderer Stelle nach den kreislaufwirt-
schafts- und abfallrechtlichen Vorschriften in Be-
tracht kommen. 

Der Unterschied zwischen Sicherung und Dekonta-
mination besteht darin, daß bei der Sicherung die 
Schadstoffe im Boden vor Ort verbleiben und durch 
Einkapselung oder andere Maßnahmen die Ausbrei-
tung im Boden oder der Austrag aus dem Boden im 
Rahmen des technisch Möglichen verhindert oder 
vermindert wird. Sicherungsmaßnahmen kommen 
als Dauer- und als Zwischenlösung in Betracht. So-
weit die Sicherungsmaßnahme die Ausbreitung lang-
fristig unterbricht, technisches Versagen mit hinrei-
chender Sicherheit ausgeschlossen werden kann 
(zum Beispiel durch regelmäßige Kontrolle und erfor-
derliche Nachbesserungen) und der Schutz des Men-
schen und der Umwelt zuverlässig gewährleistet ist, 
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kann sie eine Alternative zur Dekontaminationsmaß-
nahme sein, vgl. § 4 Abs. 3 Satz 2. 

Da Dekontaminations- und Sicherungsmaßnahmen 
nur stoffliche Belastungen erfassen, ergänzt Absatz 8 
Nr. 3 für schädliche Veränderungen der physikali-
schen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit 
des Bodens, z. B. bei Erosion oder Bodenverdichtun-
gen, den Sanierungsbegriff. 

Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen 

Nicht immer sind Sanierungsmaßnahmen technisch 
möglich und zumutbar. In diesen Fällen sind nach § 4 
Abs. 3 im Einzelfall auch Schutz- und Beschrän-
kungsmaßnahmen ausreichend, die durch Absatz 8 
definiert  werden. Durch solche Maßnahmen, ins-
besondere durch Nutzungsbeschränkungen, werden 
die Auswirkungen von schädlichen Bodenverände-
rungen und Altlasten auf Mensch und Umwelt ver-
hindert oder vermindert, ohne daß der Boden oder 
die Altlast selbst saniert werden. 

Zu § 3 (Anwendungsbereich) 

Absatz 1 bestimmt den aus den Gesetzgebungskom-
petenzen des Bundes folgenden Anwendungsbe-
reich des Gesetzes. Auf die entsprechenden obigen 
Ausführungen wird verwiesen. 

Altlasten im Sinne von § 2 Abs. 5 werden generell er-
faßt. Bei schädlichen Bodenveränderungen im Sinne 
von § 2 Abs. 3 ist es erforderlich, daß sie auf einer Bo-
dennutzung oder wi rtschaftlicher Tätigkeit beruhen. 
Als Bodennutzung kommt insbesondere jeder Ge-
brauch einer Fläche in Betracht, der nach § 9 BauGB 
Gegenstand eines Bebauungsplans sein kann. Wi rt

-schaftlich sind alle Tätigkeiten, die im Zusammen-
hang mit einer Gewinnerzielung stehen. 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt die Vorschriften, neben de-
nen das Bundes-Bodenschutzgesetz nur subsidiär 
anzuwenden ist. Soweit diese Vorschriften bereits die 
an sich vom Anwendungsbereich des Gesetzes er-
faßte Nutzung des Bodens oder die bodenrelevante 
wirtschaftliche Tätigkeit regeln, findet dieses Gesetz 
keine Anwendung. Entsprechende Regelungen ent-
halten zum Beispiel das Düngemittel- und Pflanzen

-

schutzrecht. Es kommt nicht darauf an, ob und inwie-
weit die zu erfüllenden fachgesetzlichen Anforderun-
gen untergesetzlich weiter konkretisiert worden sind. 
Hinsichtlich der Berücksichtigung der durch dieses 
Gesetz begründeten bodenbezogenen Anforderun-
gen im Rahmen des Vollzugs des Bau- und Immissi-
onsschutzrechts wird auf die nachfolgenden Ausfüh-
rungen verwiesen. 

Im einzelnen gilt folgendes: 

Zu Nummer 1 

Die genannten Spezialvorschriften dienen auch dem 
Schutz des Bodens. So wird die künftige Bioabfall-/ 
Kompostverordnung zum Schutz des Bodens die Vor-
aussetzungen bestimmen, unter denen insbesondere 
Bioabfälle und Komposte auf den Boden aufgebracht 
werden dürfen. Entsprechendes gilt hinsichtlich der 
aufgrund des Abfallgesetzes erlassenen weiter fo rt

-geltenden Klärschlammverordnung für die Aufbrin-
gung von Klärschlämmen. Das Bundes-Bodenschutz-
gesetz findet insoweit daher nur subsidiär Anwen-
dung. 

Zu Nummer 2 

Für die Zulassung und den Bet rieb von Abfallbeseiti-
gungsanlagen zur Beseitigung von Abfällen enthält 
das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz am Ge-
fährdungspotential dieser Anlagen ausgerichtete 
spezifische Anforderungen. Mit ihnen soll sicherge-
stellt werden, daß von solchen Anlagen keine Gefah-
ren für Boden und Grundwasser ausgehen, weshalb 
das Bundes-Bodenschutzgesetz nur subsidiär An-
wendung findet. 

Zu Nummer 3 

Das Gefahrgutbeförderungsrecht regelt mit den Ge-
fahrgutverordnungen für die verschiedenen Ver-
kehrswege die Abwehr von Gefahren, die durch den 
Transport  gefährlicher Güter hervorgerufen werden. 
Nach den dort  verankerten Sicherheitspflichten müs-
sen der Beförderer und die anderen Beteiligten die 
erforderlichen Vorkehrungen treffen, um Schadens-
fälle zu verhindern und bei Eintritt eines Schadens 
dessen Umfang so gering wie möglich zu halten. Ge-
mäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes über die Beförderung 
gefährlicher Güter umfaßt der Schutzzweck des Ge-
setzes wichtige Gemeingüter sowie Sachen und da-
mit auch den Schutz des Bodens. Soweit Vorschriften 
über den Transport  gefährlicher Güter die erforder-
lichen Sicherheitsmaßnahmen, einschließlich der So-
fortmaßnahmen am Unfallo rt , regeln und eingehalten 
sind, findet dieses Gesetz daher keine Anwendung 
und sind nach § 8 dieses Gesetzes auch keine unter-
gesetzlichen Regelungen zulässig. 

Zu Nummer 4 

Das Düngemittel- und Pflanzenschutzrecht regelt als 
Spezialmaterie für dessen Anwendungsbereich die 
mit der landwirtschaftlichen Bodennutzung verbun-
denen stofflichen Einwirkungen auf den Boden. So 
regelt die Verordnung über die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis beim Düngen vom 26. Januar 1996 
unter anderem die Anwendung von Düngemitteln, 
die Ermittlung des Düngebedarfs nach Schlägen 
bzw. Wirtschaftseinheiten und die Ermittlung der im 
Boden verfügbaren Nährstoffmengen durch einen 
landwirtschaftlichen Bet rieb. Ferner enthält die Ver-
ordnung besondere Vorschriften über die Anwen-
dung von Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft. 
Nach den Vorschriften des Pflanzenschutzgesetzes 
dürfen Pflanzenschutzmittel nicht angewandt wer-
den, soweit der Anwender damit rechnen muß, daß 
ihre Anwendung erhebliche schädliche Auswirkun-
gen auf den Naturhaushalt hat. 

Zu Nummer 5 

Das Gentechnikgesetz umfaßt nach seinem Anwen-
dungsbereich nicht nur gentechnische Anlagen, son-
dern auch die Freisetzung von gentechnisch ver-
änderten Organismen und das Inverkehrbringen von 
Produkten, die gentechnisch veränderte Organismen 
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enthalten oder aus solchen bestehen. Es enthält diffe-
renzierte Regelungen, um die von solchen Aktivitä-
ten ausgehenden besonderen Gefahren abzuwehren 
und dem Entstehen solcher Gefahren vorzubeugen. 

Zu Nummer 6 

Das zweite Kapitel des Bundeswaldgesetzes regelt 
vor allem die forstliche Rahmenplanung, die Erhal-
tung des Waldes und den Schutzwald. 

Nach § 7 Bundeswaldgesetz sind forstliche Rahmen-
pläne durch die nach Landesrecht zuständigen Be-
hörden aufzustellen, welche die für die Schutz- und 
Erholungsfunktionen des Waldes maßgeblichen 
Sachverhalte und Erfordernisse (Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts, Bodenfruchtbarkeit) hinreichend 
berücksichtigen sollen. Nach § 12 Abs. 1 Bundes-
waldgesetz kann Wald unter bestimmten Vorausset-
zungen zu Schutzwald erklärt werden, mit der Folge, 
daß bestimmte forstliche Maßnahmen durchzuführen 
oder zu unterlassen sind. Die Erklärung zum Schutz-
wald kommt insbesondere auch zum Schutz gegen 
Erosion durch Wasser und Wind in Betracht. 

Zu Nummer 7 

Im Rahmen der Neugestaltung des Flurbereini-
gungsgebietes sind gemäß § 37 Abs. 1 des Flurbe-
reinigungsgesetzes auch bodenschützende Maßnah-
men vorzunehmen. Hiermit bringt das Flurbereini-
gungsgesetz zum Ausdruck, daß der Schutz der Bö-
den z. B. gegen Erosion durch Wasser und Wind ein 
wesentliches Anliegen der Flurbereinigung ist. Die 
aus § 37 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes folgen-
de Pflicht der Flurbereinigungsbehörden zur Vor-
nahme bodenschützender Maßnahmen gilt für alle 
Verfahrensarten nach dem Flurbereinigungsgesetz. 
Die Ausnahmeregelung erfaßt neben dem Flurbe-
reinigungsplan damit auch den Zusammenlegungs-
plan gemäß § 100 Flurbereinigungsgesetz und den 
Tauschplan gemäß § 103 f Flurbereinigungsgesetz. 

Darüber hinaus gelten die bodenschützenden Rege-
lungen des Flurbereinigungsgesetzes auch für den 
Tauschplan und den Bodenordnungsplan in einem 
Verfahren nach dem 8. Abschnitt des Landwirt-
schaftsanpassungsgesetzes, da gemäß § 63 Abs. 2 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz in diesen Verfah-
ren die Vorschriften des Flurbereinigungsgesetzes 
sinngemäß anzuwenden sind. Demgemäß erfaßt die 
Ausnahmeregelung auch die Verfahren zur Feststel-
lung und Neuordnung der Eigentumsverhältnisse 
nach dem Landwirtschaftsanpassungsgesetz. 

Zu Nummer 8 

Im Rahmen der in Nummer 8 genannten Verkehrs-
vorschriften sind auch bodenbezogene Belange mit 
zu berücksichtigen. So muß etwa nach § 17 des Bun-
desfernstraßengesetzes für Bundesfernstraßen bei 
der Planfeststellung eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchgeführt werden. Diese umfaßt auch die 
Auswirkungen des Vorhabens auf den Boden. Das 
Ergebnis der Prüfung ist bei der Abwägung der Be-
lange im Rahmen der Planfeststellung zu berücksich-
tigen. 

Zu Nummer 9 

Nummer 9 grenzt den Anwendungsbereich des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes vom Baurecht ab. Auf die 
bauplanungsrechtliche und bauordnungsrechtliche 
Zulässigkeit von Vorhaben findet das Gesetz keine 
Anwendung. 

Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit eines Vorha-
bens richtet sich ausschließlich nach den Vorschriften 
des Baugesetzbuches und den das Baugesetzbuch er-
gänzenden Vorschriften, da bei der Anwendung die-
ser Regelungen die Belange des Bodenschutzes mit 
zu berücksichtigen sind, vgl. etwa § 1 Abs. 5 Satz 2 
Nr. 7 und Satz 3 BauGB sowie die parallele Gesetzes-
initiative der Bundesregierung zur Novellierung des 
Baugesetzbuchs. 

Im Außenbereich ist ein Vorhaben nach § 35 BauGB 
nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht ent-
gegenstehen. Die insoweit hinsichtlich des Boden-
schutzes zu beachtenden Anforderungen werden 
durch die vorgesehene Änderung dieser Vorschrift 
im Rahmen der Novelle des Baugesetzbuches kon-
kretisiert. 

Auch die in § 5 vorgesehene Entsiegelungspflicht ist 
auf bauliche Anlagen nicht anwendbar. Durch die 
vorgesehene Änderung des Baugesetzbuches wer-
den insoweit spezielle Vorschriften geschaffen. 

Im Rahmen des Bauordnungsrechts sind bodenbezo-
gene Belange etwa im Rahmen der bauordnungs-
rechtlichen Generalklauseln (vgl. zum Beispiel § 3 
Abs. 1 Satz 1 BauO NW) zu beachten, nach denen 
von baulichen Anlagen keine Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit oder Ordnung ausgehen dürfen. So-
weit es um bodenbezogene Gefahren geht, sind beim 
Vollzug des Bauordnungsrechts die Anforderungen 
dieses Gesetzes zu berücksichtigen. 

Zu Nummer 10 

Die Vorschriften des Bundes -Immissionsschutzgeset-
zes über die Errichtung und den Bet rieb von Anlagen 
dienen nach der Zweckbestimmung, die § 1 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes enthält, auch dem 
Schutz des Bodens. Der Zentralbegriff des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, der Begriff der „schädli-
chen Umwelteinwirkungen", schließt nach § 3 Abs. 1 
und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes Einwir-
kungen auf den Boden mit ein. 

Die Verzahnung der beiden Gesetze wird dadurch 
erreicht, daß nach Absatz 3 Satz 1 im Hinblick auf 
das in § 1 BImSchG genannte Schutzgut Boden eine 
schädliche Umwelteinwirkung nach § 3 Abs. 1 
BImSchG vorliegt, wenn nach dem BBodSchG und 
dessen untergesetzlichem Regelwerk eine schädliche 
Bodenveränderung vorliegt. Dies bedeutet, daß der 
rechtliche Gefahrenmaßstab zur Beurteilung von 
Bodenveränderungen, die maßgeblich die Gefahren-
grenze markierenden Bodenwerte und die dazu ge-
hörenden Ermittlungs- und Bewertungsverfahren für 
Bodenbelastungen sich nach dem Bodenschutzrecht 
bestimmen. 

Wertungswidersprüche ergeben sich dadurch nicht, 
denn dem bodenschutzrechtlichen Zentralbegriff der 
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schädlichen Bodenveränderung liegt nach § 2 Abs. 3 
der gleiche rechtliche Wertungsmaßstab zugrunde 
wie dem immissionsschutzrechtlichen Zentralbegriff 
der schädlichen Umwelteinwirkung in § 3 Abs. 1 
BImSchG. Die gewählte Konstruktion führt zu dem 
Ergebnis, daß einerseits anlagenbezogene Anforde-
rungen zur Abwehr schädlicher Umwelteinwirkun-
gen einheitlich im Bundes-Immissionsschutzgesetz 
geregelt bleiben, andererseits das Bodenschutzrecht 
einheitlich, auch für immissionsschutzrechtliche An-
lagen, verbindlich regelt, welche Bodenbelastungen 
eine Gefahr für den Boden begründen und welche 
nicht. 

Die Verzahnung der immissionsschutzrechtlichen mit 
der bodenschutzrechtlichen Vorsorgepflicht erfolgt 
zweistufig. Durch in Rechtsverordnungen nach § 8 
Abs. 2 Nr. 1 festgelegte Bodenwerte wird bestimmt, 
ab welcher Belastungsschwelle die Besorgnis einer 
schädlichen Bodenveränderung besteht. Wird diese 
erreicht, so sind im Rahmen der immissionsschutz-
rechtlichen Vorsorge (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 und § 23 
BImSchG) Anforderungen zur Einhaltung der in 
Rechtsverordnungen nach § 8 Abs. 2 festgelegten 
Standards vorzusehen. Damit wird durch Rechtsver-
ordnungen nach diesem Gesetz geregelt, bei welcher 
Belastungssituation im Einwirkungsbereich der An-
lage gebietsbezogen ein Bedarf für Vorsorgemaßnah-
men besteht und die Immissionsschutzbehörde tätig 
werden muß. Die Reichweite der immissionsschutz-
rechtlichen Vorsorgemaßnahmen ergibt sich aus den 
in Rechtsverordnungen aufgrund dieses Gesetzes 
festgelegten Zielvorgaben. Diese beantworten die 
Frage, in welchem Ausmaß künftig in einem Gebiet 
Bodenbelastungen zu vermindern sind, damit auch 
langfristig keine schädlichen Bodenveränderungen 
entstehen. Absatz 3 Satz 3 beschränkt insoweit den 
Gestaltungsspielraum des Verordnungsgebers. 

Absatz 3 Satz 2 konkretisiert für Anlagen, die beim 
Inkrafttreten von Vorsorgeanforderungen aufgrund 
des Bundes-Bodenschutzgesetzes bereits errichtet 
worden sind, den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. 
Wegen der bereits abgeschlossenen baulichen und 
technischen Errichtung dieser Anlagen ist die strikte 
Einhaltung der Vorsorgeanforderungen häufig mit 
dem vorhandenen Baubestand nicht erreichbar. Um 
den gebotenen Bestandsschutz für diese Anlagen zu 
gewährleisten und um unzumutbare Anforderungen 
an den Anlagenbetreiber zu vermeiden, ist bei be-
stehenden Anlagen die Erfüllung der Vorsorgeanfor-
derungen, die eine Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 2 
dieses Gesetzes begründet, anzustreben. Die inso-
weit im einzelnen maßgebenden Kriterien ergeben 
sich aus den zum Vollzug des § 5 Abs. 1 Nr. 2 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes entwickelten Kri-
terien. 

Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz beantwortet insbe-
sondere die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
bei bestehenden schädlichen Bodenveränderungen 
die Änderung bestehender oder die Zulassung neuer 
Anlagen genehmigt werden können. Hätte bei Über-
schreitung der Bodenwerte auch eine geringfügige 
Zusatzbelastung die Versagung der Genehmigung 
zur Folge, könnten an alten Industriestandorten 
keine Anlagen geändert oder neue Anlagen gebaut 

werden. Neue Anlagen müßten auf der grünen Wiese 
errichtet werden. Deshalb ist im Rahmen des Immis-
sionsschutzrechts festzulegen, bei welcher Zusatzbe-
lastung eine Anlage keinen relevanten Beitrag zum 
Entstehen schädlicher Bodenveränderungen leistet. 
Damit können in solchen Belastungsregionen Ände-
rungen von Anlagen und moderne Industrieanlagen, 
die den Stand der Technik zur Emissionsbegrenzung 
ausnutzen, wegen ihres geringen Immissionsbeitrags 
genehmigt werden. Absatz 3 Satz 2 zweiter Halbsatz 
gilt für die Schutz- wie auch für die Vorsorgepflicht 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes. Die Forderung, daß nicht ursächliche 
Zusatzbelastungen gleichzeitig festzulegen sind, be-
zieht sich auf die im vorstehenden Satz genannten 
Anforderungen zur Vorsorge nach § 8 Abs. 2. 

Absatz 3 Satz 3 dient der Erleichterung von Geneh-
migungsverfahren. Aufwendige Einzelfallprüfungen 
sind nur zu rechtfertigen, wenn eine Anlage be-
stimmte Emissionsmassenströme überschreitet, im 
übrigen kann generell die Einhaltung bestimmter 
Emissionswerte auch ohne Ausbreitungs- und 
Frachtberechnungen zur Erfüllung der Vorsorge-
pflicht ausreichen. 

Absatz 2 Satz 2 nimmt Anlagen, Tätigkeiten, Geräte 
oder Vorrichtungen, Kernbrennstoffe und sonstige 
radioaktive Stoffe vom sachlichen Anwendungsbe-
reich des Gesetzes aus, soweit es sich um den spezifi-
schen Schutz vor den Gefahren der Kernenergie und 
der Wirkung ionisierender Strahlen handelt. Die Re-
gelung trägt dem Umstand Rechnung, daß das Atom-
und Strahlenschutzrecht einschließlich der aufgrund 
Artikel 9 Abs. 2 des Einigungsvertrages in Ver-
bindung mit Anlage II Kapitel XII Abschnitt III 
Nummer 2 und 3 des Einigungsvertrages fortgelten-
den Vorschriften der Deutschen Demokratischen Re-
publik differenzierte Vorschriften enthält, die inso-
weit die Vorsorge gegen Schäden gewährleisten. 

Absatz 2 Satz 3 nimmt schließlich Kampfmittel vom 
sachlichen Geltungsbereich des Gesetzes aus. Die 
Vorschrift entspricht der Regelung in § 2 Abs. 2 Nr. 7 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes. Im Vor-
dergrund stehen hier Explosions- und andere Ge-
fahren, die durch das allgemeine Polizeirecht und 
spezielle Vorschriften zur Gefahrenabwehr geregelt 
werden. Vom Geltungsbereich des Gesetzes ausge-
nommen ist auch die Beseitigung von Kampfmitteln 
aus der Zeit der beiden Weltkriege. 

Absatz 4 Satz 2 gewährleistet die Berücksichtigung 
der Belange dieses Gesetzes im Rahmen der Be-
triebspläne nach § 55 in Verbindung mit § 48 Abs. 2 
Satz 1 des Bundesberggesetzes. Dies ist insbeson-
dere wegen der Abschlußbetriebspläne nach § 53 
des Bundesberggesetzes wichtig, die für den Boden-
schutz von großer Bedeutung sind. 

Das Gesetz regelt die Zuständigkeit der Landesbe-
hörden nicht. Die Bundesregierung geht davon aus, 
daß die Bundesländer den Vollzug des Bundes-Bo-
denschutzgesetzes so regeln werden, daß die Auf-
gaben der Behörden, die für den Vollzug der in § 3 
genannten Vorschriften zuständig sind, nicht beein-
trächtigt werden. 
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Zu § 4 (Pflichten zur Gefahrenabwehr) 

Die in § 4 genannten Pflichten sind den in § 1 Satz 2 
festgelegten Handlungszielen des Gesetzeszwecks 
zugeordnet. Die in Absatz 1 und 2 normierten Pflich-
ten bezwecken die Abwehr schädlicher Bodenver-
änderungen und haben damit eine vorbeugende 
Funktion. Dagegen betrifft Absatz 3 die Beseitigung 
bereits bestehender Beeinträchtigungen. Die Pflich-
ten gelten unmittelbar. Soweit im Einzelfall der Inhalt 
der gesetzlichen Pflicht nicht hinreichend deutlich 
ist, bedarf sie der Konkretisierung durch Rechtsver-
ordnung oder Anordnung der zuständigen Behörde. 
Kommen mehrere Verpflichtete in Betracht, so steht 
nach § 10 Abs. 1 deren Auswahl im pflichtgemäßen 
Ermessen der zuständigen Behörde. 

Gefahrenabwehrpflicht 

Mit der in Absatz 1 festgelegten Pflicht sollen schäd-
liche Bodenveränderungen verhindert werden. Sie 
steht als Abwehrpflicht in der Tradition der polizei-
rechtlichen Gefahrenabwehr. So wie jedermann der 
Polizeipflicht unterworfen ist, verpflichtet Absatz 1 
die vom Anwendungsbereich des § 3 Abs. 1 erfaßten 
Personen, sich so zu verhalten, daß schädliche Bo-
denveränderungen nicht hervorgerufen werden kön-
nen. Auf die Begründung zu § 3 Abs. 1 wird verwie-
sen. Mit der Legaldefinition der schädlichen Boden-
veränderung wird klargestellt, daß es darum geht, 
Gefahren vom einzelnen und der Allgemeinheit ab-
zuwehren, wobei der Schutz des Bodens als Schutz-
gut der Allgemeinheit in die Gefahrenabwehr inte-
griert ist. 

Für die Betreiber immissionsschutzrechtlicher Anla-
gen bestimmen sich die Verhaltenspflichten, soweit 
deren Regelungsumfang reicht, nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 
und § 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Bundes-Immissions-
schutzgesetz; vgl. dazu die Erläuterungen zu § 3 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 und Abs. 3. 

Nach Absatz 1 steht die Abwehr einer schädlichen 
Bodenveränderung, nicht die Emissionsquelle im 
Vordergrund. Die damit begründete Vermeidungs-
pflicht erfordert einerseits, daß die Vorbelastung mit

-

berücksichtigt wird, denn nur so läßt sich die Schäd-
lichkeit der Einwirkung feststellen. Andererseits ver-
langt der Maßstab „nicht hervorgerufen werden", 
daß der Verpflichtete die schädliche Bodenverände-
rung zumindest mitverursachen könnte. Wer als Ver-
ursacher in Anspruch genommen werden kann, be-
stimmt sich entsprechend. dem Polizeirecht danach, 
durch wen bei rechtlich we rtender Betrachtung die 
Gefahrenschwelle überschritten wird. 

Unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes kann nur ein bodenschutzrechtlich rele-
vanter Verursachungsbeitrag dem Verpflichteten zu-
gerechnet werden. Nicht jeder unwesentliche Verur-
sachungsbeitrag soll dem Verpflichteten als rechtlich 
relevante Ursache zugerechnet werden. Auch bei 
Überschreiten der die Gefahrengrenze markierenden 
Bodenwerte können bodenbezogene Nutzungen 
durchgeführt und Industrieanlagen weiterhin betrie-
ben werden, wenn ihre Einwirkung auf den Boden so 
geringfügig ist, daß sie das Gefährdungspotential 
nicht relevant erhöhen. 

Damit trägt die in Absatz 1 vorgesehene Pflicht den 
Realitäten eines Industrielandes Rechnung. Insbe-
sondere die durch weiträumige Luftverunreinigun-
gen verursachten sogenannten Summations- und Di-
stanzschäden erfüllen nicht den nach Absatz 1 erfor-
derlichen Zurechnungszusammenhang. Die Pflicht 
erlangt deshalb vor allem im Einwirkungsbereich 
Bedeutung, wenn sich ein relevanter Beitrag dem 
Verursacher zurechnen läßt. 

Zustandsverantwortlichkeit 

Während die Pflicht nach Absatz 1 am menschlichen 
Verhalten anknüpft, konkretisiert Absatz 2 die Zu-
standsverantwortlichkeit des Grundstückseigen-
tümers und des Inhabers der tatsächlichen Gewalt 
über ein Grundstück. Vom Zustand von Gebäuden, 
Anlagen oder von Grundstücken können Gefahren 
für den Boden ausgehen. Besteht etwa aufgrund 
von Korrosionserscheinungen an Anlagenteilen oder 
Rohrleitungen die Gefahr, daß umweltgefährdende 
Stoffe in den Boden gelangen, so müssen der Grund-
stückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt über ein Grundstück die geeigneten Maß-
nahmen zur Abwehr der Gefahr ergreifen. Ähnliches 
kann gelten, um in stark erosionsgefährdeten Hang-
lagen Bodenabtragungen zu verhindern. 

Sanierungspflicht 

Während nach den Absätzen 1 und 2 die Verantwort-
lichen verpflichtet werden, schädliche Bodenverän-
derungen abzuwehren, statuiert Absatz 3 die Pflicht, 
bereits eingetretene Störungen, die auf schädlichen 
Bodenveränderungen beruhen oder von Altlasten 
ausgehen, einschließlich der hierdurch verursachten 
Gewässerverunreinigungen, zu beseitigen. 

Hinsichtlich schädlicher Bodenveränderungen setzt 
dies nach ihrer Legaldefinition voraus, daß Boden-
funktionen beeinträchtigt worden sind, die geeignet 
sind, Gefahren für den einzelnen und die Allgemein-
heit herbeizuführen. Sofern eine solche Beeinträchti-
gung der Bodenfunktionen bereits vorliegt, handelt 
es sich um Störungsbeseitigung. Soweit es darum 
geht, ihre Ausbreitung zu verhindern und Mensch 
und Umwelt zu schützen, hat die Beseitigung gleich-
zeitig die Funktion der Gefahrenabwehr. 

Nach § 2 Abs. 5 erfaßt der Altlastenbegriff auch die 
Abwehr sonstiger Gefahren. Dies bedeutet, daß auch 
Gefahren und Störungen zu beseitigen sind, die nicht 
auf einer Schadstoffbelastung des Bodens beruhen, 
sondern andere Ursachen haben. So werden bei Alt-
ablagerungen etwa auch Beeinträchtigungen erfaßt, 
die von abgelagerten Abfällen ausgehen. Ferner sind 
beispielsweise auf einem Grundstück lagernde kon-
taminierte Reststoffe, von denen Stäube auf Nachbar-
grundstücke gelangen, zu entfernen. Im Rahmen der 
Sanierung müssen alle von einer Altlast für Mensch 
und Umwelt ausgehende Gefahren dauerhaft besei-
tigt werden. 

Während bei der Erfüllung der boden- und altlasten-
bezogenen Sanierungspflichten nach § 4 Abs. 4 die 
zulässige Nutzung des Grundstücks für ihr Schutzbe-
dürfnis maßgebend und daher zu berücksichtigen 
ist, sind für die Sanierung eines Gewässers die Anfor- 
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derungen des Wasserrechts entscheidend, die keinen 
Bezug zur Nutzung des kontaminierten Grundstücks 
aufweisen. § 4 Abs. 4 Satz 3 stellt dies klar. 

Die in Absatz 3 festgelegte Reihenfolge der Verant-
wortlichen bestimmt im Regelfall auch die Rangfolge 
der Verpflichtung. Wie im Polizeirecht geht es aller-
dings auch hier nicht um eine Verpflichtung aus 
schuldhaftem Handeln. Kann eine schnelle und 
effektive Beseitigung der eingetretenen Störung nur 
durch den Zustandsstörer erreicht werden, kann die 
zuständige Behörde ihn zur Sanierung heranziehen. 
Ob und inwieweit neben den genannten Verantwort-
lichen auch deren Rechtsnachfolger zur Sanierung 
herangezogen werden können, regelt das Gesetz 
nicht. Insoweit handelt es sich um spezifische Fragen 
des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts, deren 
Klärung durch Vollzug und Rechtsprechung nicht 
präjudiziert werden soll. 

Die Kostenregelung des § 25 Abs. 3 Satz 2 stellt dar-
über hinaus durch einen Ausgleichsanspruch des 
Zustandsstörers gegen den Verursacher sicher, daß 
dieser letztlich die Kosten der Sanierungsmaßnahme 
zu tragen hat. 

Nach § 4 Abs. 3 sind schädliche Bodenveränderun-
gen und Altlasten so zu sanieren, daß von einer ge-
gebenenfalls verbleibenden Restbelastung dauerhaft 
keine Gefahren, erheblichen Nachteile oder erhebli-
chen Belästigungen für den einzelnen oder die All-
gemeinheit herbeigeführt werden. Damit wird der 
gebotene Umfang der Sanierungsmaßnahme, insbe-
sondere der rechtliche Maßstab für Sanierungsziele 
festgelegt, während in § 2 Abs. 7 die unter den Sanie-
rungsbegriff fallenden Maßnahmen bestimmt wer-
den. Insbesondere für Sicherungsmaßnahmen be-
deutet dies, daß sie nur dann dauerhaft die Gefahr 
beseitigen, wenn sie langfristig wirksam sind und 
ihre Wirksamkeit kontrolliert werden kann. Wegen 
möglicher künftiger Einwirkungen und Veränderun-
gen im Umfeld kann ein Sicherheitsabstand zur Ge-
fahrenquelle notwendig sein, damit dauerhaft von 
dem sanierten Grundstück keine Gefahren ausge-
hen. Unter Berücksichtigung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes können je nach Aufwand und Wirk-
samkeit einer Sanierungsmaßnahme im Einzelfall 
Anforderungen festgelegt werden. 

Dekontaminationsmaßnahmen, mit denen unmittel-
bar an der Quelle oder im kontaminierten Umfeld die 
stoffliche Belastung und damit die Gefahr endgültig 
beseitigt wird, werden den festgelegten Anforderun-
gen immer gerecht. § 4 Abs. 3 stellt klar, daß im Ein-
zelfall auch Sicherungsmaßnahmen geeignet sind, 
die Gefahr dauerhaft zu beseitigen. Bei solchen Si-
cherungsmaßnahmen muß ihr technisches Versagen 
langfristig mit hinreichender Sicherheit ausgeschlos-
sen und die Wirksamkeit kontrolliert werden können, 
so daß der Schutz des Menschen und der Umwelt zu-
verlässig gewährleistet wird. Im Regelfall ist im Hin-
blick auf einen dauerhaften Schutz eine Dekontami-
nation zuverlässiger und damit höherwertiger, falls 
sie mit umweltverträglichen Maßnahmen durchge-
führt werden kann. 

Diesem Anspruch werden Schutzmaßnahmen und 
Nutzungsbeschränkungen nicht gerecht; sie sind 

nach § 4 Abs. 3 nur geeignete Maßnahmen, soweit es 
nicht möglich oder unzumutbar ist, die Gefahren-
oder Störungsquelle selbst zu beseitigen. In diesem 
Fall dienen Schutzmaßnahmen dazu, den Austrag 
umweltgefährdender Stoffe aus dem Boden oder 
einer Altlast zu verhindern oder zu vermindern. Fer-
ner sollen Nutzungsbeschränkungen verhindern, 
daß Menschen durch die Bodenbelastungen gefähr-
det werden. Sonstige Schutzmaßnahmen kommen 
auch als Sofortmaßnahmen zur Gefahrenabwehr in 
Betracht. Dies ist etwa der Fall, wenn bei einer groß-
flächigen Altlast zwar bereits bestimmte Gefahren-
quellen bekannt und insoweit sofortige Maßnahmen, 
z. B. zur Abwehr von drohenden Grundwasserkonta-
minationen oder von Gesundheitsgefahren, erforder-
lich sind, eine umfassende Untersuchung der Altlast 
hinsichtlich der möglichen Schadstoffe und ihrer 
Ausbreitung jedoch noch nicht erfolgt oder noch 
nicht abgeschlossen ist. Die staatliche Schutzpflicht 
für die natürlichen Lebensgrundlagen und die 
Rechtsgüter des einzelnen gebietet hier die Durch-
führung unverzüglicher Maßnahmen. 

Absatz 4 regelt die Frage, inwieweit für die Durch-
führung von Boden- und altlastenbezogenen Sanie

-

rungs- und sonstigen Maßnahmen nach den 
Absätzen 1 bis 3 die Nutzung des betroffenen Grund-
stücks berücksichtigt werden soll. Vor allem für den 
Schutz der menschlichen Gesundheit spielt die Expo-
sition, d. h. die Art  und Weise, wie der Mensch mit 
Schadstoffen in Kontakt kommt, eine entscheidende 
Rolle. Die jeweilige Nutzung beeinflußt die Exposi-
tionswege und damit die aufgenommene Menge, 
aber auch den Wirkort und die Wirkungsweise eines 
Schadstoffs. Insbesondere bestimmt die Nutzung, für 
welche Dauer der Mensch Einwirkungen ausgesetzt 
ist. Für Wohngebiete müssen deshalb andere Maß-
stäbe gelten als für Verkehrsflächen oder gewerb-
liche Nutzungsflächen, wo Menschen sich nur vor-
übergehend aufhalten. Im Bereich Wohnen ist auch 
dem besonderen Schutzbedürfnis von Kleinkindern, 
Kranken und alten Menschen Rechnung zu tragen. 

Für die Sanierung von Gewässern ist die Grund-
stücksnutzung dagegen, wie bereits zu Absatz 3 aus-
geführt und durch Absatz 4 Satz 3 ausdrücklich klar-
gestellt, nicht entscheidend. Für die nach dem Was-
serrecht zu erfüllenden Anforderungen sind überört-
liche Erwägungen maßgebend. 

Nutzungsbezogene Differenzierungen sind nach 
Absatz 4 bei der Sanierung des Bodens und von Alt-
lasten aber nur zulässig, soweit dies mit dem Schutz 
der in § 2 Nr. 1 bis 4 genannten Bodenfunktionen zu 
vereinbaren ist. Werden durch eine Bodenbelastung 
wichtige in § 2 Nr. 1 bis 4 genannten Bodenfunktio-
nen nachhaltig beeinträchtigt, so ist unter den Vor-
aussetzungen des § 2 Abs. 3 (Schutz vor Gefahren, 
erheblichen Nachteilen und erheblichen Belästigun-
gen der Allgemeinheit) deren Schutz nutzungsunab-
hängig zu gewährleisten. 

Von welchen Nutzungen bei der Beurteilung auszu-
gehen ist, ergibt sich vorrangig aus Bauleitplänen, 
aber auch aus Landschaftsplänen und sonstigen 
Fachplänen. Fehlen solche, kann die Prägung des 
Gebiets durch vorhandene Nutzungen erkennen las- 
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sen, ob Grundstücke als Wohnflächen oder für son-
stige belastungsempfindliche Nutzungen in Betracht 
kommen. 

Zu § 5 (Entsiegelung) 

Nicht mehr benötigte versiegelte Flächen bleiben 
ohne Rückbau für nahezu alle in § 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 
genannten natürlichen Bodenfunktionen verloren. 
Die durch Rechtsverordnung nach § 5 begründbare 
Entsiegelungspflicht trägt dem Gedanken Rechnung, 
daß der große Flächenverbrauch einer modernen In-
dustriegesellschaft nur tole riert  werden kann, wenn 
gleichzeitig nicht mehr genutzte Flächen in den 
Naturhaushalt wieder integ riert werden. Die Pflicht 
setzt voraus, daß die versiegelte Fläche dauerhaft 
nicht mehr genutzt wird und die Versiegelung im 
Widerspruch zu planungsrechtlichen Festsetzungen 
steht. Dies setzt voraus, daß die Festsetzungen hin-
sichtlich der einzelnen Anlage oder der sonstigen 
versiegelten Fläche so konkret sind, daß deren Fo rt

-bestand tatsächlich im Widerspruch zu den pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen steht. Solche Fest-
setzungen können sich aus dem Naturschutz-, Was-
ser-, Straßen- oder sonstigem Fachrecht ergeben. So-
weit nach diesen Vorschriften für eine bestimmte 
Grundstücksnutzung Bestandsschutz gewährt wird, 
entsteht die Verpflichtung nicht. Für bauliche Anla-
gen kommt die Pflicht nicht in Betracht, da durch die 
im Rahmen einer parallelen Gesetzesinitiative der 
Bundesregierung vorgesehene Änderung des Bauge-
setzbuches insoweit spezielle Vorschriften geschaf-
fen werden. 

Zu § 6 (Auf- und Einbringen von Mate rialien 
auf oder in den Boden) 

Um Schadstoffeinträge durch das Auf- und Einbrin-
gen von Materialien auf oder in den Boden zu verhin-
dern, ermächtigt § 6 die Bundesregierung zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung, durch die entsprechende 
Verhaltenspflichten begründet werden können. 

§ 6 ermächtigt nur zum Erlaß von Auffangvorschrif-
ten, die die Steuerung des Auf- und Einbringens von 
Materialien ermöglichen, soweit keine spezielleren 
Regelungen bestehen. Denn § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 
2, 4 und 5 bestimmt, daß das Bundes-Bodenschutz-
gesetz keine Anwendung findet, soweit Vorschriften 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-, Düngemittel-, 
Pflanzenschutz- oder Gentechnikrechts die Boden-
nutzung oder wirtschaftliche Tätigkeit regeln. 

Zu § 7 (Vorsorgegrundsatz) 

§ 7 bestimmt Tatbestand, Inhalt und Reichweite einer 
spezifisch bodenschutzrechtlichen Vorsorgepflicht. 
Im Vergleich zu anderen Umweltmedien und Schutz-
gütern besteht die Besonderheit des Bodens da rin, 
daß er über lange Zeiträume stoffliche Einträge anrei-
chert und dies zusammen mit anderen nachteiligen 
Einwirkungen, etwa Bodenverdichtungen, zum Ver-
lust lebenswichtiger Bodenfunktionen führen kann. 

So vermag der Boden bestimmte organische Schad

-

stoffe durch Umbau und Abbau zu verändern bzw. 

zu unbedenklichen Stoffen zu mineralisieren. Die 
Leistungsfähigkeit des Bodens, stoffliche Einwirkun-
gen zu kompensieren, ist jedoch begrenzt, ihre Über-
forderung führt zur Minderung oder zum Zusammen-
bruch wichtiger Bodenfunktionen. Die zunehmende 
Intensität aller Formen der Bodennutzung führt zu 
Veränderungen, die für sich genommen geringfügig 
sein mögen, in der Summation und ihren synergisti-
schen Wirkungen aber die Grenze der Belastbarkeit 
überschreiten. Vorsorgemaßnahmen sind deshalb 
nach § 7 Satz 2 geboten, wenn wegen der räum-
lichen, langfristigen oder komplexen Auswirkungen 
einer Bodennutzung auf die Bodenfunktionen die 
Besorgnis einer schädlichen Bodenveränderung be-
steht. Daraus ergibt sich auch die Notwendigkeit der 
Vorsorge neben der Gefahrenabwehr. Letztere zielt 
darauf ab, hinreichend wahrscheinliche und damit 
klar erkennbare Schadensverläufe in einem zeitlich 
und örtlich begrenzten Rahmen abzuwehren. 

§ 7 Satz 3 präzisiert zusammen mit Satz 5 die den bo-
denschutzrechtlichen Regelungen zugrundeliegende 
Doppelstrategie für bestehende Bodenbelastungen 
einerseits und künftige Einwirkungen auf den Boden 
andererseits. Aus der langen Industriegeschichte 
Deutschlands herrührende Bodenbelastungen kön-
nen nicht nachträglich durch vorsorgebezogene Bo-
denwerte rückgängig gemacht werden. Bodenbela-
stungen sind hier umfassend zu verstehen, sie erfas-
sen Verdachtsflächen ebenso wie schädliche Boden-
veränderungen und Altlasten, sanierte Flächen und 
bestehende Standorte wi rtschaftlicher Nutzung so-
wie die weitere Ausbreitung von Stoffen in die Um-
gebung. Soweit von ihnen Gefahren für Mensch und 
Umwelt ausgehen, müssen diese nach § 4 Abs. 3 
saniert werden; hierauf weist Satz 5 hin. 

Vorsorgeorientierte Bewe rtungen von Bodenbela-
stungen und Maßnahmenwerte für Sanierungen sind 
fragwürdig, da diese einen erheblichen finanziellen 
Aufwand verursachen, die Sanierungsmaßnahmen 
häufig mit nachteiligen Auswirkungen auf die Um-
welt verbunden sind und wegen der meist kleinräu-
migen Dimension für den Umweltschutz insgesamt 
nur von begrenzter Bedeutung sind. Dagegen macht 
es durchaus Sinn, flächenhaft künftige nachteilige 
Einwirkungen auf den Boden zu verhindern und zu 
vermindern und damit langfristig einen wirksamen 
Bodenschutz zu gewährleisten. 

§ 7 verlangt, Vorsorge gegen künftige schädliche Bo-
denveränderungen zu treffen und nennt als Voraus-
setzung die Besorgnis einer schädlichen Bodenver-
änderung. Die nachteiligen Einwirkungen auf den 
Boden, welche die Besorgnis einer schädlichen Bo-
denveränderung begründen, müssen durch das Ver-
halten der nach § 7 Verpflichteten verursacht sein. 
Keine Pflicht zur Vorsorge besteht, soweit die nach-
teiligen Einwirkungen von Emittenten in der Nach-
barschaft herbeigeführt werden. 

Legitimation der Vorsorgepflicht sind Ungewißheit 
und Unsicherheit der Beurteilung im Rahmen der 
Gefahrenabwehr. § 7 Satz 2 stellt dies klar, denn ge-
rade in der Prognoseunsicherheit und der Bewertung 
langfristiger und komplexer Kausalverläufe liegt das 
Defizit der vorbeugenden Gefahrenabwehr. So kann 
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im Rahmen der immissionsbezogenen Wirkungspro-
gnose die Umwandlung, Anreicherung und Kombi-
nation der Immissionen miteinander auf den ver-
schiedenen Belastungspfaden häufig nur äußerst 
unzulänglich nachvollzogen werden; insbesondere 
bei einem komplexen Ökosystem wie dem Boden be-
stehen nur lückenhafte Kenntnisse über die Schäd-
lichkeit der Immissionen, ihre Langzeitwirkungen 
und synergistischen Effekte. 

Darüber hinaus liegt § 7 der Grundsatz der Besorg-
nisproportionalität zugrunde. Je langfristiger eine 
Einwirkung erfolgt, je langfristiger ein Schadstoff 
wirkt, desto geringere Anforderungen sind an das 
Besorgnispotential zu stellen. 

Die Besorgnis muß nicht für jedes betroffene Grund-
stück nachgewiesen werden. Während es in § 4 dar-
auf ankommt, ob bei einem Grundstück konkret 
schädliche Bodeneinwirkungen hervorgerufen wer-
den, sollen darüber hinaus mit der Vorsorgepflicht 
auch solche Einwirkungen abgewehrt werden, die 
generell geeignet sind, schädliche Bodeneinwirkun-
gen herbeizuführen. Angesichts der Tatsache, daß 
flächenhaft die Pufferkapazität der Böden durch zu 
hohen Eintrag von Säurebildnern überfordert ist, 
reicht dies beispielsweise aus, um generell Anfor-
derungen an entsprechende Einträge festzulegen. 
Dementsprechend können in einer Rechtsverord-
nung nach § 8 zur Vorsorge sowohl generelle An-
forderungen an Stoffeinträge festgelegt werden als 
auch Anforderungen, die nach dem besonderen 
Schutzbedürfnis des Bodens gebietsbezogen diffe-
renzieren. 

Um sicherzustellen, daß die Betroffenen bei der 
Durchsetzung der Vorsorgepflicht nicht unangemes-
sen belastet werden, nennt Satz 4 die Voraussetzun-
gen solcher Anordnungen. Maßnahmen zur Vorsorge 
vor schädlichen Bodenveränderungen dürfen nur im 
Rahmen der Anforderungen verlangt werden, die 
eine Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 2 stellt. Die 
insoweit in Betracht kommenden Anforderungen 
werden durch § 8 Abs. 2 Nr. 2 konkretisiert; bei ihrer 
Festsetzung ist der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
zu beachten. 

Zu § 8 (Werte und Anforderungen) 

Durch § 8 wird die Bundesregierung ermächtigt, die 
durch § 4 und § 7 begründeten materiellrechtlichen 
Verpflichtungen der Verantwortlichen durch Rechts-
verordnung zu konkretisieren. Es wird die Möglich-
keit geschaffen, Werte in rechtsverbindlicher Form 
bundeseinheitlich festzulegen. Solche bundesein-
heitlichen Werte, einschließlich der dazu gehörenden 
Ermittlungs- und Bewertungsverfahren, sind zum 
Schutz der Umwelt und im Interesse der Rechts- und 
Wirtschaftseinheit dringend erforderlich. Der be-
stehende „Wildwuchs" an Listen und Werten für 
Bodenstandards führt zu unterschiedlichen Schutz-
standards und zu regional erheblich divergierenden 
Anforderungen an Wohn- und Gewerbeflächen und 
die landwirtschaftliche Bodennutzung. 

Anforderungen an die Bodennutzung dürfen nach § 8 
nur festgelegt werden, soweit diese zur Erfüllung der 

sich aus §§ 4 und 7 ergebenden Pflichten erforderlich 
sind. Die dort  gesetzlich festgelegten Bewertungs-
maßstäbe sind durch Rechtsverordnung zu konkreti-
sieren. 

Im Absatz 1 werden bezugnehmend auf die jeweili-
gen Pflichten verschiedene Werte genannt, die durch 
Rechtsverordnung festgelegt werden können. Ab-
satz 3 gibt die Möglichkeit, Verfahren zur Ermittlung 
der Werte zu normieren. Ohne diese wären Werte 
nicht aussagekräftig und vergleichbar. Nach Absatz 1 
Nr. 3 kann eine Rechtsverordnung bestimmen, wel-
che Anforderungen an Sanierungsmaßnahmen zu 
stellen sind. Der nach § 20 zu errichtende Beirat soll 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit bei der Aufbereitung der wissen-
schaftlichen Grundlagen für die nach den Absätzen 1 
und 2 festzulegenden Werte beraten. 

Die Ermächtigung im einzelnen: 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 beschränkt die Ermächtigung des Verord-
nungsgebers zur Konkretisierung der sich aus § 4 
ergebenden Pflichten ausdrücklich auf die „boden- 
und altlastenbezogenen" Pflichten. Die bei der Sa-
nierung von Gewässern zu stellenden Anforderun-
gen sind nach § 4 Abs. 4 Satz 3 weiterhin im Einzel-
fall aus dem Wasserrecht des Bundes und der Länder 
herzuleiten. 

Die Bewertung der für die Boden- und altlastenbezo-
genen Pflichten maßgeblichen Belastungssituation 
erfolgt in den Rechtsverordnungen soweit wie mög-
lich durch die abstrakt festzulegenden nume rischen 
Werte der Nummer 1 und 2. § 8 Abs. 1 eröffnet die 
Möglichkeit, auch andere Beurteilungskriterien für 
die Bewertung im Einzelfall festzusetzen. Da das Ge-
fährdungspotential von einer Vielzahl von Faktoren 
beeinflußt wird, die es abzuwägen und zu gewichten 
gilt, deren Zahl aus Praktikabilitätsgründen jedoch 
auf ein überschaubares Maß eingeengt werden muß, 
ist es Aufgabe des Verordnungsgebers, die relevan-
ten Faktoren auszuwählen und zu gewichten. 

Zu Absatz 1 Nr. 1 und 2 

§ 8 Abs. 1 Nr. 1 ermächtigt die Bundesregierung, 
durch Rechtsverordnung Prüfwerte festzulegen. 
Prüfwerte definieren eine Belastungsschwelle, deren 
Erreichen die Notwendigkeit einer einzelfallbezoge-
nen Prüfung indiziert. Ob eine Gefährdung von 
Schutzgütern vorliegt, hängt dann im Einzelfall von 
der Bodenart, der Nutzung des Grundstücks, der bo-
denabhängigen Mobilität der Schadstoffe und ande-
ren Umständen des Einzelfalls ab. Der Prüfwert kann 
als stoffbezogener Konzentrationswert den Gesamt-
gehalt von Stoffen im Boden oder in einer Altlast 
angeben, er kann aber ebenso die Mobilität eines 
Schadstoffs, den Transfer in Pflanzen oder andere 
Bewertungskriterien quantifizieren. 

Das Überschreiten der festgelegten Bodenwerte 
signalisiert somit eine möglicherweise bestehende 
Gefahr, die Aussagekraft des jeweils überschrittenen 
Prüfwertes wird aber durch das Erfordernis der Ein-
zelfallprüfung relativiert. Der Unterschied zum Maß- 
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nahmenwert nach Absatz 1 Nr. 2 besteht darin, daß 
dort  das Überschreiten des Wertes das Vorliegen 
einer Gefahr und nicht nur die Notwendigkeit einer 
Einzelfallprüfung indiziert. 

Es handelt sich letztlich um zwei verschiedene Wege 
um festzustellen, ob eine schädliche Bodenverände-
rung oder Altlast vorliegt; in beiden Fällen sind die in 
§ 2 Abs. 5 und 7 genannten Maßstäbe anzuwenden. 
Der Unterschied liegt wesentlich in der Qualität der 
Wissensbasis und in der Abhängigkeit der Gefähr-
dungssituation von den Konstellationen des Einzel-
falls. Im übrigen wird es im Hinblick auf die unter-
schiedlichen fachlichen Anforderungen im Regelfall 
so sein, daß für einen Stoff nur ein Maßnahmenwert 
und für einen anderen nur ein Prüfwert durch 
Rechtsverordnung festgelegt wird. 

Hinsichtlich der zur Beurteilung des Vorliegens einer 
schädlichen Bodenveränderung oder Altlast erf order

-

lichen  Einzelfallprüfung können in der Rechtsverord-
nung auch die entscheidenden Prüfkriterien genannt 
werden. Neben den naturwissenschaftlichen Krite-
rien, wie Bodenart, Mobilität des Schadstoffs, Aus-
breitungspfad und Exposition des Schutzguts, kön-
nen dazu als rechtlich wertende Kriterien die Schutz-
bedürftigkeit des betroffenen Schutzguts, seine kon

-

krete Beeinträchtigung sowie die Besonderheiten der 
Nutzung gehören. Allerdings gilt auch für den ge-
botenen Prüfungsumfang der Verhältnismäßigkeits-
grundsatz. In Abhängigkeit von der Größe des Ge-
fahrenpotentials sind nur die für das Vorliegen einer 
schädlichen Bodenveränderung wirklich maßgeb-
lichen Kriterien zu prüfen. 

Während das Erreichen des Maßnahmenwerts als 
Rechtsfolge im Regelfall die Sanierungspflicht nach 
§ 4 Abs. 3 begründet, wird mit Erreichen des Prüf-
wertes diese Rechtsfolge nur ausgelöst, wenn zusätz-
lich die zuständige Behörde verbindlich feststellt, 
daß eine schädliche Bodenveränderung vorliegt. 

Der Maßnahmenwert nach Absatz 1 Nr. 2 ist als 
Richtwert zu verstehen, der eine doppelte Rechts-
folge auslöst. Er gibt einmal die Grenze an, bei deren 
Überschreiten in der Regel eine schädliche Boden-
veränderung oder Altlast vorliegt. Als weitere 
Rechtsfolge ergibt sich daraus im Regelfall die 
Pflicht, nach den in § 4 Abs. 3 festgelegten Kriterien 
Sanierungsmaßnahmen oder Nutzungsbeschränkun-
gen durchzuführen. In Ausnahmefällen kann eine 
andere Bewertung gerechtfertigt sein. Liegen dem 
Wert etwa bestimmte Annahmen über die Ausbrei-
tung eines Schadstoffs zugrunde, die im Hinblick auf 
die konkrete örtliche Situation nicht zutreffen, so 
kann ein solcher Ausnahmefall vorliegen. 

Durch die mögliche Kombination mehrerer Bewer-
tungskriterien kann ein Maßnahmenwert die von 
verschiedenen Umständen des Einzelfalls abhängige 
Gefährdungslage besser erfassen. So verlangt § 8 
Abs. 1 Nr. 2, daß der Maßnahmenwert nutzungsbe-
zogen festgelegt wird. Maßnahmenwerte müssen 
also wirkungs- und schutzgutbezogen bestimmt wer-
den. Somit muß der Maßnahmenwert das Schutzziel 
erkennen lassen; es muß auch klar sein, ob eine 
human- oder ökotoxikologische Bewe rtung zugrunde

-

gelegt wird. 

Bei den nach Nummer 2 festzusetzenden Werten 
kann es sich (ebenso wie bei den Werten nach 
Nummer 1) um stoffbezogene Konzentrationswerte 
oder ganz generell um volumen- oder flächenbezo-
gene spezifische Werte für Einzelstoffe oder Stoff-
gruppen handeln. Grundsätzlich sind quantifizierte 
Gefährdungsabschätzungen möglich, die zusätzlich 
zur Stoffkonzentration etwa die Mobilität eines Stoffs 
oder den Transfer in andere Umweltmedien oder 
Schutzgüter einbeziehen. Über den stoffbezogenen 
Bereich hinaus sind Werte als Angaben über den 
durch Erosion bewirkten Bodenabtrag oder verdich-
tungsbedingte Strukturschäden denkbar. 

Zu Absatz 1 Nr. 3 

Mit Absatz 1 Nr. 3 wird die Bundesregierung ermäch-
tigt, Anforderungen an die nach § 4 zu ergreifenden 
Maßnahmen festzulegen. Während es bei der Fest-
legung von Bodenwerten im Rahmen der Nummer 1 
und 2 um die Frage geht, ob von einer Bodenbela-
stung Gefahren ausgehen, geht es im Rahmen von 
Nummer 3 darum, Anforderungen an Sanierungs-
maßnahmen und Nutzungsbeschränkungen zu nor-
mieren, die bei Vorliegen einer schädlichen Boden-
veränderung oder Altlast zu beachten sind. 

Zu Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe a 

Aufgrund von Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe a können 
Anforderungen an die Abwehr drohender schäd-
licher Bodenveränderungen konkretisiert werden. 
Hierzu gehören insbesondere Regelungen, die An-
forderungen an den Umgang mit kontaminiertem 
Bodenmaterial stellen, das, nachdem es ausgehoben, 
abgeschoben oder behandelt worden ist, andernorts 
wieder abgelagert werden soll. Soweit solches Bo-
denmaterial zum Beispiel zur Landschaftsgestaltung 
oder in Lärmschutzwällen verwendet werden soll, ist 
sicherzustellen, daß hierdurch, etwa durch die Aus-
waschung noch vorhandener Schadstoffe, keine 
neuen schädlichen Bodenveränderungen hervor-
gerufen werden. Wesentliche Bezugspunkte für die 
festzulegenden Anforderungen sind beispielsweise 
der Schadstoffgehalt des Bodenmaterials, seine 
Eluierbarkeit und die Verträglichkeit zwischen bo-
denbezogenen Standortbedingungen und dem do rt 

 einzugliedernden Bodenmaterial. Soweit in einer 
Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a 
entsprechende Anforderungen gestellt werden, ge-
hen diese Regelungen dem untergesetzlichen Regel-
werk zum Kreislaufwirtschafts- und Abfallrecht vor. 

Zu Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b 

Die nach § 4 Abs. 3 erforderlichen Sanierungs-, 
Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen, die § 2 
Abs. 7 und 8 abstrakt definie rt , können hinsichtlich 
ihres Umfangs und ihrer Qualität nach § 8 Abs. 1 
Nr. 3 Buchstabe b konkretisiert werden. Neben Krite-
rien für die Auswahl der geeigneten Maßnahmen 
können auch Anforderungen an den Sanierungs-
erfolg und an dessen Kontrolle festgelegt werden, 
damit nachprüfbar sichergestellt ist, daß das Sanie-
rungsziel tatsächlich erreicht wurde. 
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Allerdings wird mit dem Wort  „Anforderungen" 
deutlich, daß keine konkreten Maßnahmen vorge-
schrieben werden können. Vielmehr handelt es sich 
um Beurteilungskriterien zu Inhalt und Reichweite 
von Sanierungs- und Beschränkungsmaßnahmen so-
wie um einen Rahmen für eine systematische Bewer-
tung von geeigneten Verfahrensalternativen. Gibt es 
mehrere geeignete Maßnahmen, kann der Verpflich-
tete die für ihn günstigste auswählen. Die Verord-
nungsermächtigung dient also dazu, Leitparameter 
festzulegen, anhand derer die Erforderlichkeit und 
Wirksamkeit der in Betracht kommenden Maßnah-
men zu beurteilen sind. Möglich sind auch Vorgaben 
für eine umweltverträgliche Sanierung, so z. B. Vor-
gaben, die gewährleisten, daß die Belastung nicht 
auf andere Umweltmedien oder Standorte verlagert 
wird. Die Anforderungen sollen sicherstellen, daß 
nach Abschluß einer Sanierungsmaßnahme gemäß 
§ 4 Abs. 3 von einer gegebenenfalls verbleibenden 
Restbelastung dauerhaft keine Gefahren für den ein-
zelnen und die Allgemeinheit ausgehen. Den Län-
dern bleibt ein Spielraum, der sie und die zuständi-
gen Behörden in die Lage versetzt, regionalen und 
einzelfallbezogenen Besonderheiten bei der Auswahl 
der Maßnahmen Rechnung zu tragen. 

Die in § 8 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b dritter Spiegel-
strich genannten Schutz- und Beschränkungsmaß-
nahmen werden häufig als Zwischenlösung in Be-
tracht kommen, da die Maßnahmen nur über einen 
begrenzten Zeitraum wirksam sind. Die Rechtsver-
ordnung kann hierzu Regelungen vorsehen. Sie kann 
auch Beurteilungskriterien enthalten, die bei der 
Frage heranzuziehen sind, in welchen Fällen Dekon-
taminationsmaßnahmen und in welchen Fällen Si-
cherungsmaßnahmen als Dauerlösung geeignet sind, 
welche Langzeitstabilität eine solche Sicherungs-
maßnahme gewährleisten muß und welche Anforde-
rungen zu erfüllen sind, um die Wirksamkeit dieser 
Sicherungsmaßnahme zu überwachen. 

Zu Absatz 2 

Die nach Nummer 1 festzulegenden Vorsorgewerte 
definieren, bei welcher Bodenbelastung nach § 7 die 
Besorgnis einer schädlichen Bodenveränderung be-
steht und deshalb Vorsorgemaßnahmen zu ergreifen 
sind. Während die Vorsorgewerte die Handlungs-
pflicht auslösen, bestimmen Rechtsverordnungen 
nach Absatz 2 Nr. 2 Inhalt und Reichweite der zu 
ergreifenden Vorsorgemaßnahmen. 

Zu Absatz 2 Nr. 1 

Nach Nummer 1 können Belastungswerte als Vorsor-
gewerte festgelegt werden, bei deren Überschreiten 
wegen der räumlichen, langfristigen oder komplexen 
Auswirkungen auf die Bodenfunktionen die Besorg-
nis einer schädlichen Bodenveränderung besteht. 
Wird ein solcher Vorsorgewert erreicht, so löst dies 
als Rechtsfolge nach § 7 Satz 3 die Verpflichtung aus, 
entsprechende Bodeneinwirkungen künftig zu ver-
meiden oder zu vermindern. Ein nach Nummer 1 
festzusetzender Vorsorgewert konkretisiert, bei wel-
cher Belastung auch im Hinblick auf die langfristige 
Entwicklung und künftige Einwirkungen nach dem 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis tatsächliche 

Anhaltspunkte die Besorgnis einer schädlichen Bo-
denveränderung rechtfertigen. Bei besonders kriti-
schen Stoffen kann nach § 7 Satz 2 auch ohne das Er-
reichen einer bestimmten Belastungsschwelle wegen 
der langfristigen Auswirkungen diese Besorgnis be-
stehen. In diesem Fall können aufgrund Nummer 2 
Anforderungen zur Verminderung von Stoffeinträgen 
geregelt werden, ohne daß nach Nummer 1 ein Vor-
sorgewert festgelegt wurde. 

Zu Absatz 2 Nr. 2 

Nummer 2 bildet die Ermächtigungsgrundlage, um 
Inhalt und Reichweite der durchzuführenden Vor-
sorgemaßnahmen zu normieren. Danach sind zwei 
verschiedene Typen von Vorsorgemaßnahmen zu 
unterscheiden. Einmal können durch Rechtsverord-
nungen zulässige Zusatzbelastungen normiert wer-
den. Dies bedeutet, daß abhängig vom unbedenkli-
chen Austrag bestimmter Stoffe, der Empfindlichkeit 
des Bodens sowie nach weiteren Kriterien festgelegt 
wird, welche Eintragsfracht insgesamt oder von be-
stimmten Verursachern zur Vorsorge gegen schäd-
liche Bodenveränderungen tole riert  werden kann. Es 
geht hier also insbesondere darum, einen weiteren 
Anstieg der Bodenbelastung zu verhindern. 

Beim anderen Maßnahmentyp werden unabhängig 
von zulässigen Zusatzbelastungen Anforderungen 
zur Verminderung von Stoffeinträgen festgelegt. Dies 
gilt insbesondere für Stoffeinträge, die durch ihren 
akkumulativen Charakter in ihrer Summation lang-
fristig schädliche Bodenveränderungen herbeiführen 
können. Hier kann es erforderlich sein, nach Maß-
gabe von § 7 Satz 3 weitere Stoffeinträge von vorn-
herein zu vermeiden oder zu vermindern. Im Rahmen 
des Immissionsschutzrechts kann für entsprechend 
vorbelastete Gebiete generell die Einhaltung be-
stimmter Emissionswerte verlangt werden. Zur Um-
setzung der nach Nummer 2 bestimmten Anforde-
rungen im Rahmen des Immissionsschutzrechts wird 
auf die Erläuterungen zu § 3 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 3 
verwiesen. 

Zu Absatz 3 

Ohne die nach Absatz 3 festzulegenden Verfahren 
zur Ermittlung der in den Absätzen 1 und 2 genann-
ten Werte wären diese Werte nicht aussagekräftig 
und vergleichbar. Ermittlungsverfahren für biolo-
gische und andere Mate rialien sind erforderlich, um 
etwa durch Pflanzenuntersuchungen festzustellen, 
inwieweit ein Transfer von Schadstoffen aus dem 
Boden in Pflanzen erfolgt. 

Zu § 9 (Gefährdungsabschätzung 
und Untersuchungsanordnungen) 

Absatz 1 Satz 1 bestimmt, unter welchen Vorausset-
zungen die Behörde von Amts wegen Ermittlungen 
durchführt. Anhaltspunkte für eine schädliche Bo-
denveränderung können sich aufgrund einer frühe-
ren oder noch bestehenden Nutzung eines Grund-
stücks ergeben. Wurde auf einem Grundstück über 
Jahre mit umweltgefährdenden Stoffen ohne dem 
jeweiligen Stand der Technik entsprechende Sicher-
heitsvorkehrungen umgegangen oder wurden zum 
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Beispiel nach starken Regenfällen immer wieder 
nennenswerte Bodenmengen abgeschwemmt, so lie-
gen die im Gesetz genannten Anhaltspunkte vor; die 
Behörde hat nach § 9 Abs. 1 Ermittlungen einzu-
leiten. 

Die Sätze 2 und 3 konkretisieren die von der Behörde 
durchzuführenden Ermittlungsmaßnahmen. Die ge-
nannten Verfahrensschritte gewährleisten einen ef-
fektiven Vollzug des vom Bundes-Bodenschutzgesetz 
zur Untersuchung und Bewertung von Bodenbela-
stungen geschaffenen Instrumentariums. Die Rege-
lung stellt ein zielgerichtetes Vorgehen der Behörden 
sicher. Der Vollzug des Gesetzes durch die Länder 
wird durch die Schaffung eines Mindeststandards 
harmonisiert. 

Absatz 2 Satz 1 regelt die bisher oft strittige Frage, 
unter welchen Voraussetzungen die zuständige 
Behörde gegenüber dem Verpflichteten sogenannte 
Gefahrerforschungseingriffe anordnen darf. Absatz 2 
Satz 1 verlangt für Untersuchungsanordnungen, daß 
aufgrund konkreter Anhaltspunkte der hinreichende 
Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung oder 
Altlast besteht. Analog zum Gefahrenbegriff muß 
hinsichtlich des Grades der Wahrscheinlichkeit diffe-
renziert werden. Je größer und folgenschwerer der 
möglicherweise eintretende Schaden ist, um so ge-
ringere Anforderungen sind an die Wahrscheinlich-
keit einer bestehenden Gefahr zu stellen. Wo es bei-
spielsweise um den Schutz der menschlichen Ge-
sundheit geht, müssen die Anhaltspunkte für eine 
Gefahr nicht so eindeutig sein. Dies setzt nicht not-
wendig voraus, daß die Behörde selbst Bohrungen 
niederbringt und Bodenproben durchführt. Sind 
etwa aus alten Fässern oder undichten Rohrleitungen 
in nennenswertem Umfang umweltgefährdende 
Stoffe ausgelaufen und im Erdreich versickert, so 
liegt ein hinreichender Verdacht vor. 

Unter den genannten Voraussetzungen sind Gefahr-
erforschungseingriffe materiell der Gefahrenabwehr 
zuzurechnen. Sie sind erforderlich, um nach § 10 in 
Verbindung mit § 4 Abs. 3 die Beseitigung einer 
schädlichen Bodenveränderung oder Altlast anord-
nen zu können. 

Mit den nach Absatz 2 durchzuführenden Unter-
suchungsmaßnahmen soll einerseits festgestellt wer-
den, ob eine schädliche Bodenveränderung oder Alt-
last vorliegt und andererseits bestimmt werden, in 
welchem Umfang Sanierungsmaßnahmen durchzu-
führen sind. Nach Satz 2 können die Länder Einzel-
heiten der Untersuchungspflicht regeln sowie wei-
tere Mitwirkungs- und Duldungspflichten begrün-
den. 

Zu § 10 (Sonstige Anordnungen) 

Die Vorschrift gibt der zuständigen Behörde gemäß 
Absatz 1 Satz 1 die Befugnis, zur Erfüllung der Pflich-
ten nach §§ 4 und 7 und der aufgrund von §§ 5, 6 und 
8 ergangenen Rechtsverordnungen die notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. 

Im Hinblick darauf, daß die in § 7 geregelte Vorsor

-

gepflicht eine große Zahl vielgestaltiger Fälle erfaßt 
und deshalb abstrakt gehalten ist, bedarf diese 

Pflicht nach Absatz 1 Satz 2 zur Konkretisierung 
einer Rechtsverordnung; das Vorliegen einer ent-
sprechenden Rechtsverordnung ist Voraussetzung 
für eine Umsetzung durch Einzelverfügung. 

Absatz 1 Satz 3 konkretisiert für die sonstigen Anord-
nungen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Die An-
ordnungen dürfen im Hinblick auf die berechtigten 
Nutzungsinteressen einzelner nicht unverhältnismä-
ßig sein. Je nach dem Rang des betroffenen Schutz-
guts, dem Ausmaß der beeinträchtigten Bodenfunk-
tionen und der Relevanz des Verursachungsbeitrags 
kann die Behörde mehr oder weniger einschneiden-
de und aufwendige Maßnahmen anordnen. Wurden 
zum Beispiel in einem Zulassungsverfahren für die 
Errichtung und den Betrieb einer Anlage oder eine 
sonstige Grundstücksnutzung konkret Bodenschutz-
belange berücksichtigt, so hat die zuständige Be-
hörde zu prüfen, inwieweit der dadurch gewährte 
Bestandsschutz im Hinblick auf neue Erkenntnisse 
oder andere Umstände weiterreichende Anforderun-
gen zuläßt. 

Inhaltlich kommen als Anordnungen nach § 10 auch 
Anforderungen an die Nutzung eines Grundstücks in 
Betracht. 

Abhängig von der stofflichen Vorbelastung des Bo-
dens und dem damit verbundenen Gefahrenpotential 
kann die zuständige Behörde beispielsweise für die 
betroffenen Grundstücke die Verwendung bestimm-
ter Stoffe verbieten oder beschränken. 

Der Boden bildet für die Land- und Forstwirtschaft 
die Existenzgrundlage. Sind aufgrund immissions-
bedingter Bodenbelastungen, insbesondere auf-
grund sogenannter Summations- und Distanzschä-
den, Beschränkungen der landwirtschaftlichen Bo-
dennutzung zum Schutz der Allgemeinheit erfor-
derlich, so kann dies für die betroffenen Landwirte 
existenzgefährdend sein. § 10 Abs. 2 trägt der 
Tatsache Rechnung, daß die Land- und Forstwirt-
schaft aus den genannten Gründen in besonderer 
Weise von möglichen Nutzungsbeschränkungen be-
troffen ist. 

§ 10 Abs. 2 begründet keinen Ausgleichsanspruch 
für Summations- und Distanzschäden. Vielmehr wird 
unter den do rt  bestimmten Voraussetzungen ein an-
gemessener Ausgleich für durch behördlich angeord-
nete Maßnahmen verursachte wi rtschaftliche Nach-
teile gewährt. Nicht die aufgrund der Summations- 
und Distanzschäden eingetretene Wertminderung 
des Grundstücks, sondern die konkret durch die be-
hördlich angeordnete Nutzungsbeschränkung nach 
innerbetrieblichen Anpassungsmaßnahmen verblie-
benen wirtschaftlichen Nachteile bilden den ent-
scheidenden Maßstab. 

Ein Ausgleich wird nicht gewährt, wenn der betrof-
fene Landwirt selbst der Verursacher der schädlichen 
Bodenveränderung ist. Gemäß Absatz 2 Satz 6 ist bei 
der Prüfung dieser Frage insbesondere die Einhal-
tung der guten fachlichen Praxis zu berücksichtigen. 
Ein Ausgleichsanspruch besteht auch dann nicht, 
wenn das Vertrauen des Betroffenen auf uneinge-
schränkte Nutzung des Grundstücks nicht schutz-
würdig ist. Dies ist nach Satz 5 insbesondere der Fall, 
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wenn der Verpflichtete die Bodenbelastung beim Er-
werb des Grundstücks kannte oder kennen mußte. 
Satz 5 erfaßt lediglich Fälle eines zielgerichteten Er-
werbs, etwa durch Kauf; nur hier kommt es darauf 
an, ob der Erwerber „gutgläubig" im Sinne der Vor-
schrift ist. Bei einem vom Willen des Erwerbers unab-
hängigen Erwerb, etwa im Wege der Erbrechtsnach-
folge, kommt ein Anspruchsausschluß nach Satz 5 
dagegen nicht in Betracht. 

Bei einem Erwerb im Wege der Erbrechtsnachfolge 
geht das Vermögen nach § 1922 Abs. 1 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs auf die Erben über. Soweit also 
beim Erblasser die Voraussetzungen für einen Aus-
gleichsanspruch nach § 10 Abs. 2 des Referentenent-
wurfs vorlagen, geht dieser Anspruch mit dem Erbfall 
ohne weiteres auf die Erben über. Die Erben erhalten 
die gleiche Rechtsstellung wie der Erblasser. 

Wenn durch eine Anordnung nach Absatz 2 Satz 1 
eine Ausgleichspflicht begründet würde, darf gemäß 
Absatz 2 Satz 2 die Behörde die Anordnung nur tref-
fen, soweit sie im Rahmen der Ermessensausübung 
nach Absatz 1 dazu verpflichtet ist. Gemeint sind hier 
die Fälle der  sogenannten „Ermessensreduzierung 
auf Null".  

Ausgleichspflichtig sind nur die nach zumutbaren 
innerbetrieblichen Anpassungsmaßnahmen verblei-
benden wirtschaftlichen Nachteile. Für die Zumut-
barkeit von Anpassungsmaßnahmen werden im we-
sentlichen betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte im 
Vordergrund stehen. Eine solche Anpassungsmaß-
nahme liegt beispielsweise vor, wenn der Verpflich-
tete mit einer belastungsempfindlichen Bodennut-
zung auf weniger belastete Grundstücke ausweichen 
kann. Absatz 2 Satz 3 bestimmt die Kriterien für die 
Berechnung des Ausgleichsanspruchs. Satz 4 stellt 
klar, daß der Ausgleich auch durch Flächentausch 
oder andere geeignete Maßnahmen geleistet werden 
kann. 

Zum Dritten Teil (Ergänzende Regelungen 
für Altlasten) 

Wegen des besonderen Gefahrenpotentials von Alt-
lasten sind über die Regelungen zur Beseitigung von 
schädlichen Bodenveränderungen hinaus ergän-
zende Vorschriften erforderlich; diese sind Gegen-
stand der §§ 11 bis 15. Die materiellen Anforderun-
gen, die bei der Untersuchung und Sanierung von 
schädlichen Bodenveränderungen zu beachten sind, 
gelten auch für die Sanierung von Altlasten. Die Vor-
schriften des Zweiten Teils des Gesetzes sind daher 
auch im Hinblick auf die Anforderungen zur Sanie-
rung von Altlasten maßgebend. Die Regelungen des 
Dritten Teils sind bei Altlasten immer ergänzend zu 
denen des Zweiten Teils anzuwenden. 

Zu § 11 (Erfassung) 

Um das von Altlasten ausgehende Gefährdungs-
potential abschätzen zu können, ist es erforderlich, 
altlastverdächtige Flächen zu erfassen. A rt  und Um-
fang der Erfassung regeln die Länder. 

Zu § 12 (Information der Betroffenen) 

§ 12 regelt die Information der Betroffenen. Die Vor-
schrift verlangt vom Sanierungspflichtigen, die Be-
troffenen über Sanierungsmaßnahmen zu informie-
ren. Betroffen ist jeder, der durch die durchzuführen-
den Maßnahmen oder den Zustand des Grundstücks 
nach Abschluß der Maßnahme in seinen Schutzgü-
tern berührt sein kann. Wie sich mittelbar aus Satz 3 
ergibt, sind es im wesentlichen die Unterlagen zur 
Darstellung der Sanierungsmaßnahmen, die es den 
Betroffenen ermöglichen, die Auswirkungen der 
Maßnahmen auf ihre Belange zu beurteilen. Die Re-
gelung zu den Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
orientiert sich an § 10 Abs. 2 BImSchG. Die Informa-
tion der Betroffenen gibt diesen die Möglichkeit, ihre 
Bedenken und Anregungen gegenüber dem Sanie-
rungsverantwortlichen oder der zuständigen Behör-
de geltend zu machen. Damit werden nicht nur etwa 
bestehende Informationsdefizite behoben, sondern 
es kann zudem auch der Sanierungsumfang besser 
festgelegt werden. Die Vorschrift regelt lediglich die 
Informationspflicht der Sanierungspflichtigen. Die 
Regelung der Befugnisse der Behörden zur Informa-
tion ist Sache der Länder. 

Zu § 13 (Sanierungsplanung) 

Nach § 13 Abs. 1 soll die zuständige Behörde bei Alt-
lasten, von denen in besonderem Maße schädliche 
Bodenveränderungen oder sonstige Gefahren für 
den einzelnen oder die Allgemeinheit ausgehen, von 
den zur Sanierung Verpflichteten die Durchführung 
von Sanierungsuntersuchungen und die Erstellung 
eines Sanierungsplans verlangen. Absatz 1 Satz 1 
nennt als Regelbeispiele die typischerweise bei 
einem Sanierungsplan erforderlichen Angaben. Ab-
satz 3 regelt, in welcher Weise die Betroffenen über 
die Sanierungsplanung zu informieren sind. Nach 
§ 13 hat im Regelfall der Verpflichtete den Sanie-
rungsplan zu erstellen und nur in den in § 14 ge-
nannten Fällen obliegt diese Aufgabe der Behörde. 
Ob ein Sanierungsplan zu erstellen ist, liegt im ein-
geschränkten Ermessen der zuständigen Behörde; 
wenn trotz des besonderen Gefährdungspotentials 
einer Altlast aufgrund besonderer Umstände ein Sa-
nierungsplan nicht erforderlich erscheint, kann auch 
ohne Sanierungsplan eine Sanierungsanordnung 
nach § 10 Abs. 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 2 erge-
hen. 

Ein Sanierungsplan hat das zu realisierende Sanie-
rungskonzept prüffähig darzustellen und die erfor-
derlichen Angaben und Unterlagen auch für mitein-
geschlossene behördliche Entscheidungen zu enthal-
ten. Grundlage des Sanierungsplanes soll eine Sanie-
rungsuntersuchung sein, die insbesondere Untersu-
chungen über Art  und Umfang geeigneter Maßnah-
men und Machbarkeitsstudien umfaßt. In diesem 
Sinne dokumentiert ein Sanierungsplan das Ergebnis 
eines mehrstufigen Planungsprozesses. Er bildet die 
fachliche Grundlage für die behördliche Anordnung 
zur Altlastensanierung wie auch für die zur Durch-
führung der Sanierung notwendigen spezialgesetz-
lichen Zulassungen, etwa die immissionsschutzrecht-
liche Zulassung von Bodenbehandlungsanlagen, die 
im Rahmen von § 16 Abs. 2 konzentriert werden. 
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Der Umfang eines Sanierungsplans sowie A rt  und 
Detaillierungsgrad der zu machenden Angaben be-
stimmen sich danach, inwiefern diese im Einzelfall 
zur Feststellung, daß die Sanierung den in § 4 Abs. 3 
normierten Anforderungen entspricht, erforderlich 
sind. 

Die Behörde kann damit verlangen, daß die konkre-
ten Ziele einer Sanierungsmaßnahme wie auch die 
sonstigen wesentlichen Kriterien im Sanierungsplan 
festgelegt werden. 

Ob die von einer Altlast ausgehenden Gefahren auf 
Dauer abgewendet werden, hängt wesentlich von 
der Güte der Altlastensanierung ab. Relevante und 
deshalb im Sanierungsplan gegebenenfalls zu doku-
mentierende Bewertungskriterien sind Konzentrati-
on, Mobilität und Mobilisierbarkeit verbleibender 
Restschadstoffe, Möglichkeiten, den Sanierungser-
folg nachzuweisen, sowie eine erforderliche Nachsor-
ge und Überwachung der sanierten Altlast. 

Die Verpflichtung zur Altlastenbeseitigung schließt 
die Forderung mit ein, daß nach der Sanierung keine 
neuen Gefahren für Mensch und Umwelt entstehen. 
Unter anderem dürfen die Probleme nicht auf andere 
Umweltmedien oder Standorte verlagert werden. 
Deshalb kann die Behörde - soweit dies im Einzelfall 
angezeigt ist —auch verlangen, daß der Verpflichtete 
im Sanierungsplan darstellt, wie der Austrag der 
Schadstoffe aus der Altlast erfolgt, welche Umwand-
lungsprodukte entstehen und wo die gewonnenen 
Stoffe verbleiben. 

Gemäß § 13 Abs. 3 sind die betroffenen Personen 
frühzeitig in die Sanierungsplanung einzubeziehen. 
Die Vorschrift trägt der Erfahrung Rechnung, daß 
eine rechtzeitige Information der Betroffenen und die 
damit gegebene Möglichkeit, Anregungen und Be-
denken vorzubringen, die Entscheidungsqualität er-
höht, eine breitere Vertrauensgrundlage schafft und 
die Durchführung notwendiger Sanierungsmaßnah-
men erleichtert. Indem § 13 Abs. 3 auf den Prozeß 
der Sanierungsplanung abstellt und forde rt, daß die 
Betroffenen frühzeitig informiert werden, wird deut-
lich, daß es nicht darum geht, diese über den Sanie-
rungsplan als Ergebnis zu unterrichten. Aufgrund 
der frühzeitigen Information soll es den Betroffenen 
vielmehr ermöglicht werden, auch auf die Sanierungs-
planung selbst Einfluß zu nehmen. 

Nach § 13 Abs. 4 Satz 1 kann ein Sanierungsplan von 
der zuständigen Behörde für verbindlich erklärt wer-
den. Ein spezieller Fall dieser Verbindlicherklärung 
ist die Genehmigung des Plans, die das Hessische 
Abfallwirtschafts- und Altlastengesetz vorsieht. Ein 
für verbindlich erklärter Sanierungsplan konzentriert 
unter den in Satz 2 genannten Voraussetzungen an-
dere behördliche Entscheidungen, die zur Durchfüh-
rung der Sanierung erforderlich sind. In Betracht 
kommt dies etwa bei einer immissionsschutzrecht-
lichen Genehmigung für eine Bodenbehandlungsan-
lage, einer abfallrechtlichen Genehmigung oder für 
eine wasserrechtliche Erlaubnis oder Bewil ligung, 
wenn die Sanierung mit der Benutzung eines Gewäs-
sers verbunden ist. Die vorgesehene Konzentrations-
wirkung dient der Beschleunigung der Sanierungs-
verfahren. Um eine Umgehung der besonderen An

-

forderungen, die das Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder entsprechendes Landesrecht 
an Zulassungsverfahren stellt, auszuschließen, findet 
eine Konzentration der von diesem Gesetz erfaßten 
Zulassungsentscheidungen nicht statt. 

Absatz 5 stellt dem Sanierungsverpflichteten die Vor-
lage des Entwurfs für einen Sanierungsvertrag an-
heim. Ein entsprechender öffentlich-rechtlicher Ver-
trag macht eine behördliche Sanierungsverfügung 
entbehrlich. Mit der Vorlage des vorgesehenen Ver-
tragsentwurfs erhält der Sanierungsverpflichtete die 
Möglichkeit, die Ausführung der Sanierung entspre-
chend seiner individuellen Leistungsfähigkeit zu 
konzipieren. Die zuständige Behörde hat im Rahmen 
der Vertragsverhandlungen sicherzustellen, daß die 
Anforderungen des § 4 Abs. 3 erfüllt werden. 

Zu § 14 (Behördliche Sanierungsplanung) 

Die Vorschrift eröffnet der zuständigen Behörde die 
Möglichkeit, unter den genannten Voraussetzungen 
selbst einen Sanierungsplan zu erstellen oder von 
einem Sachverständigen erstellen zu lassen. Wäh-
rend nach Satz 1 Nr. 1 und 2 der Vorschrift die Be-
hörde diese Aufgabe nur übernimmt, weil der Ver-
pflichtete den Plan nicht, nur unzureichend oder 
nicht rechtzeitig erstellt hat, nennt Satz 1 Nr. 3 einen 
wichtigen weiteren Grund. Aufgrund der flächenhaf-
ten Ausdehnung der Altlast mit mehreren Sanie-
rungsverpflichteten und einer großen Zahl von Be-
troffenen oder bei einer weiträumigen Verunreini-
gung eines Gewässers kann ein koordiniertes Vor-
gehen erforderlich sein. In diesem Fall wird die Sa-
nierungsplanung zur öffentlichen Aufgabe. 

§ 14 Satz 2 verpflichtet die zuständige Behörde in 
gleicher Weise wie die nach § 13 zur Sanierungspla-
nung Verpflichteten zur Information der Betroffenen. 
Auch die in § 13 Abs. 4 Satz 2 vorgesehene Konzen-
trationswirkung gilt entsprechend. Ferner ist auch 
bei der behördlichen Sanierungsplanung der Ab-
schluß eines nachfolgenden Sanierungsvertrages 
möglich. 

Zu § 15 (Behördliche Überwachung, Eigenkontrolle) 

§ 15 Abs. 1 Satz 1 weist den zuständigen Behörden 
die Aufgabe zu, Altlasten und altlastverdächtige Flä-
chen zu überwachen. Die Überwachung erstreckt 
sich auf alle gesetzlichen und durch Rechtsverord-
nungen konkretisierten Anforderungen. Da es eine 
längere Zeit dauern kann, bis altlastverdächtige Flä-
chen erfaßt, untersucht und bewe rtet sind und zu-
dem auch viel Zeit vergehen kann, bis Sanierungs-
vorhaben geplant und durchgeführt sind, handelt es 
sich um eine wichtige Vollzugsaufgabe. 

§ 15 Abs. 1 Satz 2 stellt klar, daß das Bundes-Boden-
schutzgesetz die Wirksamkeit von Zulassungsent-
scheidungen und nachträglichen, die Zulassungsent-
scheidung ergänzenden behördlichen Anordnungen 
unberührt  läßt. 

Der Regelungsgehalt von Zulassungsentscheidun-
gen und nachträglichen behördlichen Anordnungen 
erfaßt teilweise auch den nach der Betriebseinstel-
lung liegenden Zeitraum. Das einschlägige Zulas- 
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sungsrecht gibt solche Regelungen in einigen Fällen 
vor. So sieht zum Beispiel der durch Artikel 3 Nr. 1 
neu gefaßte § 5 BImSchG vor, daß genehmigungs-
bedürftige Anlagen so zu errichten, zu betreiben und 
stillzulegen sind, daß auch nach einer Betriebs-
einstellung keine schädlichen Umwelteinwirkungen 
hervorgerufen werden können. Bei stillgelegten De-
ponien sieht § 36 Abs. 2 KrW-/AbfG nach der Sti ll

-legung zu erfüllende Pflichten vor. 

Müßte die Behörde selbst umfassend Überwachungs-
maßnahmen durchführen, so könnte dies die sach-
lichen und personellen Möglichkeiten einzelner Län-
der überfordern. Deshalb ergänzt § 15 Abs. 2 die be-
hördliche um die betreibereigene Überwachung. Da-
nach kann die Behörde vom Verpflichteten verlan-
gen, daß er in erforderlichem Umfang Eigenkontroll-
maßnahmen, insbesondere Boden- und Wasserunter-
suchungen durchführt und Meßstellen einrichtet. Die 
Behörde hat in diesem Falle zu überwachen, ob der 
Verpflichtete die Kontrollmaßnahmen richtig durch-
führt. 

Zu § 16 (Ergänzende Anordnungen 
zur Altlastensanierung) 

Die in Absatz 1 vorgesehene Anordnungsbefugnis 
dient allein der Durchsetzung der im Dritten Teil des 
Gesetzes vorgesehenen Pflichten und ergänzt daher 
lediglich die bereits im Zweiten Teil vorgesehenen 
Befugnisse der Behörden. 

Die Rechtsgrundlage für Sanierungsanordnungen ist 
auch bei Altlasten § 10 Abs. 1. § 16 Abs. 2 erweitert 
die Wirkungen solcher Anordnungen durch die Kon-
zentration sonstiger behördlicher Entscheidungen. 
Ein Bedürfnis für diese Konzentration besteht jedoch 
nur, wenn nicht bereits ein seinerseits konzentrieren-
der für verbindlich erklärter Sanierungsplan im 
Sinne von § 13 Abs. 4 Satz 2 vorliegt. Zur Reichweite 
der Konzentrationswirkung wird auf die Begründung 
zu § 13 Abs. 4 Satz 2 verwiesen. 

Zu § 17 (Gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft) 

§ 17 konkretisiert für die landwirtschaftliche Boden-
nutzung den Inhalt der sich aus § 7 ergebenden Vor-
sorgepflicht. Maßgebend ist die gute fachliche Praxis 
der landwirtschaftlichen Bodennutzung, die durch 
Absatz 2 erläutert wird. Die landwirtschaftlichen 
Beratungsstellen sollen nach Absatz 1 Satz 2 die zu 
erfüllenden Anforderungen vermitteln. 

Wie von der Bundesregierung in der Bodenschutz-
konzeption (Drucksache 10/2977 S. 6) dargelegt wur-
de, wirkt die Landwirtschaft großflächig (Flächenan-
teil alte Bundesländer 53,7 %, neue Länder 57 %) auf 
den Naturhaushalt ein. Es wird do rt  ausgeführt, daß 
die Land- und Forstwirtschaft die Wechselwirkungen 
zwischen den Bodenfunktionen in Agrar- und Forst-
ökosystemen und natürlichen Ökosystemen so weit 
beachten muß, daß die Stabilität des Naturhaushaltes 
insgesamt nicht gefährdet wird. Danach sollen stoffli-
che Einflüsse auf Böden und Veränderungen der Bo-
denstruktur auf einen ökologisch vertretbaren Um-
fang begrenzt werden. 

Im Hinblick auf diese großflächige Einwirkung der 
Landwirtschaft auf den Boden bestimmt § 17 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 1, daß die landwirtschaftliche Bodennut-
zung zur Vorsorge gegen schädliche Bodeneinwir-
kungen grundsätzlich standortgemäß zu erfolgen 
hat. 

Die in § 17 Abs. 2 Satz 2 genannten Anforderungen 
betreffen im wesentlichen die Bodenphysik. Mit dem 
Einsatz von Pflanzenschutzmitteln oder dem Einbrin-
gen von Düngern verbundene Stoffeinträge werden 
durch die in § 3 Abs. 1 Nr. 4 genannten Spezialge-
setze geregelt. 

Die Bodenerosion bedeutet gebietsweise ein erheb-
liches Problem. Man versteht darunter die Verlage-
rung von Bodenmaterial entlang der Oberfläche 
durch Wasser und Wind. Während die Wassererosion 
nur bei Gefälle auftritt, zieht die Winderosion haupt-
sächlich ebene Flächen in Mitleidenschaft. In hügeli-
gen und lößreichen Gebieten, etwa in Unterfranken 
und Niederbayern, wurden bei der derzeitigen Nut-
zung mittlere Abträge von 20 t/ha pro Jahr errechnet; 
die Neubildungsrate von Böden liegt dagegen nur 
bei 1/10 bis 1/100 dieses Wertes. In den nord- und ost-
deutschen Tiefebenen sind bis zu 30 % der Acker-
fläche anfällig für Winderosion, auf etwa der Hälfte 
dieser Fläche erreicht der Bodenabtrag kritische 
Werte. 

Durch den Verlust von feinem Bodenmaterial nimmt 
der Nährstoffvorrat und die Wasserhaltefähigkeit ab, 
wodurch die Bodenfruchtbarkeit leidet. 

Bei der Bodenerosion handelt es sich zwar um einen 
natürlichen Prozeß, der aber durch die A rt  der 
Bodennutzung um Größenordnungen verstärkt oder 
sogar ausgelöst werden kann. Ursachen können der 
Anbau von Reihenkulturen wie Mais, der Umbruch 
von Grünland, Ackerbau in Hanglagen sowie fehlen-
der Windschutz durch Bäume und Hecken sein. 

Um im Hinblick auf eine standortgerechte landwirt-
schaftliche Bodennutzung Vorsorge zu treffen, sind 
insbesondere die in Absatz 2 Satz 2 Nr. 4, 5 und 7 ge-
nannten Anforderungen zu beachten. 

Bodenstruktur und Bodenverdichtung, die von 
Absatz 2 Satz 2 Nr. 2 und 3 erfaßt werden, stehen 
in einem engen Zusammenhang. Werden feuchte 
Böden mit schwerem Gerät bearbeitet, so entstehen 
durch Druck und knetende Wirkung von Antriebs-
rädern verdichtete Bodenschichten. Dabei wird das 
Porenvolumen vermindert. Dies beeinträchtigt vor 
allem den Luft- und Wasseraustausch und führt 
durch erhöhten Oberflächenabfluß auch zu Bodenab-
trag. Zur Vorsorge gegen diese Beeinträchtigungen 
kommt vor allem in Betracht, schweres Gerät nur 
noch unter bestimmten Voraussetzungen einzuset-
zen, die Bodenbearbeitung zu reduzieren und ver-
stärkt Zwischenfrüchte anzubauen, vgl. Absatz 2 
Satz 2 Nr. 6. 

Die in § 17 normierten Anforderungen an die land-
wirtschaftliche Bodennutzung entsprechen im we-
sentlichen einem entsprechenden Beschluß der 
Agrarminister des Bundes und der L ander vom 
23. September 1987 sowie einem Beschluß der Agrar-
minister der Länder vom 1. Oktober 1993. 
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Zu § 18 (Sachverständige) 

Das Gesetz sieht an mehreren Stellen die Möglich-
keit vor, Sachverständige hinzuzuziehen. Gemäß § 15 
Abs. 2 Satz 4 kann verlangt werden, daß Eigenkon-
trollmaßnahmen von einem Sachverständigen durch-
geführt werden. Ferner eröffnen die § 13 Abs. 2 und 
§ 14 Satz 1 die Möglichkeit, Sanierungsuntersuchun-
gen sowie den Sanierungsplan von einem Sachver-
ständigen erstellen zu lassen. Es wird in diesen Fäl-
len oft erforderlich sein, Sachverständige einzuschal-
ten, damit die genannten Maßnahmen fachgerecht 
durchgeführt werden können. Indem die eigenver-
antwortliche Tätigkeit von Grundstückseigentümern 
und sonstigen Verpflichteten gestärkt wird, kann die 
Gefahrenabwehr verbessert werden. 

Um sicherzustellen, daß Sachverständige ihre Auf-
gaben tatsächlich auch sachkundig erfüllen, wird in 
Satz 1 vorgeschrieben, daß sie die für ihre Aufgaben 
erforderliche Sachkunde, Zuverlässigkeit und ge-
rätetechnische Ausstattung besitzen müssen. Soweit 
der Verpflichtete oder ein von ihm Beauftragter 
selbst diese Qualifikation erfüllt, können nach § 18 
Satz 2 auch diese die Funktion wahrnehmen. Die 
zuständigen Behörden können im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeit dazu im einzelnen Anforderungen fest-
legen. 

Zu § 19 (Datenübermittlung) 

Die Vorschrift regelt die Übermittlungspflicht der 
Länder für bodenbezogene Daten. Die Kenntnis die-
ser Daten ist vor allem als Grundlage für die Erarbei-
tung und Fortschreibung der untergesetzlichen Vor-
schriften zu diesem Gesetz erforderlich. Für diesen 
Zweck ist - wie vorgesehen - die Übermittlung der 
Daten in aggregierter Form ausreichend. Personen-
bezogene Daten sind deshalb nicht mitzuteilen. 

Zu § 20 (Wissenschaftlicher Beirat) 

Der vorgesehene Beirat soll das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit in 
Angelegenheiten der stoffbezogenen Bodenbela-
stungen beraten. 

Die in den vergangenen Jahren vom Bundesumwelt-
ministerium und Umweltbundesamt durchgeführten 
Expertenanhörungen, Forschungsvorhaben, Fachge-
spräche und Erörterungen zur Gefahrenbeurteilung 
von schädlichen Bodenveränderungen und Altlasten 
in den zuständigen Bund/Länder-Gremien sowie 
mit der Industrie haben aufgezeigt, daß erhebliche 
Kenntnislücken sowie unterschiedliche Bewe rtungen 
empirischer Erkenntnisse und vorhandener Metho-
den vorliegen. Das gilt vor allem für die Auswirkun-
gen von Schadstoffkonzentrationen in Böden und 
Altlasten auf die menschliche Gesundheit hinsicht-
lich der Quantifizierung der noch vertretbaren Kör-
perdosis und der Expositionsdaten, für den Übergang 
dieser Stoffe vom Boden in die Nahrungsketten und 
in besonderem Maße für bodenbiologische („ökotoxi-
kologische") Vorgänge, die dem Vorsorgebereich zu-
zuordnen sind. 

Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
(SRU) bestätigt in seinem Sondergutachten „Alt

-

lasten II" die vorhandenen Defizite (vgl. Drucksache 
13/380, Tz. 79ff.) und empfiehlt, analog der Vorge-
hensweise bei der Senatskommission der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft zur Prüfung gesundheits-
schädlicher Arbeitsstoffe (MAK-Kommission) und im 
Beratergremium umweltrelevante Altstoffe (BUA) 
auch für stoffbezogene Bodenbelastungen einen 
ständigen Expertenkreis einzurichten. Dieser Exper-
tenkreis hätte die Aufgabe, die Validierung der ver-
wendeten wissenschaftlichen Erkenntnisse vorzu-
nehmen, einvernehmlich die Konventionen und die 
duldbaren resorbie rten Aufnahmemengen vorzu-
schlagen sowie den Fortschritt wissenschaftlicher Er-
kenntnis und die Verbesserung der Datenlage stän-
dig zu verfolgen. 

Die Mitglieder des Expertengremiums müßten Ein-
zelpersönlichkeiten aus den für die Fragestellung zu-
ständigen Fachdisziplinen sein. Der SRU stützt seine 
Empfehlung auch darauf, daß nur durch ein in der 
Wissenschaft anerkanntes Gremium die Vorausset-
zungen geschaffen würden, die immer wieder auftre-
tenden Auseinandersetzungen zwischen Gutachter 
und Gegengutachter im Einzelfall zu objektivieren. 

Die Aufgaben dieses Expertengremiums werden der-
zeit überwiegend von den zuständigen Bediensteten 
des Bundesumweltministeriums und des Umwelt-
bundesamtes wahrgenommen. Ein Kernproblem be-
steht darin, neben der traditionellen gesundheit-
lichen Vorsorge Akzeptanz für eine davon abwei-
chende Konzeption zu schaffen, die die Abwehr von 
Gefahren für die menschliche Gesundheit infolge 
vorhandener Bodenkontaminationen in den Vorder-
grund stellt. 

Angesichts der hohen Kosten der Altlastensanierung 
und zur Vermeidung von Nachsanierungsmaßnah-
men ist es geboten, Bewertungsmaßstäbe auf dem je-
weils neuesten Erkenntnisniveau zu entwickeln. Als 
Aufgaben des Beirates kommen insbesondere die 
Aufstellung von qualitativen Vorgaben für die Durch-
führung stoffbezogener Untersuchungen sowie von 
Regeln für deren Auswertung, die Konsentierung 
von Ableitungsmethoden für Bodenwerte, die wis-
senschaftliche Konsensfindung für toxikologisch 
bzw. bodenbiologisch begründete Orientierungs-

, werte, die wissenschaftliche Konsensfindung (Kon-
ventionen) für Expositionsszenarien, die Abklärung 
von Konventionen für wissenschaftlich noch nicht 
hinreichend abgeklärte Sachverhalte (z. B. Sicher-
heitsfaktoren, Kombinationswirkungen von Stoffen), 
und die Bewe rtung der Datenbasis für bodenrele-
vante Stoffe in Betracht. 

Zu § 21 (Anhörung beteiligter Kreise) 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes zu erlassen-
den Vorschriften berühren eine Vielzahl von Berei-
chen. Sie bedürfen einer sachkundigen Vorberei-
tung, in die rechtzeitig auch eine Prüfung der ver-
schiedenen, oft widerstreitenden Interessen einzube-
ziehen ist. Daher schreibt das Gesetz in §§ 5, 6, 8 
und § 13 Abs. 1 Satz 2 vor, daß vor Erlaß der do rt  ge-
nannten Vorschriften die beteiligten Kreise nach § 21 
anzuhören sind. Die Vorschrift präzisiert den Begriff 
der beteiligten Kreise. Nach Satz 1 umfassen die be- 
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teiligten Kreise einen auszuwählenden Kreis von 
Vertretern der Wissenschaft, der Betroffenen, der 
Wirtschaft einschließlich der Land- und Forstwirt-
schaft, der Natur- und Umweltschutzverbände, des 
archäologischen Denkmalschutzes, der kommunalen 
Spitzenverbände und der für den Bodenschutz und 
die Altlasten zuständigen obersten Landesbehörden. 
Zu den Vertretern der Wissenschaft können auch 
Vertreter technisch-wissenschaftlicher Vereinigun-
gen gehören. In Satz 2 ist klargestellt, daß auch die 
für die Land- und Forstwirtschaft zuständigen ober-
sten Landesbehörden zu hören sind, soweit die 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften Regelungen 
zur landwirtschaftlichen Bodennutzung enthalten. 
Die Vorschrift stellt damit eine umfassende Infor-
mation des Normgebers im Rahmen der Anhörung 
sicher. 

Zu § 22 (Landesrechtliche Regelungen) 

Absatz 1 gewährt den Ländern hinsichtlich ergän-
zender Verfahrensvorschriften zum Zweiten und 
Dritten Teil des Gesetzes Gestaltungsspielraum. 

Die Vorschrift stellt klar, daß die Verfahrensvorschrif-
ten des Bundes-Bodenschutzgesetzes die Befugnisse 
der Länder zur weiteren Konkretisierung des Verwal-
tungsverfahrens nach Artikel 84 Abs. 1 GG nicht ver-
drängen. Die Länder können insbesondere die Betei-
ligung von Behörden und Öffentlichkeit oder die Er-
fassung von schädlichen Bodenveränderungen oder 
Altlasten nach landesspezifischen Besonderheiten 
näher regeln. 

Absatz 2 ermächtigt die Länder, bei bestimmten Flä-
chen, bei denen der Verdacht schädlicher Bodenver-
änderungen besteht sowie bei schädlichen Boden-
veränderungen, die ein besonderes Gefährdungs-
potential aufweisen, die Durchführung weiterer 
Maßnahmen vorzuschreiben. Ob und inwieweit bei 
diesen Flächen kraft Landesrecht zusätzliche Anfor-
derungen begründet werden sollen, entscheiden die 
Länder nach ihrer spezifischen Betroffenheit. 

Nach Absatz 3 Satz 1 erster Halbsatz können die 
Länder Bodenschutzpläne aufstellen, um flächenhaft 
auftretenden schädlichen Bodenveränderungen mit 
einem gebietsbezogenen Handlungskonzept zu be-
gegnen. 

Entsprechende landesrechtliche Vorschriften - § 13 
des Baden-württembergischen Bodenschutzgesetzes 
vom 24. Juni 1991 und § 22 des Berliner Boden-
schutzgesetzes vom 10. Oktober 1995 sehen die Fest-
setzung von Bodenbelastungsgebieten vor - werden 
durch das Bundes-Bodenschutzgesetz also nicht ver-
drängt. 

Nach Absatz 3 sind die Länder ferner befugt, Rege-
lungen über weitere gebietsbezogene Maßnahmen 
des Bodenschutzes zu treffen. Ausdrücklich genannt 
wird die Einrichtung von Bodeninformationssyste-
men. Diese werden besonders hervorgehoben, weil 
die Bewertung der vorgefundenen Veränderungen 
des Bodens und die Entscheidung über Maßnahmen 
zur Abwehr, Beseitigung oder Verminderung der Be-
lastungen sowie zur Vorsorge ebenso wie die Planun-
gen über die künftige Nutzung von Flächen aussage
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kräftige Informationsgrundlagen erfordern. Wichtige 
Bestandteile solcher Bodeninformationssysteme sind 
insbesondere die genannten Daten über Dauerbeob-
achtungsflächen und Bodenzustandsuntersuchun-
gen. 

Zu § 23 (Erfüllung von bindenden Beschlüssen 
der Europäischen Gemeinschaften) 

Angesichts der wachsenden Harmonisierung von 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Umwelt-
schutzrechts im Rahmen der Europäischen Gemein-
schaften ist davon auszugehen, daß künftig auch 
Beschlüsse der Europäischen Gemeinschaften im 
Bereich des Bodenschutzes in das nationale Recht 
umzusetzen sind. Um eine zügige Umsetzung zu ge-
währleisten, sieht daher § 23 Abs. 1 vor, daß die Bun-
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäi-
schen Gemeinschaften Rechtsverordnungen über die 
Festsetzung der in § 8 Abs. 1 und 2 genannten Werte 
einschließlich der notwendigen Maßnahmen zur 
Ermittlung und Überwachung dieser Werte erlassen 
kann. 

§ 23 Abs. 2 regelt die Verbindlichkeit der nach 
Absatz 1 festgelegten Maßnahmen. 

Zu § 24 (Landesverteidigung) 

Bei Grundstücken, die der Verteidigung dienen, ist 
im Rahmen von § 4 Abs. 3 und 4 - bei der Bestim-
mung der zur Gefahrenabwehr erforderlichen 
Maßnahmen - zu berücksichtigen, daß die zulässige 
Nutzung einer Fläche für militärische Zwecke das 
Schutzbedürfnis dieser Fläche prägt. 

Ferner kann das Bundesministerium der Verteidi-
gung für Grundstücke, die der Landesverteidigung 
dienen, etwa Truppenübungsplätze oder Schieß-
stände, von materiell-rechtlichen Anforderungen die-
ses Gesetzes Ausnahmen zulassen, soweit dies zwin-
gende Gründe der Verteidigung oder die Erfüllung 
zwischenstaatlicher Verpflichtungen erfordern. Sol-
che zwingenden Gründe liegen allerdings nur vor, 
wenn die Zweckbestimmung der Grundstücke für 
die Landesverteidigung eine Ausnahme erfordert 
und der Schutz des Bodens nicht durch andere Maß-
nahmen sichergestellt werden kann. Nur soweit die 
Grundstücke bei Einhaltung der bodenschutzrecht-
lichen Vorschriften ihrer Zweckbestimmung entspre-
chend nicht sinnvoll genutzt werden können, ist eine 
Abweichung zulässig. § 24 Abs. 1 Satz 2 stellt klar, 
daß auch im Rahmen von Ausnahmeregelungen der 
Bodenschutz zu berücksichtigen ist. 

§ 24 Abs. 2 eröffnet der Bundesregierung die Mög-
lichkeit, im Bereich der Landesverteidigung von der 
Bundesregierung benannte Behörden mit dem Voll-
zug dieses Gesetzes zu betrauen. 

Zu § 25 (Kosten) 

Die Vorschrift regelt die Kostentragungspflichten für 
die Verpflichteten. 

In Absatz 1 wird festgelegt, wer im Hinblick auf die 
dort  genannten Maßnahmen Kostenschuldner ist. 
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Absatz 2 begrenzt die Kostentragungspflicht des 
Grundstückseigentümers und Besitzers. Diese Re-
striktion folgt daraus, daß die in Artikel 14 Abs. 2 GG 
normierte Sozialbindung, wonach der Gebrauch des 
Eigentums zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen soll, überschritten wird, wenn die Zustands-
verantwortlichkeit des Grundstückseigentümers oder 
Besitzers, der weder Verursacher ist noch beim Er-
werb von der Bodenbelastung Kenntnis hatte, auch 
dann noch mit Kostenfolge bejaht wird, wenn die 
Nutzung des Grundstücks mit den sich daraus erge-
benden wirtschaftlichen Vorteilen ausgeschlossen 
wird. Der Grundstückseigentümer oder Besitzer soll 
deshalb nach § 25 Abs. 2 nicht kostenpflichtig sein, 
soweit die Kosten der Maßnahmen unter Zugrunde-
legung einer wirtschaftlichen Betrachtung die Nut-
zung des Grundstücks ausschließen. Dies gilt aller-
dings nur für die Fälle, in denen sich der Grund-
stückseigentümer in einer „Opferposition" befindet, 
er also weder Verursacher war, noch bei Begründung 
des Eigentums Kenntnis von der Altlast hatte oder 
hätte haben können. Letztere Voraussetzung ist ge-
geben, wenn die Gefährdung innerhalb des Risiko-
bereichs des Grundstückseigentümers oder Besitzers 
entstanden ist (vgl. hierzu Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 14. Dezember 1990, NVwZ 1991, 
S. 475). 

Für den Grundstückseigentümer ist der Verkehrs-
wert des Grundstücks entscheidend, wie er sich bei 
Anwendung des § 194 des Baugesetzbuches in Ver-
bindung mit der Wertermittlungsverordnung ergibt. 
Dabei werden im Rahmen der Verkehrswertermitt-
lung die für die Qualität des Grundstücks bedeut-
samen durchgeführten Altlastensanierungsmaßnah-
men berücksichtigt. Bei der Festsetzung der Kosten 
ist vom Verkehrswert „unter Berücksichtigung der 
durchgeführten Maßnahmen" auszugehen. Wenn 
sich nach Durchführung der Maßnahmen ergibt, daß 
die vollzogenen Altlastensanierungsmaßnahmen zu 
einem höheren Verkehrswert führen, als er fiktiv für 
den Zustand des Grundstücks ermittelt worden ist, 
kann die Behörde allerdings nachfordern. Sollte sich 
herausstellen, daß unter Berücksichtigung der durch-
geführten Altlastensanierungsmaßnahmen der vor-
her errechnete Verkehrswert nicht erreicht wird, 
kann der Grundstückseigentümer insoweit Erstat-
tung verlangen. 

Beim Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück ist der Nutzen des Grundstücks indivi-
duell anhand der ihm vom Eigentümer eingeräumten 
Rechtsposition zu bestimmen. 

In Absatz 3 wird ein Ausgleichsanspruch zwischen 
mehreren Verpflichteten unabhängig von ihrer Her-
anziehung begründet. Der Anspruch besteht, soweit 
vertraglich nicht etwas anderes bestimmt ist. Hat 
z. B. der Anspruchsgläubiger mit dem Anspruchs-
schuldner im Rahmen eines Kaufvertrages einen Ge-
währleistungsausschluß vereinbart, so muß er diese 
vertragliche Abrede auch hinsichtlich des Aus-
gleichsanspruchs gegen sich gelten lassen. Im Satz 2 
wird die Ausgleichspflicht vom Grad der Verursa-
chung abhängig gemacht. Damit wird sichergestellt, 
daß der herangezogene Grundstückseigentümer den 
Verursacher in Anspruch nehmen kann, der heran
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gezogene Verursacher seine Kosten aber nicht auf 
den Grundstückseigentümer abwälzen kann. Satz 3 
regelt in Anlehnung an § 852 Abs. 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs die Verjährung des Anspruchs. Satz 6 
eröffnet den Rechtsweg zu den ordentlichen Gerich-
ten. 

Zu § 26 (Bußgeldvorschriften) 

Die Vorschrift regelt die Tatbestände, die als Ord-
nungswidrigkeiten mit Geldbuße bedroht sind. 

Die Bußgeldbewehrung der in Absatz 1 aufgeführten 
Verstöße soll zur Erfüllung der durch dieses Gesetz 
begründeten Pflichten anhalten. Die vorgesehenen 
Sanktionen sind erforderlich, um zu gewährleisten, 
daß die Anforderungen des Gesetzes tatsächlich 
beachtet werden. Nur so kann ein wirksamer Schutz 
vor den von Bodenbelastungen und Altlasten aus-
gehenden Gefahren erreicht werden. 

Im einzelnen: 

Mit dem Bußgeldtatbestand in Absatz 1 Nr. 1 soll 
sichergestellt werden, daß die Verpflichteten den in 
einer Rechtsverordnung normierten Anforderungen 
zur Entsiegelung, zum Auf- und Einbringen von 
Materialien auf oder in den Boden sowie zur Boden- 
und Altlastensanierung nachkommen. 

Durch die Regelung in Absatz 1 Nr. 2 soll sicher-
gestellt werden, daß Verpflichtete vollziehbaren An-
ordnungen zur Durchführung von Sanierungs- und 
Beschränkungsmaßnahmen umgehend nachkommen. 

Mit dem Bußgeldtatbestand in Absatz 1 Nr. 3 soll er-
reicht werden, daß Sanierungspläne als Grundlage 
behördlicher Anordnungen zur Altlastensanierung 
ordnungsgemäß erstellt werden und Eigenkontroll-
maßnahmen den behördlichen Anordnungen ent-
sprechend durchgeführt werden. 

Durch die Regelung in Absatz 1 Nr. 4 werden Ver-
stöße gegen § 15 Abs. 3 Satz 1 bußgeldbewehrt. Hier-
durch soll sichergestellt werden, daß die Ergebnisse 
der Eigenkontrollmaßnahmen der gesetzlichen Rege-
lung entsprechend mitgeteilt werden. 

In Absatz 2 ist die Höhe der möglichen Geldbuße ge-
regelt. Der Bußgeldrahmen entspricht dem bei Ver-
stößen gegen sonstiges Umweltrecht üblichen (vgl. 
zum Beispiel § 41 Abs. 2 WHG, § 18 Abs. 2 AbfG, § 62 
Abs. 3 zweiter Halbsatz BImSchG). Soweit es um den 
Verstoß gegen Mitwirkungs-, Untersuchungs- und 
Meldepflichten geht, entspricht ein Bußgeldrahmen 
bis zwanzigtausend Deutsche Mark der Schwere des 
im Ordnungswidrigkeitentatbestandes verkörperten 
Verwaltungsunrechts. Bei vollziehbaren Anordnun-
gen nach § 10 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 4 
Abs. 3 Satz 1 oder 3 bedarf es dagegen einer höheren 
Bußgeldandrohung, um sicherzustellen, daß einer 
Anordnung zur Durchführung von Sanierungs- oder 
Beschränkungsmaßnahmen auch ohne Einsatz von 
Zwangsmitteln Folge geleistet wird. Verzögerungen, 
die bei einem Einsatz von Zwangsmitteln unumgäng-
lich sind, müssen angesichts des Gefahrenpotentials 
bestehender Altlasten im Interesse einer effizienten 
Gefahrenabwehr so weit wie möglich vermieden 
werden. 
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Zu Artikel 2 (Änderung des Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetzes) 

Mit Nummer 1 wird § 36 Abs. 2 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes ein Satz 2 angefügt. Im 
Grundsatz bleibt es gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 bei der 
bisherigen abfallrechtlichen Nachsorge für Abfall-
entsorgungsanlagen. Besteht jedoch bei einer stillge-
legten Deponie der konkrete Verdacht, daß von ihr 
schädliche Bodenveränderungen oder sonstige Ge-
fahren für die Umwelt ausgehen, so finden nach dem 
angefügten Satz 2 die Vorschriften des Bundes-Bo-
denschutzgesetzes Anwendung. Dies bedeutet, daß 
altlastverdächtige Flächen nach den Regelungen die-
ses Gesetzes erfaßt, untersucht, bewe rtet und gege-
benenfalls als Altlast saniert werden. Die Einstufung 
als altlastverdächtige Fläche bildet somit den ent-
scheidenden Schnittpunkt. 

Nach Nummer 2 der Regelung wird § 40 Abs. 1 Satz 2 
des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes gestri-
chen, da unabhängig vom Zeitpunkt 11. Juni 1972 
(Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abfallgesetzes) alt-
lastverdächtige Flächen nach § 15 Abs. 1 des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes von der zuständigen Be-
hörde zu überwachen sind. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes) 

Die Regelung in Nummer 1 präzisiert den Anwen

-

dungsbereich des § 5 Abs. 3 BImSchG und grenzt ihn 

von den Regelungen des BBodSchG ab. Die immis-
sionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige An-
lage ist so zu errichten, zu betreiben und vor allem 
auch so stillzulegen, daß auch nach einer Betriebs-
einstellung von der Anlage keine schädlichen Um-
welteinwirkungen ausgehen und die in Absatz 3 Nr. 1 
und 2 genannten Maßnahmen durchgeführt wer-
den. Damit wird klargestellt, daß die im Rahmen der 
Stillegung durchzuführenden Aufräumungsarbeiten 
(z. B. Reststoffe verwerten und beseitigen, Rohrlei-
tungsanlagen und Tanks entleeren, Staubansamm-
lungen entfernen) von der Pflicht nach § 5 Abs. 3 
BImSchG umfaßt werden. Nachträgliche Anordnun-
gen zur Durchsetzung dieser Pflichten können auf-
grund von § 17 BImSchG nach der in Nummer 2 vor-
gesehenen Regelung nur innerhalb eines Jahres 
nach der Betriebseinstellung angeordnet werden. 
Zum Bodenschutz findet danach nur das BBodSchG 
Anwendung. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Nach Satz 1 tritt das Gesetz am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

Eine nur beschränkte Geltungsdauer scheidet aus, 
weil es sich bei der geregelten Gefahrenabwehr um 
eine Daueraufgabe handelt. Ferner würde eine befri-
stete Regelung oder eine „Regelung auf Probe" der 
Zielsetzung des Gesetzes widersprechen, eine dauer-
hafte Rechtsvereinheitlichung herbeizuführen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 706. Sitzung am 29. No-
vember 1996 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund-
gesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

Zum Gesetzentwurf im ganzen 

1. Der Bundesrat hält es für unverzichtbar, daß die 
Bundesregierung im Zusammenhang mit dem 
Gesetzentwurf die inhaltliche Ausgestaltung des 
künftigen untergesetzlichen Regelwerks zum 
Bundes-Bodenschutzgesetz darlegt. 

Schon allein mit Blick auf die ansonsten weit-
gehend fehlende Vollzugstauglichkeit eines Bun-
des-Bodenschutzgesetzes ist es zwingend gebo-
ten, daß Gesetz und untergesetzliches Regelwerk 
zeitgleich in Kraft treten. Zum anderen können 
aber auch die Kostenauswirkungen eines künfti-
gen Bundes-Bodenschutzgesetzes auf die Länder 
nur dann ausreichend beurteilt werden, wenn 
die inhaltliche Ausgestaltung dieses Regelwer-
kes hinreichend bekannt ist. 

Die bislang übersandten Entwürfe der Verord-
nung und der Anhänge sind noch unvollständig 
und in der jetzigen Form nicht zustimmungs-
fähig. 

2. Der Bundesrat bedauert mit Blick darauf, daß das 
Bundes-Bodenschutzgesetz und das hierzu erfor-
derliche untergesetzliche Regelwerk erhebliche 
- derzeit allerdings nicht konkret bezifferbare – 
Mehrbelastungen für die Länder mit sich bringen 
wird, daß die Bundesregierung bisher auch nicht 
dargelegt hat, wie sie den Ländern die notwendi-
gen Finanzierungsmöglichkeiten für die Bewälti-
gung der neuen Länderaufgaben sowie zur Be-
streitung der daraus resultierenden Mehrausga-
ben eröffnen will . 

3. Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens die mit 
dem Gesetzentwurf verbundenen Kosten präzi-
ser darzustellen, insbesondere die zu erwarten-
den Personal- und Sachkosten für den Verwal-
tungsvollzug. Entsprechende Finanzierungsin-
strumente sind darzustellen und gegebenenfalls 
zu schaffen. Auf die Entschließung des Bundes-
rates  vom 14. Juli 1995, BR-Drucksache 347/95 
(Beschluß), wird verwiesen. 

4. Der Bundesrat stellt daher fest, daß die Gesamt-
konzeption des neuen Bodenschutzrechts und 
seiner Vollziehbarkeit nicht sichtbar ist. Die Bun-
desregierung wird daher aufgefordert, dafür Sor-
ge zu tragen, daß 

- ein zeitgleiches Inkrafttreten von Gesetz und 
untergesetzlichem Regelwerk erfolgt, 

- den Ländern spätestens zum Zeitpunkt des 
zweiten Durchgangs der Gesetzesberatungen 
im Bundesrat ressortabgestimmte Entwürfe 
der zu erlassenden untergesetzlichen Rechts-
normen einschließlich der Anhänge vorgelegt 
werden und 

- die oben dargestellte Finanzierungsfrage zeit-
nah zum Inkrafttreten eines Bundes-Boden-
schutzgesetzes umfassend geregelt ist. 

5. Für den Fall, daß die Bundesregierung diese For-
derungen nicht erfüllt, weist der Bundesrat be-
reits jetzt darauf hin, daß eine Zustimmung zu 
dem Gesetz nicht möglich sein wird. 

6. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die 
Problematik des Ausgleichs für sogenannte Di-
stanz- und Summationsschäden auf Waldflächen 

im Lichte des Urteils des BGH vom 10. Dezember 
1987 Nr. III Zr 220/86 zu prüfen und entsprechen-
de Vorschläge zu unterbreiten. 

7. Die Bundesregierung wird aufgefordert, darauf 
hinzuwirken, daß die dargestellten Mängel des 
Gesetzentwurfs im weiteren Gesetzgebungsver-
fahren beseitigt werden. Im übrigen empfiehlt 
der Bundesrat die nachfolgenden Änderungen: 

Zu den Einzelvorschriften 

8. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 5 Nr. 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 2 Abs. 5 Nr. 1 nach dem 
Wort  „Abfälle" die Wörter „zur Beseitigung" zu 
streichen. 

Begründung 

Die zur Anpassung an die Regelungen des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes gegenüber 
dem Referentenentwurf neu aufgenommene For-
mulierung wirft Probleme bei der Beurteilung 
von Altablagerungen auf, bei denen die ur-
sprüngliche Beseitigungsabsicht nicht mehr 
nachweisbar ist. 

9. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 5 Nr. 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 2 Abs. 5 Nr. 2 wie folgt zu fassen: 

„2. Grundstücke stillgelegter Anlagen und son-
stige Grundstücke, auf denen mit umweltge-
fährdenden Stoffen umgegangen worden ist, 
ausgenommen Anlagen, deren Stillegung 
einer Genehmigung nach dem Atomgesetz 
bedarf, (Altstandorte), ". 
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Begründung 

Durch die Änderung wird der Begriff „Altstand-
ort" so umfassend bestimmt, wie dies für eine 
bundeseinheitliche, sachgerechte und nicht hin-
ter den bisherigen Ländervollzug zurückfallende 
Altlastenbearbeitung erforderlich ist. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Einschrän-
kung engt den Begriff „Altstandorte" und damit 
den Geltungsbereich der bundesrechtlichen 
Regelungen über Altlasten gegenüber den be-
stehenden landesrechtlichen Regelungen erheb-
lich und unsachgemäß ein. Ausgenommen wer-
den insbesondere Bodenbelastungen auf freige-
wordenen militärischen Liegenschaften, aufge-
gebenen Rüstungsbetrieben und Grundstücken 
früher bestandener öffentlicher Einrichtungen 
des Bundes, der sich insoweit eine Sonderstel-
lung einräumt. 

Die in § 22 BBodSchG vorgesehene Regelungs-
befugnis für die Länder kann diesem Mangel 
einer angelegten Rechtszersplitterung und Un-
gleichbehandlung sowie den daraus resultieren-
den erheblichen vollzugspraktischen Problemen 
nicht abhelfen. 

10. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 7 Nr. 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 2 Abs. 7 Nr. 2 nach den Wör-
tern  „Schadstoffe langfristig verhindern" die 
Wörter „oder vermindern" einzufügen. 

Begründung 

In Analogie zu der Begriffsbestimmung für De-
kontaminationsmaßnahmen ist klarstellend zu 
berücksichtigen, daß geeignete Sicherungsmaß-
nahmen einen Schadstoffaustritt zwar sehr weit-
gehend begrenzen, eine „Nullemission" jedoch 
nur selten erreichen können. Das Maß der lang-
fristig zu gewährleistenden Verminderung der 
Schadstoffausbreitung wird durch § 4 Abs. 3 des 
Gesetzentwurfes vorgegeben. 

11. Zu Artikel 1 (§ 2 Abs. 8 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 2 Abs. 8 die Wörter „für 
Mensch und Umwelt" durch die Wörter „für den 
einzelnen oder das Wohl der Allgemeinheit" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Änderungen sind notwendig, um die gleiche 
Terminologie wie in Artikel 1 § 2 Abs. 3 
BBodSchGE zu verwenden. 

12. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 3 der Absatz 1 zu streichen. 

Begründung 

Das Gesetz soll nur Anwendung finden, bei 
schädlichen Bodenveränderungen, die auf einer 
Bodennutzung oder wi rtschaftlichen Tätigkeit 
beruhen, sowie bei Altlasten. Der Zweck des Ge

-

setzes, eine umfassende Regelung der schädli-
chen Bodenveränderungen zu schaffen, wird so-
mit nicht erreicht. Zudem wird es hierdurch beim 
Vollzug häufig zu Abgrenzungsschwierigkeiten 
kommen. Die Einschränkung erscheint auch aus 
verfassungsrechtlichen Gründen nicht geboten. 
Soweit auf das „Bodenrecht" gemäß Artikel 74 
Nr. 18 GG abgestellt wird, ergibt sich nicht zwin-
gend aus der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts eine dera rtige Einschränkung. 
Auch im Referentenentwurf vom 18. August 1995 
wurde noch von einer weiteren Auslegung des 
Begriffs „Bodenrecht" ausgegangen. 

13. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 nach 
den Wörtern „von Abfällen" die Wörter „sowie 
über die Stillegung von Deponien" einzufügen. 

Begründung 

Neben den Vorschriften über die Zulassung und 
den Betrieben von Abfallbeseitigungsanlagen ist 
auch die spezialgesetzliche Regelung nach § 36 
KrW-/AbfG über die Stillegung von Deponien 
aufzunehmen. 

14. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 Nr. 6 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 3 Abs. 2 die Nummer 6 wie 
folgt zu fassen: 

„6. Vorschriften des Zweiten Kapitels des Bun-
deswaldgesetzes und der Forst- und Wald-
gesetze der Länder, " 

Begründung 

Neben dem Bundeswaldgesetz, das nur ein Rah-
mengesetz darstellt, können auch die Forst- und 
Waldgesetze der Länder Vorschriften enthalten, 
die Aspekte des Bodenschutzes zum Regelungs-
gegenstand haben. Insofern entfällt auch für die-
sen Bereich eine Anwendbarkeit des Bundes-Bo-
denschutzgesetzes. 

15. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 und Abs. 2a - neu -
BBodSchG) 

In § 3 sind 

a) in Absatz 2 Nr. 8 die Wörter „über Bau, Ände-
rung, Unterhaltung und Bet rieb von Verkehrs-
wegen oder Vorschriften" zu streichen; und ist 

b) nach Absatz 2 folgender Absatz 2 a - neu - ein-
zufügen: 

„(2 a) Dieses Gesetz findet ferner keine An-
wendung für den Bau, die Änderung, die 
Unterhaltung und den Bet rieb von Verkehrs-
wegen." 

Begründung 

Der Gesetzentwurf in der von der Bundesregie-
rung vorgelegten Fassung sieht vor, daß das 
Bodenschutzgesetz keine Anwendung findet, 
soweit Vorschriften über Bau, Änderung, Unter- 
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haltung und Betrieb von Verkehrswegen die 
Bodennutzung regeln (§ 3 Abs. 2 Nr. 8). In der 
Begründung wird dazu ausgeführt, daß das Ge-
setz nur subsidiär anzuwenden ist. Soweit Fach-
gesetze die vom Bodenschutzgesetz erfaßte Nut-
zung des Bodens bereits regeln, kommt das 
Bodenschutzgesetz nicht zur Anwendung. Zu 
Nummer 8 wird beispielhaft die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung erwähnt, die die Auswirkungen 
des Vorhabens auf den Boden bereits erfaßt (vgl. 
Begründung S. 91, 95). 

Die von der Bundesregierung zu § 3 Abs. 2 Nr. 8 
abgegebene Begründung ist zutreffend. Ver-
kehrswegevorhaben sind grundsätzlich UVP-
pflichtig. Die UVP umfaßt auch die Auswirkun-
gen eines Vorhabens auf den Boden, und zwar 
nicht nur im Hinblick auf die eigentliche Bau-
maßnahme, sondern auch die bet rieblichen Fol-
gen (z. B. Abgasimmissionen durch den Straßen-
verkehr) - vgl. § 2 Abs. 1 und 2 UVPG. 

Im Gesetzentwurf wird allerdings nicht berück-
sichtigt, daß viele Verkehrswege zu einem Zeit-
punkt gebaut und in Bet rieb genommen wurden, 
als eine Pflicht zur Durchführung einer UVP noch 
nicht bestand. In diesen „Altfällen" würde das 
Bodenschutzgesetz bei Maßnahmen zur Unter-
haltung und zum Betrieb des Verkehrsweges 
greifen. Die Verkehrswege befinden sich grund-
sätzlich in der Trägerschaft öffentlicher Körper-
schaften. Auf diese könnten insoweit durch das 
Bodenschutzgesetz Verpflichtungen zukommen, 
deren finanzielle Auswirkungen nicht über-
schaubar sind. In Anbetracht der allgemein 
knappen öffentlichen Mittel sind daher Ver-
kehrswege schlechthin vom Anwendungsbereich 
des Gesetzes auszunehmen. 

16. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 nach 
dem Wort  „Bundes-Immissionsschutzgesetzes" 
die Wörter „und der auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen" einzufügen. 

Begründung 

Auch Rechtsverordnungen nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz können Anforderungen 
zum Bodenschutz enthalten, die den Vorschriften 
des Bodenschutzgesetzes vorgehen sollten. So 
können z. B. bei nicht genehmigungsbedürftigen 
Anlagen Anforderungen zur Vorsorge gegen 
schädliche Bodenveränderungen auf Grund von 
Luftverunreinigungen nach überwiegender Mei-
nung nur durch eine Rechtsverordnung nach § 23 
BImSchG begründet werden. 

17. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 11 - neu - und 
Nr. 12 - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 3 Abs. 2 Satz 1 nach 
Nummer 10 folgende Nummern 11- neu - und 12 
- neu - einzufügen: 

„ 11. Vorschriften des Naturschutzrechts des 
Bundes und der Länder, 

12. Vorschriften des Wasserrechts des Bundes 
und der Länder". 

Begründung 

Der Anwendungsbereich des Bundes-Boden-
schutzgesetzes ist auch eindeutig vom Wasser- 
und Naturschutzrecht abzugrenzen. Beide Rechts-
gebiete beinhalten bereits bodenschutzrelevante 
Vorschriften. Der Bund hat bereits von seiner 
Rahmenkompetenz Gebrauch gemacht. Die Län-
der haben diesen Rahmen durch Landesgesetze 
ausgefüllt. Ein weiterer Regelungsbedarf ist nicht 
erkennbar. 

Auch Bodennutzungen und wirtschaftliche Tätig-
keiten auf Grundlage naturschutz- und wasser-
rechtlicher Vorschriften sind vom Regelungsbe-
reich des Gesetzes auszunehmen, da für Boden-
abbauvorhaben, die einer Genehmigung nach 
naturschutz- oder wasserrechtlichen Vorschriften 
bedürfen, ansonsten eine problematische Kon-
kurrenz zu Bodenabbauvorhaben nach berg-
rechtlichen Vorschriften entsteht. Die Berück-
sichtigung der Belange dieses Gesetzes erfolgt 
im Rahmen der Zulassungen als Belange des 
Wohls der Allgemeinheit. 

18. Zu Artikel 1 (§ 3 Abs. 3 Satz 2 und 3 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 3 Abs. 3 die Sätze 2 und 3 
wie folgt zu fassen: 

„Zur näheren Bestimmung der immissionsschutz-
rechtlichen Vorsorgepflichten sind die in einer 
Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 2 festgelegten 
Werte heranzuziehen, sobald in einer Rechtsver-
ordnung oder in einer Verwaltungsvorschrift des 
Bundes bestimmt worden ist, welche Zusatzbela-
stungen durch den Betrieb einer Anlage nicht als 
ursächlicher Beitrag zum Entstehen schädlicher 
Bodenveränderungen anzusehen sind. In der 
Rechtsverordnung oder der Verwaltungsvor-
schrift soll gleichzeitig geregelt werden, daß bei 
Unterschreitung bestimmter Emissionsmassen-
ströme auch ohne Ermittlung der Zusatzbela-
stung davon auszugehen ist, daß die Anlage 
nicht zu schädlichen Bodenveränderungen bei-
trägt. " 

Begründung 

In einer Rechtsverordnung oder einer Verwal-
tungsvorschrift nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz kann die Irrelevanz von Zusatzbe-
lastungen und die Unbeachtlichkeit von (Baga-
tell-)Massenströmen nur geregelt werden, soweit 
sich die Pflichten zur Vorsorge gegen schädliche 
Bodenveränderungen aus dem Immissions-
schutzrecht ergeben. Nach der Vorrangklausel in 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 der Vorlage soll das Bundes-Im-
missionsschutzgesetz bei Errichtung und Bet rieb 
von Anlagen nur gelten, soweit es Anforderun-
gen zu Vorsorge, Abwehr und Sanierung bei 
schädlichen Bodenveränderungen enthält. Das 
ist bei genehmigungsbedürftigen Anlagen der 
Fall in bezug auf 
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- Abwehr von und Vorsorge gegen schädliche 
Bodenveränderungen durch Immissionen und 

- Abwehr von sonstigen Gefahren für den Bo-
den. 

Bei nichtgenehmigungsbedürftigen Anlagen ist 
die Abwehr von schädlichen Bodenveränderun-
gen durch Immissionen stets erfaßt, die Vorsorge 
jedenfalls dann, wenn sich eine Rechtsverord-
nung nach § 23 BImSchG hierauf erstreckt. Der 
Schutz vor sonstigen Gefahren und die Vorsorge 
hiergegen werden im BImSchG nicht geregelt. 
Es bleiben demnach auch bei Anlagen im Sinne 
des BImSchG bedeutsame Anwendungsfelder 
für das Bodenschutzgesetz. Irrelevanz- oder Ba-
gatellregelungen gehören insoweit in das Boden-
schutzgesetz. Im Hinblick auf die weniger stren-
ge Fassung des § 7 BBodSchG im Vergleich zum 
BImSchG erscheinen sie jedoch sachlich nicht 
geboten. Eine Beschränkung des § 3 Abs. 3 Satz 2 
und 3 auf die vom Bundes-Immissionsschutzge-
setz erfaßten Bereiche ist deshalb ausreichend. 

19. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. 3 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 4 Abs. 3 Satz 1 nach den 
Wörtern „oder Altlast" die Wörter „sowie dessen 
Gesamtrechtsnachfolger" einzufügen. 

Begründung 

Die Aufnahme des Gesamtrechtsnachfolgers des 
Verursachers in den Kreis der Verpflichteten soll 
einerseits dem Verursacherprinzip stärker Rech-
nung tragen, zum anderen klärt sie für den An-
wendungsbereich des Gesetzes die bislang um-
strittene Rechtsfrage, ob eine Gesamtrechtsnach-
folge in die abstrakte Verhaltensverantwortlich-
keit stattfindet. 

Die Änderung gleicht das Bundes-Bodenschutz-
gesetz an die Rechtslage der Mehrheit der Län-
der an, die bereits eigene Bodenschutz- oder Alt-
lastengesetze erlassen haben. 

20. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. 3 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 4 Abs. 3 Satz 1 nach den 
Wörtern „über ein Grundstück" die Wörter „so-
wie ehemalige Grundstückseigentümer, es sei 
denn, daß sie die Verunreinigung während der 
Zeit ihres Eigentums oder des Besitzes weder 
kannten noch kennen mußten," einzufügen. 

Begründung 

Die im Entwurf zu § 4 Abs. 3 enthaltenen traditio-
nellen Verantwortlichkeitsregelungen aus dem 
Polizeirecht sind insbesondere für die spezifi-
schen Belange der Altlastenbehandlung nicht 
ausreichend. Sie sind, entsprechend § 12 Hes-
sisches Altlastengesetz, durch die Haftung des 
Voreigentümers, der Kenntnis von einer Altlast 
hatte, zu ergänzen. Durch diese Regelung wird 
es möglich, Spekulations- und Umgehungsge-
schäften sowie den Dereliktionsfällen zu begeg-
nen. 

21. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. 3 Satz 4 - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 4 Abs. 3 nach Satz 3 folgender 
Satz anzufügen: 

„Zur Sanierung nach Satz 1 ist auch verpflichtet, 
wer aus handelsrechtlichem, gesellschaftsrecht-
lichem oder sonstigem Rechtsgrund für eine juri-
stische Person einzustehen hat, der ein Grund-
stück, das mit einer schädlichen Bodenverunrei-
nigung oder einer Altlast belastet ist, gehört, und 
wer das Eigentum an einem solchen Grundstück 
aufgibt. " 

Begründung 

Die Bestimmung paßt das klassische System des 
Ordnungsrechts, das die Sanierungsverantwort-
lichkeit an die Verhaltens- und die Zustandsver-
antwortlichkeit anknüpft, an die durch das bür-
gerliche und das Handels- und Gesellschafts-
recht eingeräumten Handlungsmöglichkeiten an. 
Damit wird der Gleichlauf zwischen dem zur Ge-
währleistung des Bodenschutzes zur Verfügung 
stehenden ordnungsrechtlichen Instrumentarium 
und den rechtsgeschäftlichen Befugnissen der 
Sanierungsverantwortlichen sichergestellt. 

Geregelt wird zum einen die Sanierungsverant-
wortlichkeit im Falle einer Einstandspflicht für 
eine juristische Person, die Eigentümerin eines 
kontaminierten Grundstücks oder Inhaberin der 
tatsächlichen Gewalt über ein solches Grund-
stück ist. In Betracht kommen hier insbesondere 
Fälle gesellschaftsrechtlicher Durchgriffshaftung 
wegen Unterkapitalisierung oder qualifizierter 
Konzernabhängigkeit. 

Nach Absatz 3 sanierungspflichtige unterkapita-
lisierte Kapitalgesellschaften entstehen vor allem 
durch Ausgründungen von Unternehmensteilen 
in neue Kapitalgesellschaften, die nur mit dem 
gesetzlich vorgeschriebenen Mindestkapital aus-
gestattet sind und denen die kontaminierten Flä-
chen vom ausgründenden Unternehmen übertra-
gen werden. Hierzu zählt z. B. die Einschaltung 
von unterkapitalisierten Betriebsführungsgesell-
schaften. Erfaßt werden auch Fälle von Unter-
nehmensspaltungen und -veräußerungen, in de-
ren Vollzug bei dem ursprünglichen Unterneh-
men als wesentliche Vermögenswerte nur konta-
minierte Flächen verbleiben. Der Tatbestand der 
Unterkapitalisierung, der wegen objektiven Miß-
brauchs der gesellschaftsrechtlichen Organisa-
tionsformen zum Durchgriff auf die Gesellschaf-
ter berechtigt, kann sich hierbei vielfach bereits 
aus dem Umstand ergeben, daß die Sanierungs-
aufwendungen für die kontaminierten Flächen in 
die Bilanz des Unternehmens als Passiva einzu-
stellen sind, denen keine wesentlichen Vermö-
genswerte als Aktiva gegenüberstehen. 

Durch die Unterkapitalisierung wird das Unter-
nehmen außerstande gesetzt, seinen Sanierungs-
pflichten nach Absatz 3 ausreichend nachzukom-
men. Ohne den vorgesehenen ordnungsrechtli-
chen Durchgriff auf die Gesellschafter der unter-
kapitalisierten Gesellschaft würden diese im Er- 
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gebnis von der Sanierungspflicht entlastet, die sie 
ohne Einschaltung der unterkapitalisierten Gesell-
schaft tragen müßten und regelmäßig auch könn-
ten; zugleich würden die Sanierungsaufwendun-
gen faktisch auf die öffentliche Hand abgewälzt. 

Das gleiche gilt für die Fälle einer qualifizierten 
Konzernabhängigkeit der Gesellschaft, der die 
kontaminierten Grundstücke gehören. Der ob-
jektive Mißbrauch der beherrschenden Gesell-
schaftserstellung ohne Rücksichtnahme auf die 
Belange der abhängigen Gesellschaft begründet 
das Vorliegen eines qualifizierten Konzerns (vgl. 
zuletzt grundlegend BGH ZIP 1993, 589). Das 
herrschende Unternehmen ist dann zum Aus-
gleich der Verluste der abhängigen Gesellschaft 
verpflichtet. Unter den vorgesehenen Vorausset-
zungen besteht eine Sanierungspflicht des herr-
schenden Unternehmens. Somit wird eine Har-
monisierung der gesellschaftsrechtlichen und der 
ordnungsrechtlichen Rechtsfolgen des Vorlie-
gens eines qualifizierten Konzerns erreicht. 

Zum anderen wird eine Sanierungspflicht desje-
nigen geregelt, der das Eigentum an dem konta-
minierten Grundstück aufgibt. Die Ordnungs-
pflicht bei Dereliktion ist bereits den  meisten lan-
desrechtlichen Regelungen bekannt (nur die 
Länder Baden-Württemberg und Sachsen haben 
keine entsprechende Regelung). Insofern wird 
die derzeitige materielle Rechtslage im wesentli-
chen nachgezeichnet und somit eine Abwälzung 
des Sanierungsaufwandes auf die öffentliche 
Hand verhindert. 

22. Zu Artikel 1 (§ 4 Abs. 4 a - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 4 nach Absatz 4 folgender 
Absatz 4 a einzufügen: 

„ (4 a) Die zuständige Behörde kann Maßnah-
men nach diesem Gesetz selbst durchführen oder 
durchführen lassen, wenn 

1. der Sanierungsplan nach § 13 nicht, nicht in-
nerhalb der von der Behörde gesetzten Frist 
oder fachlich unzureichend erstellt worden ist, 

2. ein nach § 4 Abs. 3 Verpflichteter nicht oder 
nicht rechtzeitig herangezogen werden kann 
oder 

3. auf Grund der großflächigen Ausdehnung der 
schädlichen Bodenveränderung oder der Alt-
last, der auf der Altlast beruhenden weiträumi-
gen Gewässerverunreinigung oder auf Grund 
der Anzahl der nach § 4 Abs. 3 Verpflichteten 
ein koordiniertes Vorgehen erforderlich ist. " 

Als Folge  ist in Artikel 1 § 14 zu streichen. 

Begründung 

Die Möglichkeit der Behörden, Maßnahmen 
selbst durchzuführen sind in § 14 des Entwurfes 
auf das Stadium der Sanierungsplanung be-
schränkt. Nach § 14 Nr. 2 sind Maßnahmen im 
Rahmen einer unmittelbaren Ausführung eben-
falls nur für das Stadium der Sanierungsplanung 
vorgesehen. Die Einschränkung auf die Sanie

-

rungsplanung erscheint ebensowenig sachge-
recht wie die Beschränkung lediglich auf Alt-
lasten. 

Insbesondere bei einer großflächigen Ausdeh-
nung einer Altlast und bei einer bewohnten Alt-
last nach Nummer 3 ist jedoch bereits im Stadium 
der Gefährdungsabschätzung nach § 9 Abs. 2 ein 
koordiniertes Vorgehen erforderlich. Durch die 
Änderung soll gewährleistet werden, daß die be-
hördliche Ausführung von Maßnahmen - auf der 
Grundlage definierter Voraussetzungen - wäh-
rend des gesamten Erkundungs- und Sanie-
rungsverfahrens und sowohl bei Altlasten als 
auch bei schädlichen Bodenverunreinigungen 
möglich wird. 

Aus systematischen Gründen ist die erweiterte 
Regelung in § 4 aufzunehmen, § 14 ist zu strei-
chen. 

23. Zu Artikel 1 (§ 5 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 5 der letzte Satzteil nach den 
Wörtern „im Widerspruch zu planungsrecht-
lichen Festsetzungen steht, " wie folgt zu fassen: 

„den Boden zu entsiegeln und in seinen Funktio-
nen soweit wie möglich und zumutbar wieder 
herzustellen, soweit nicht andere Belange des 
Bodenschutzes entgegenstehen. " 

Begründung 

Die Zielrichtung dieser Regelung sollte klar auf 
die Entsiegelung bzw. Wiederherstellung von Bo-
denfunktionen abstellen und die unklare Formu-
lierung „zu erhalten" vermeiden. Weiterhin sind 
Fälle, in denen eine Versiegelung als Schutzmaß-
nahme dient, auszunehmen. 

24. Zu Artikel 1 (§ 5 BBodSchG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, die Vor-
schrift und ihre Begründung zur Entsiegelung 
mit folgenden Zielen zu konkretisieren: 

- Präzisierung der möglichen Anwendungsbe-
reiche, da die Vorschrift für den Regelfall einer 
Überbauung nach § 3 des Entwurfs nicht gilt; 

- Angabe der zu erwartenden Regelungsfälle; 

- Schätzung der absehbaren Kosten für Grund-
eigentümer. 

Begründung 

Eine Entsiegelungspflicht ist notwendig, da sie 
die Flächeninanspruchnahme auf ein notwendi-
ges Maß reduzieren hilft. Ihre Verankerung im 
Bodenschutzgesetz bedarf jedoch der Konkreti-
sierung, um sie handhabbar zu machen. 

25. Zu Artikel 1 (§ 6 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 6 wie folgt zu ändern: 

a) Die Wörter „in ihnen enthaltenen Schadstoffe" 
sind durch die Wörter „Schadstoffgehalte und 
sonstiger Eigenschaften" zu ersetzen. 
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b) In Nummer 1 sind nach dem Wort  „Beschaf-
fenheit" die Wörter „der Mate rialien und" ein-
zufügen. 

Begründung 

An das Auf- und Einbringen von Materialien auf 
oder in Böden müssen nicht nur hinsichtlich der 
Schadstoffe, sondern auch hinsichtlich anderer 
Eigenschaften Anforderungen gestellt werden. 
Diese können sich z. B. auf die physikalische (Bo-
dengefüge) oder biologische (Bodenorganismen) 
Beschaffenheit des Bodens auswirken. 

26. Zu Artikel 1 (§ 7 Überschrift BBodSchG) 

In Artikel 1 § 7 ist in der Überschrift das Wo rt 
 „Vorsorgegrundsatz" durch das Wort  „Vorsorge-

pflicht" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Regelung ist als Pflicht ausgestaltet und 
sollte deshalb auch als solche benannt werden. 
Der Normadressat erhält insoweit mehr Klarheit. 

27. Zu Artikel 1 (§ 7 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 7 Satz 1 wie folgt zu ändern: 

a) Nach den Wörtern „Der Grundstückseigentü-
mer" ist das Wort  „und" durch ein Komma zu 
ersetzen. 

b) Nach den Wörtern „über ein Grundstück" ist 
folgender Text einzufügen: „und derjenige, 
der Maßnahmen trifft, die zu Veränderungen 
der Bodenbeschaffenheit führen können,". 

Begründung 

Eine dem Zweck des Gesetzes entsprechende 
Vorsorgepflicht muß auch für den Verursacher 
einer möglichen schädlichen Bodenveränderung 
gelten. 

28. Zu Artikel 1 (§ 7 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 7 Satz 1 nach den Wörtern 
„Vorsorge gegen" die Wörter „das Entstehen" 
einzufügen und das Wort  „schädliche" durch das 
Wort  „schädlicher" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, daß die 
Vorsorge auf zukünftige Einwirkungen ausge-
richtet ist. 

29. Zu Artikel 1 (§ 7 Satz 6 - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist nach Satz 5 folgender Satz anzu-
fügen: 

„Die Vorsorge für das Grundwasser richtet sich 
nach wasserrechtlichen Vorschriften. " 

Begründung 

Um auch weiterhin den flächendeckenden Grund-
wasserschutz zu gewährleisten, ist die Ergän-
zung erforderlich. 

30. Zu Artikel 1 (§ 7 BBodSchG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im Zuge der 
Beratungen klarzustellen, daß Vorsorgemaßnah-
men gemäß § 7 von Eigentümern forstwirtschaft-
lich genutzter Grundstücke oder den Inhabern 
der tatsächlichen Gewalt nicht verlangt werden 
bei diffusen Einträgen, die sie nicht zu vertreten 
haben, auçh wenn es im Zuge forstwirtschaftli-
cher Nutzung gegebenenfalls zu einem verstärk-
ten „Auskämmen" von luftgetragenen Schad-
stoffen durch die Bäume und damit zu schäd-
lichen Bodenveränderungen kommen kann. 

31. Zu Artikel 1 (§ 8 Abs. 1 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 8 Abs. 1 Satz 1 das Wort „be-
hördliche" zu streichen. 

Begründung 

Eine Differenzierung der Anforderungen zwi-
schen behördlicher und nichtbehördlicher Tätig-
keit erscheint nicht sachgerecht. Die auf der Er-
mächtigung des § 8 Abs. 1 Satz 1 BBodSchG be-
ruhenden Vorschriften zur Untersuchung und 
Bewertung von Verdachtsflächen, schädlichen 
Bodenveränderungen, altlastverdächtigen Flä-
chen und Altlasten sollten daher unmittelbare 
Gültigkeit auch für die vom Verpflichteten selbst 
oder in dessen Auftrag vorgenommenen Unter-
suchungen und Bewe rtungen besitzen. 

32. Zu Artikel 1 (§ 9 Abs. 1 Satz 1 und § 9 Abs. 2 
Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 9 wie folgt zu ändern: 

a) In § 9 Abs. 1 Satz 1 sind die Wörter „oder eine 
hierdurch verursachte Gewässerverunreini-
gung" zu streichen. 

b) In § 9 Abs. 2 Satz 1 sind die Wörter „oder einer 
hierdurch verursachten Gewässerverunreini-
gung " zu streichen. 

Begründung 

Das Wasserrecht enthält abschließenden Rege-
lungen zum Umgang mit Gewässerverunreini-
gungen. Soweit im Zusammenhang mit der Er-
mittlung von schädlichen Bodenveränderungen 
oder der Durchführung von Gefährdungsab-
schätzungen oder Bodensanierungen ein Bedarf 
für ergänzende Regelungen besteht, ist das Was-
serrecht entsprechend zu ändern. Die Neurege-
lung eines Teilbereiches des Wasserrechts in die-
sem Gesetz stößt auf verfassungsrechtliche Be-
denken. 
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33. Zu Artikel 1 (§ 9 Abs. 1 Satz 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 9 Abs. 1 Satz 2 der Satzteil 
nach den Wörtern „Prüfwerte überschritten," wie 
folgt zu fassen: 

„soll die zuständige Behörde die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um festzustellen, ob ...". 

Begründung 

Klarstellung, daß die nach Prüfwertüberschrei-
tung notwendigen Maßnahmen auch gegenüber 
Dritten angeordnet werden können. 

34. Zu Artikel 1 (§ 9 Abs. 1 nach Satz 3 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 9 Abs. 1 nach Satz 3 folgender 
Satz anzufügen: 

„Der Grundstückseigentümer und der Inhaber 
der tatsächlichen Gewalt sind über die getroffe-
nen Feststellungen und über die Ergebnisse der 
Bewertung auf Antrag schriftlich zu unterrich-
ten. " 

Begründung 

Die Betroffenen haben ein berechtigtes Interesse, 
die Ergebnisse der Untersuchung und Bewer-
tung nach § 9 Abs. 1 zu erfahren. Dies gilt vor 
allem auch für den Fall, daß die Untersuchung 
günstige Feststellungen trifft. In diesem Fall 
kann der Betroffene nachweisen, daß dem 
Grundstück der Makel, der bereits durch das Er-
mittlungsverfahren entstanden ist, nicht mehr 
anhaftet. In diesem Fall würde das Grundstück 
wieder verkehrsfähig. Der Betroffene sollte des-
halb einen Anspruch auf entsprechende Informa-
tion erhalten. 

35. Zu Artikel 1 (§ 9 BBodSchG) 

Die Bundesregierung wird gebeten, beim Erlaß 
der Rechtsverordnungen in Ausgestaltung des § 9 
die Prüf-, Maßnahmen- und Vorsorgewerte mit 
den regionalen Hintergrundwerten zu verknüp-
fen. 

Begründung 

Hohe Schwermetallgehalte sind in bestimmten 
Gebieten geogen bedingt. Dies ist bei der Fest-
legung von Werten und Maßnahmen zu berück-
sichtigen. Dadurch bedingte Überschreitungen 
der oben genannten Werte dürfen nicht zur An-
ordnung von Maßnahmen führen. Gefahren für 
die Umwelt werden im wesentlichen durch an-
thropogene Einträge verursacht. Nur beim Auf-
treten tatsächlicher Gefahren für die Umwelt und 
das Allgemeinwohl darf eine Verpflichtung für 
Maßnahmen ausgelöst werden. 

36. Zu Artikel 1 (§ 10 Abs. 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 10 der Absatz 2 zu streichen. 

Begründung 

Die Sonderstellung land- und forstwirtschaftli-
cher Bodennutzer durch § 10 Abs. 2 führt zu einer 
Entschädigung dieser Gruppe unterhalb der 
Schwelle der Sozialbindung, zu der anderen 
Gruppierungen der Zugang verwehrt bleibt. Die 
inhaltlich nicht gerechtfertigte Bevorzugung der 
Land- und Forstwirte vor anderen Grundstücks-
eigentümern ist aus Gründen des Gleichheits-
gebotes nicht akzeptabel. Daneben widersp richt 
sie dem Verursacherprinzip, nach dem der Aus-
gleichsanspruch zuerst gegen den Verursacher 
der Bodenverunreinigung zu stellen wäre. Die 
zwingende Zahlungsverpflichtung der Behörde 
bei der Anordnung von Nutzungsbeschränkun-
gen ist angesichts der finanziellen Situation der 
Länder zudem ohne die Eröffnung von Finanzie-
rungsmöglichkeiten durch die Bundesregierung 
nicht hinnehmbar, die Regelung ist auch aus die-
sem Grunde zurückzuweisen. 

Bekanntermaßen sind z. B. die Verursacher von 
Bodenverunreinigungen im Zusammenhang mit 
legal betriebenen Tankstellen oder chemischen 
Reinigungen auch dann für die Sanierungs-
kosten verantwortlich, wenn der Bet rieb den für 
die Betriebsgenehmigung geltenden Anforde-
rungen entsprochen hat und trotzdem schädliche 
Bodenveränderungen eingetreten waren. Glei-
ches muß aus bodenschutzrechtlichen Gesichts-
punkten auch für die Landwirtschaft gelten. 

Soweit die Landwirtschaft aus agrarpolitischen 
Überlegungen heraus von diesen Kosten entla-
stet werden soll, kann dies nicht zu Lasten der 
Länder gehen, sondern muß aus dem Bundes-
haushalt finanziert werden. 

37. Zu Artikel 1 (§ 11 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 11 wie folgt zu fassen: 

„§ 11 

Erfassung 

Die Länder können die Erfassung der Altlasten 
und altlastverdächtigen Flächen regeln. " 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. In der Formulierung 
sollte zum Ausdruck kommen, daß eine landes-
rechtliche Öffnungsklausel im Rahmen der kon-
kurrierenden Gesetzgebung von Bund und Län-
dern gemeint ist. 

38. Zu Artikel 1 (§ 12 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 12 Satz 1 nach den Wörtern 
„zur Sanierung der Altlast" die Wörter „und die 
nach § 9 Abs. 2 Satz 1" einzufügen. 

Begründung 

Die Betroffenen müssen bereits zum Zeitpunkt 
der Untersuchungen nach § 9 Abs. 2 die Mög-
lichkeit erhalten, sich über ihre Belange berüh-
rende Maßnahmen zu informieren. 
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39. Zu Artikel 1 (§ 13 Abs. 1 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 13 Abs. 1 Satz 1 der Satzteil 
vor der Nummer 1 wie folgt zu fassen: 

„ (1) Die zuständige Behörde kann von einem 
nach § 4 Abs. 3 zur Sanierung der Altlast Ver-
pflichteten die notwendigen Untersuchungen zur 
Entscheidung über Art  und Umfang der nach § 4 
Abs. 3 erforderlichen Maßnahmen (Sanierungs-
untersuchungen) sowie die Vorlage eines Sanie-
rungsplans verlangen, der insbesondere". 

Begründung 

Die Vollzugspraxis der Länder zeigt, daß das Er-
fordernis von Sanierungsuntersuchungen häufi-
ger ist als die Notwendigkeit, die Vorlage eines 
Sanierungsplans zu verlangen. Für die Entschei-
dung über die Notwendigkeit einer Sanierungs-
untersuchung einerseits und eines Sanierungs-
plans andererseits gelten überdies abweichende 
Kriterien. Es ist deshalb nicht sachdienlich und 
problemadäquat für behördliche Entscheidungen 
gleiche Voraussetzungen zu nennen. 

Die im Gesetzentwurf genannten allgemeinen 
Eingriffsvoraussetzungen gehen für Sanierungs-
untersuchungen zu weit und stellen in ihrer ab-
strakten und ausdeutbaren Form ein erhebliches 
Vollzugserschwernis dar. 

Die Entscheidung, ob Sanierungsuntersuchun-
gen oder die Vorlage eines Sanierungsplans ver-
langt werden soll, sollte ohne Nennung besonde-
rer Voraussetzungen dem pflichtgemäßen Ermes-
sen der zuständigen Behörde überlassen bleiben. 
Nur auf diese Weise ist es möglich, die behörd-
liche Entscheidung auf die konkreten Gegeben-
heiten des Einzelfalls abzustellen. Unter dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz ist nicht zu besor-
gen, daß die zuständige Behörde Sanierungs-
untersuchungen oder die Vorlage eines Sanie-
rungsplans verlangt, wenn in einem einfach ge-
lagerten Fall  bestimmte Maßnahmen zur Sanie-
rung auf der Hand liegen. 

40. Zu Artikel 1 (§ 13 Abs. 4 a - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 13 nach Abs. 4 folgender 
Absatz 4 a - neu - einzufügen: 

„ (4 a) Soweit entnommenes Bodenmaterial im 
Bereich derselben Altlast wieder eingebracht 
werden soll, bedarf es neben einem nach 
Absatz 3 für verbindlich erklärten Sanierungs-
plan keiner Zulassung nach anderen Gesetzen, 
wenn die Verbindlichkeit des Sanierungsplans 
unter Bedingungen erteilt oder mit Auflagen ver-
bunden wird, durch die Gefahren, erhebliche 
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den 
einzelnen oder die Allgemeinheit vermieden 
werden. In Fällen, in denen ein Sanierungsplan 
nach § 22 Abs. 2 letzter Satzteil Nummer 1 ver-
langt wird, gilt Satz 1 entsprechend." 

Begründung 

Unklarheiten über die Reichweite des Abfall-
rechts und die förmlichen Vorschriften des Ab-
fallrechts führen bei der Sanierung von Altlasten, 
soweit die Sanierungskonzepte auch erforder-
liche Umlagerungen im Standortbereich beinhal-
ten (z. B. zur Konzentration von Sicherungsmaß-
nahmen), häufig zu erheblichen Erschwernissen 
und Verzögerungen. Durch die vorgeschlagene 
Ergänzung würde Rechtsklarheit geschaffen wie 
auch Verfahrensvereinfachung und -beschleuni-
gung erreicht, ohne daß die materiellen Anforde-
rungen an eine derartige Umlagerung verringert 
würden. Es würden im Gegenteil an alle Umlage-
rungen gleich hohe Anforderungen gestellt. 

Entsprechendes soll gelten, wenn auf bestimm-
ten Verdachtsflächen, die keine altlastenver-
dächtigen Flächen und Altlasten sind, Sanie-
rungspläne erstellt werden sollen. 

41. Zu Artikel 1 (§ 15 Abs. 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 15 Abs. 2 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind die Wörter „ , soweit erforder-
lich, " zu streichen. 

b) Nach Satz 2 ist folgender Satz einzufügen: 

„Die zuständige Behörde kann eine länger-
fristige Aufbewahrung anordnen, soweit dies 
im Einzelfall erforderlich ist. " 

Begründung 

Eigenkontrollmaßnahmen können bei Vorliegen 
einer Altlast immer angeordnet werden. Des wei-
teren muß es in der Entscheidungsbefugnis der 
zuständigen Behörde bleiben, wie lange altla-
stenrelevante Unterlagen aufzubewahren sind. 

42. Zu Artikel 1 (§ 17 Abs. 1 Satz 3 - neu - 
BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 17 Abs. 1 nach Satz 2 folgen-
der Satz einzufügen: 

„Die nach Landesrecht für die Landwirtschaft zu-
ständige Behörde kann Maßnahmen anordnen, 
die zur Erfüllung der in Absatz 2 genannten An-
forderungen erforderlich sind." 

Begründung 

Mit einer solchen Generalklausel wird es .mög-
lich, den Regelungsinhalt des § 17 vollziehbar zu 
gestalten. Bisher fehlt eine vollziehbare Rechts-
norm, die es ermöglicht, bei Nichteinhaltung der 
„Guten fachlichen Praxis", einschreiten zu kön-
nen. 

43. Zu Artikel 1 (§ 17 Abs. 2 Satz 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 17 Abs. 2 Satz 2 nach den Wör-
tern  „Praxis gehört" das Wo rt  „insbesondere" 
einzufügen. 
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Begründung 

Die in § 17 Abs. 2 aufgeführten einzelnen Merk-
male der „guten fachlichen Praxis" sind und kön-
nen nicht vollständig sein und sollten vor allem 
auch einer Weiterentwicklung der guten fachli-
chen Praxis oder neuen Erkenntnissen geöffnet 
sein. Mit dem Wort  „insbesondere" wird daher 
klargestellt, daß es sich nicht um einen abge-
schlossenen Katalog von Merkmalen handelt. 

44. Zu Artikel 1 (§ 17 Abs. 2 Nr. 7 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 17 Abs. 2 Nr. 7 das Wort 
 „und" durch die Wörter „oder durch" zu erset-

zen. 

Begründung 

Die Erhaltung des standorttypischen Humusge-
haltes des Bodens kann sowohl durch eine aus-
reichende Zufuhr an organischer Substanz als 
auch durch Reduzierung der Bearbeitungsinten-
sität erhalten werden. Eine zwangsläufige Ver-
knüpfung beider Maßnahmen ist sachlich nicht 
geboten. 

45. Zu Artikel 1 (§ 17 Abs. 2 Nr. 8 - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 17 Abs. 2 nach Nummer 7 fol-
gende Nummer 8 - neu - einzufügen: 

„ 8. Schadstoffgehalte bewirtschaftungsbedingt 
nicht nachhaltig ansteigen sollen. " 

Begründung 

Zur guten fachlichen Praxis gehört auch die Ver-
meidung des nachhaltigen Anstiegs der Schad-
stoffgehalte im Boden. Schwerpunkt des Bundes

-

Immissionsschutzgesetzes ist der Schutz des 
Bodens vor schädlichen Veränderungen durch 
Schadstoffe. § 17 Abs. 2 ist daher entsprechend 
zu ergänzen. 

46. Zu Artikel 1 (§ 18 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 18 wie folgt zu fassen: 

„§ 18 

Sachverständige und Untersuchungsstellen 

(1) Die Bundesregierung bestimmt nach Anhö-
rung der beteiligten Kreise (§ 21) durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Anforderungen, denen Sachverständige und 
Untersuchungsstellen, die Aufgaben nach die-
sem Gesetz wahrnehmen, hinsichtlich der Sach-
kunde, Durchführung von Weiterbildungsmaß-
nahmen, Zuverlässigkeit der verantwortlich han-
delnden Personen und gerätetechnischen Aus-
stattung genügen müssen, und regelt das Verfah-
ren zur Anerkennung, Überwachung und Über-
prüfung einschließlich der Verpflichtung zur Teil-
nahme an Ringversuchen und anderen Maßnah-
men zur analytischen Qualitätssicherung sowie 
die Vergütung und Auslagenerstattung. 

(2) Die zuständige oberste Landesbehörde gibt 
die Sachverständigen und Untersuchungsstellen, 

die die Anforderungen nach Absatz 1 erfüllen, 
bekannt. 

(3) Die zuständige Behörde ist befugt, Einzel-
heiten über Art  und Umfang der wahrzunehmen-
den Aufgaben und die Vorlage der Ergebnisse 
der Sachverständigentätigkeit und der Untersu-
chungsstellen festzulegen. " 

Begründung 

Die von der Bundesregierung beschlossene Fas-
sung des § 18 reicht nicht aus, um eine qualifi-
zierte, bundeseinheitliche und für den Vollzug 
des Gesetzes grundlegende Sachverständigen-
tätigkeit durch Dritte sicherzustellen. 

Die geänderte Fassung des § 18 schafft dafür 
unter Beachtung der vom Bund in Anspruch ge-
nommenen Gesetzgebungskompetenz die Vor-
aussetzungen und erstreckt sich auch auf Unter-
suchungsstellen. 

Die Verordnungsermächtigung dient im übrigen 
der Verwaltungsvereinfachung, da durch sie ein 
aufwendiges Abstimmungsverfahren unter den 
Ländern vermieden wird. Der Einfluß der Länder 
auf die Fassung der Verordnung wird durch das 
Erfordernis der Zustimmung durch den Bundes-
rat gesichert. 

47. Zu Artikel 1 (§ 19 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 19 wie folgt zu fassen: 

„§ 19 
Datenübermittlung 

(1) Soweit eine Datenübermittlung zwischen 
Bund und Ländern zur Erfüllung der jewei ligen 
Aufgaben dieses Gesetzes notwendig ist, werden 
Umfang, Inhalt und Kosten des gegenseitigen 
Datenaustausches in einer Verwaltungsvereinba-
rung zwischen Bund und Ländern geregelt. 

(2) Der Bund kann unter Verwendung der von 
Ländern übermittelten Daten ein länderübergrei-
fendes Bodeninformationssystem für Bundesauf-
gaben einrichten. " 

Begründung 

Unter Berücksichtigung des vom Bund und allen 
Ländern angestrebten Ziels einer schlanken Ver-
waltung muß auch im Bundes-Bodenschutzge-
setz sichergestellt werden, daß der Verwaltungs-
aufwand auf das absolut notwendige Maß zum 
Vollzug dieses Gesetzes reduziert wird. 

Da die Länder dieses Gesetz vollziehen, genügt 
es, wenn dort  die erforderlichen Daten für den 
tatsächlichen Anwendungsbereich dieses Geset-
zes gemäß § 3 zur Verfügung stehen. Eine Daten-
sammlung auf Bundesebene, wie sie mit dem 
Entwurf in § 19 angestrebt wird, wobei insbeson-
dere auf die praktisch allumfassende Begriffsbe-
stimmung der Bodenfunktion in § 2 Abs. 2 hinge-
wiesen wird, führt zu einem ungerechtfertigten, 
unnötigen und restlos überzogenen Aufwand in 
den Ländern und würde zu einem Datenpool des 
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Bundes führen, der nur auf Grund von entspre-
chenden Bestimmungen der Europäischen Union 
gerechtfertigt wäre. Daher ist eine solche umf as

-sende Datenübermittlung abzulehnen. 

Soweit der Bund den gegenwärtigen § 19 nur in 
bezug auf künftige Aufgaben zur Weitergabe 
von Daten an die EU-Umweltagentur begründet, 
könnte die Hilfe notwendiger Datenübermittlung 
allerdings im untergesetzlichen Regelwerk zu 
§ 23 (Erfüllung von bindenden Beschlüssen der 
Europäischen Gemeinschaften) präzisiert wer-
den. 

Da bereits eine Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen Bund und Ländern geschlossen wurde, in 
der die Grundsätze eines Datenaustausches im 
Umweltbereich geregelt sind, kann hierauf abge-
stellt werden. Es wäre lediglich eine Vereinba-
rung über bodenschutzrelevante Daten als An-
hang zur vorgenannten Grundsatzvereinbarung 
zu schließen, in der Einzelheiten zu Verfahren, 
Art und Umfang der Daten zu regeln sind. 

Aus der Sicht der Länder ist es zweckmäßig, daß 
der Bund die im Rahmen eines Verwaltungsab-
kommens zur Verfügung gestellten Daten aus-
wertet, systematisch aufbereitet und vorhält. Dies 
gilt insbesondere im Hinblick auf die Arbeiten 
zur Ausfüllung der Ermächtigungen des Geset-
zes und betrifft Daten über den Bodenzustand 
und seine Entwicklung sowie die Belastung der 
Böden mit umweltgefährdenden Stoffen in Ver-
bindung mit den jeweiligen Nutzungen, soweit 
derartige Informationen bei den Ländern verfüg-
bar sind. 

48. Zu Artikel 1 (§  21 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 21 Satz 1 die Wörter „und 
die Altlasten" durch die Wörter „ , die Altlasten 
und die geowissenschaftlichen Belange" zu er-
setzen. 

Begründung 

Die Aufnahme der für die geowissenschaftlichen 
Belange zuständigen obersten Landesbehörden 
ist insbesondere dadurch geboten, daß sich das 
Gesetz nicht nur auf den „Boden" im pedologi-
schen Sinne bezieht, sondern auch auf den dar-
unter befindlichen tieferen Teil des Bodens (ein-
schließlich von Rohstofflagerstätten) mit ein-
schließt. 

49. Zu Artikel 1 (§ 21 Satz 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 21 Satz 1 nach dem Wort 
 „Altlasten" die Wörter „und die Wasserwirt-

schaft" einzufügen. 

Begründung 

Der Schutz des Grundwassers ist oft untrennbar 
verbunden mit Maßnahmen auf den Böden oder 
mit den Böden. Werden durch Rechtsverordnung 
z. B. gemäß § 8 Schwellenwerte und Sanierungs-
ziele bundeseinheitlich geregelt, hat dies Auswir-
kungen auf die Belange der Wasserwirtschaft. Es 

ist deshalb erforderlich, die Beteiligung der für 
die Wasserwirtschaft zuständigen obersten Lan-
desbehörde zu sichern. 

50. Zu Artikel 1 (§ 21 Satz 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 21 Satz 2 die Wörter 
„Rechts- und Verwaltungsvorschriften" durch 
das Wort  „Rechtsvorschriften" zu ersetzen. 

Begründung 

Es handelt sich offenbar um ein redaktionelles 
Versehen. Während im Vorentwurf in Satz 1 noch 
enthalten war „Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften", sind die „allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften" jetzt gestrichen worden. 
In Satz 2 unterblieb diese Streichung in der neue-
sten Fassung. Satz 2 nimmt jetzt auf eine in Satz 1 
nicht existierende Verwaltungsvorschrift Bezug. 

51. Zu Artikel 1 (§ 22 Abs. 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 22 Abs. 1 nach dem Wort 
 „Zweiten" ein Komma zu setzen und die Wörter 

„und Dritten" durch die Wörter „Dritten und 
Vierten" zu ersetzen. 

Begründung 

Auch zum Vollzug der im Vierten Teil des Geset-
zes enthaltenen Vorschriften sollten ergänzende 
Verfahrensregelungen durch die Länder getrof-
fen werden können. Dieses gilt insbesondere für 
Anforderungen zur Verminderung von Boden- 
und Stoffabträgen auf landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen. 

52. Zu Artikel 1 (§ 22 Abs. 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 22 Abs. 1 nach Satz 1 folgen-
der Satz einzufügen: 

„Die Länder können im Bereich des allgemeinen 
Polizei- und Ordnungsrechts sowie bei der Ko-
stentragung zu den Bestimmungen in diesem 
Gesetz ergänzende und weitergehende Regelun-
gen treffen. " 

Begründung 

Es ist sicherzustellen, daß über den einheitlichen 
Kernbestand ordnungsrechtlicher Regelungen 
hinaus keine verfassungsrechtliche Sperrwir-
kung für ergänzende oder weitergehende ord-
nungsrechtliche Regelungen der Länder eintritt. 

53. Zu Artikel 1 (§ 22 Abs. 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 22 Abs. 2 vor den Wörtern 
„die Erstellung von Sanierungsplänen" die Wör-
ter „Sanierungsuntersuchungen sowie" einzufü-
gen. 

Begründung 

Sanierungspläne setzen regelmäßig vorange-
hende Sanierungsuntersuchungen voraus. Die 
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Regelungen des § 22 Abs. 2 müssen deshalb in-
soweit den Regelungen des § 13 Abs. 1 entspre-
chen. 

54. Zu Artikel 1 (§ 22 Abs. 3 und Abs. 4 - neu - 
BBodSchG) 

In Artikel 1 sind in § 22 Abs. 3 die Sätze 2 und 3 
zu Absatz 4 - neu - zusammenzufassen und um 
folgenden Text zu ergänzen: 

„Die Länder können bestimmen, daß Grund-
stückseigentümer und Inhaber der tatsächlichen 
Gewalt über ein Grundstück zur Duldung von 
Bodenzustandsuntersuchungen verpflichtet sind, 
die für die Führung von Bodeninformationssyste-
men erforderlich sind." 

Begründung 

Die Zusammenfassung der Regelungen zu Bo-
deninformationssystemen in einem eigenen Ab-
satz dient der besseren Lesbarkeit. 

Bodenzustandsuntersuchungen durch die zu-
ständige Behörde müssen unabhängig davon 
durchgeführt werden können, ob Anhaltspunkte 
im Sinne von § 9 Abs. 1 für eine schädliche Bo-
denveränderung vorliegen. Voraussetzung ist, 
daß sie zur Führung von Bodeninformationssyste-
men erforderlich sind, für die den Ländern nach 
§ 22 eine Regelungskompetenz eingeräumt wird. 

55. Zu Artikel 1 (§ 24 Abs. 1 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 24 Abs. 1 wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind nach dem Wo rt  „kann" 
die Wörter „unter Beteiligung des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit (BMU) sowie der für den 
Bodenschutz zuständigen obersten Landes-
behörde " einzufügen. 

b) Der Punkt am Ende von Satz 1 ist durch ein 
Komma zu ersetzen und die Wörter „und ge-
währleistet ist, daß schädliche Bodenverände-
rungen auf das nach den Umständen unver-
meidbare Maß beschränkt werden." einzufü-
gen. 

c) Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die dem Bundesministerium der Verteidigung 
eingeräumte Möglichkeit, von den materiellen 
Vorgaben des Bundes-Bodenschutzgesetzes aus 
Gründen der Landesverteidigung bzw. zur Erfül-
lung zwischenstaatlicher Verpflichtungen zu dis-
pensieren, sollte verfahrensrechtlich von einer 
Beteiligung des BMU sowie der für den Boden-
schutz zuständigen obersten Landesbehörden 
abhängen. 

Eine Beteiligung des BMU und der für den Bo-
denschutz zuständigen obersten Landesbehör-
den ist unumgänglich, da diese zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben auf die Kenntnis der von 
militärischen Liegenschaften bzw. bei Manövern 

zu erwartenden Bodenbeeinträchtigungen ange-
wiesen sind. Ferner ist im Gesetz zu verankern, 
daß auch bei militärischen Maßnahmen schäd-
liche Bodenveränderungen durch geeignete Vor-
kehrungen auf das unvermeidbare Maß zu sen-
ken sind. 

56. Zu Artikel 1 (§ 25 Abs. 1 Satz 3 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 25 Abs. 1 der Satz 3 wie folgt 
zu fassen: 

„Die Kosten für behördliche Maßnahmen nach 
§ 4 Abs. 4 a - neu - tragen die Verpflichteten." 

Begründung 

Festschreibung der Kostentragungspflicht für be-
hördliche Maßnahmen nach § 4 Abs. 4 a - neu -. 

57. Zu Artikel 1 (§ 25 Abs. 2 BBodSchG) 

In Artikel 1 ist § 25 Abs. 2 wie folgt zu fassen: 

„ (2) Der Grundstückseigentümer und der In-
haber der tatsächlichen Gewalt über ein Grund-
stück, der weder Verursacher der schädlichen 
Bodenveränderung oder Altlast ist, noch bei der 
Begründung des Eigentums Kenntnis von der 
schädlichen Bodenveränderung oder den sie be-
gründenden Umständen hatte oder hätte haben 
können, ist nach Absatz 1 insoweit nicht kosten-
pflichtig, als die Inanspruchnahme des Verpflich-
teten unter Berücksichtigung seiner wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit eine besondere Härte 
darstellen würde. Dies ist beim Eigentümer eines 
Grundstücks in der Regel der Fa ll, wenn das 
Grundstück der wesentliche Teil seines Vermö-
gens ist. Die Länder Berlin, Brandenburg, Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen können bestimmen, daß Grund-
stückseigentümern in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet ebenfalls Frei-
stellung von der Verpflichtung zur Kostentra-
gung nach Absatz 1 gewährt werden kann, so-
fern  diese nicht zumutbar ist und die schädliche 
Bodenveränderung vor dem 1. Juli 1990 zu einem 
Zeitpunkt entstanden ist, zu dem der Grund-
stückseigentümer keine tatsächliche Gewalt 
über sein Grundstück innehatte. " 

Begründung 

Die Zustandsstörerhaftung in § 25 Abs. 2 sollte 
nur soweit eingeschränkt werden, daß Grund-
stückseigentümer nicht in eine unbil lige Opfer-
position gelangen. Dabei ist im Gegensatz zum 
vorliegenden Entwurf nach der wi rtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Eigentümer zu differen-
zieren. Während die vorgesehene Haftung bis 
zur Höhe des Verkehrswertes des betroffenen 
Grundstücks für die Eigentümer eines Einfami-
lienhauses, das oftmals den wesentlichen Teil 
ihres Vermögens darstellt, eine existenzbedro-
hende Härte beinhaltet, ist dies etwa für ein grö-
ßeres Unternehmen mit mehreren Firmenstand-
orten nicht zwangsläufig der Fall. 
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Die von der Bundesregierung vorgelegte Fas-
sung ermöglicht im jeweiligen Fall weder, den 
Rahmen der Sozialpflichtigkeit des Eigentums im 
Fall  leistungsstarker Zustandsstörer auszuschöp-
fen, noch zugunsten leistungsschwächerer Zu-
standsstörer von einer Inanspruchnahme unter 
Billigkeitsgesichtspunkten abzusehen. Die Än-
derungen des § 25 Abs. 2 eröffnet den zuständi-
gen Behörden einerseits die Möglichkeit, sachge-
rechte Einzelfallentscheidungen zu treffen und 
gibt andererseits einen richtungsweisenden Ent-
scheidungsrahmen vor. 

Die Einführung einer generellen Entschädi-
gungspflicht für die Länder in den Fällen, in de-
nen ein Grundstückseigentümer nicht Verursa-
cher der schädlichen Bodenveränderungen oder 
Altlast ist und diese beim Erwerb des Grund-
stücks auch nicht kannte, soweit die Sanierungs-
kosten den Verkehrswert des Grundstücks über-
schreiten, ist ohne Eröffnung einer entsprechen-
den Finanzierungsmöglichkeit angesichts der 
knappen Haushaltslage bei Ländern und Kom-
munen nicht umsetzbar. 

Die Regelung in Satz 3 enthält für diejenigen 
Grundstückseigentümer in den neuen Bundes-
ländern eine Schutzvorschrift, denen die Sach-
herrschaft über ihr Grundstück zeitweilig entzo-
gen war und auf deren Grundstück währenddes-
sen schädliche Bodenveränderungen entstanden 
sind. Dieser Fall liegt häufig bei Grundstücken 
vor, die durch Landwirtschaftliche Produktions-
genossenschaften genutzt wurden oder über die 
Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaf-
ten die Verfügungsgewalt hatten. 

Sind die schädlichen Bodenveränderungen nach 
Inkrafttreten des Umweltrahmengesetzes vom 
29. Juni 1990 (GBl. I Nr. 42 S. 649) eingetreten, 
kann keine Freistellung mehr gewährt werden. 

58. Zu Artikel 1 (§ 25 Abs. 3 a - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 25 nach Absatz 3 folgender 
Absatz 3 a einzufügen: 

„ (3 a) Kosten von Maßnahmen, die im Wege 
der Ersatzvornahme durchgeführt wurden, sowie 
Kosten für die behördliche Ausführung von Maß-
nahmen nach § 4 Abs. 4 a - neu - ruhen als 
öffentliche Last auf dem Grundstück." 

Begründung 

Die bei der Altlasten- und Schadensfallbehand-
lung eingesetzten öffentlichen Mittel bedürfen 
einer Sicherung als öffentliche Last, damit die 
Chance einer erfolgreichen Geltendmachung 
von Forderungen im Falle einer Zwangsverstei-
gerung gewahrt und eine Sanierung von p rivaten 
Altlasten mit öffentlichen Mitteln zugunsten Drit-
ter vermieden wird. 

59. Zu Artikel 1 (§ 25 Abs. 3 b - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist in § 25 nach Absatz 3 a - neu - fol-
gender Absatz 3 b einzufügen: 

„ (3 b) Verbleiben in den Fällen des Absatzes 1 
die Kostentragungspflicht beim Bund oder Land 
oder die entsprechenden Kosten bei den Län-
dern, so trägt der Bund die Kosten für Maßnah-
men nach diesem Gesetz auf bundeseigenen Lie-
genschaften. Dies gilt auch für alle Fälle der 
Überführung bundeseigener Einrichtungen oder 
Unternehmen in privatrechtliche Strukturen; Lie-
genschaften, die im Eigentum von Unternehmen 
stehen, die von den Nachfolgekörperschaften 
der früheren Treuhandanstalt verwaltet werden, 
nebst aller Liegenschaften, die sich in der Ver-
waltung bundeseigener Körperschaften befin-
den, fallen ebenfalls unter diese Regelung." 

Begründung 

Die Ergänzung stellt sicher, daß der Bund sich 
nicht auf die Regelung des § 25 Abs. 3 b berufen 
kann und auf diesem Wege oder auf andere Wei-
se unverhältnismäßig hohe Kosten bei den Län-
dern entstehen. Darüber hinaus soll sichergestellt 
werden, daß die Nachfolgekörperschaften der 
früheren Treuhand für die von ihr verwalteten 
Liegenschaften oder Unternehmen einstehen. 

In all diesen Fällen kann nicht davon ausgegan-
gen werden, daß der Bund sich, wie zum Beispiel 
ein privater Haus- oder Grundstückseigentümer, 
gegenüber dem eine Untersuchungs- oder Sanie-
rungsanordnung ergeht, in einer Sonderopfer-
situation befindet, auf Grund derer zur Vermei-
dung seines Ruins die Kostentragungspflicht be-
schränkt wird. 

60. Zu Artikel 1 (§ 25 a - neu - BBodSchG) 

In Artikel 1 ist nach § 25 folgender § 25 a - neu - 
einzufügen: 

„§ 25a 

Vorteilsausgleich 

(1) Soweit durch den Einsatz öffentlicher Mittel 
bei Maßnahmen nach § 4 Abs. 3 der Verkehrswert 
eines Grundstückes nicht nur unwesentlich erhöht 
wird und der Eigentümer die Kosten hierfür nicht 
oder nicht vollständig zu tragen hat, hat er einen 
von der zuständigen Behörde festzusetzenden 
Wertausgleich in Höhe der maßnahmenbedingten 
Wertsteigerung an den öffentlichen Kostenträger 
zu leisten. Die Höhe des Ausgleichsbetrages wird 
durch die Höhe der eingesetzten öffentlichen Mit-
tel begrenzt. Trägt eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts die Kosten von Maßnahmen zur Be-
handlung von Altlasten oder schädlichen Boden-
verunreinigungen, können auch von den sonsti-
gen dinglich Berechtigten Kostenbeiträge je nach 
ihrem Vorteil verlangt werden. 

(2) Die durch Sanierungsmaßnahmen bedingte 
Erhöhung des Verkehrswerts eines Grundstücks 
besteht aus dem Unterschied, der sich für das 
Grundstück ergeben würde, wenn die Maßnah-
men nicht durchgeführt worden wären (Anfangs-
wert), und dem Verkehrswert, der sich für das 
Grundstück nach Durchführung der Erkundungs- 
und Sanierungsmaßnahmen ergibt (Endwert). 
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(3) Der Ausgleichsbetrag wird fällig, wenn die 
Sicherung oder Sanierung abgeschlossen und 
der Betrag von der zuständigen Behörde festge-
setzt worden ist. Die Pflicht zum Wertausgleich 
erlischt, wenn der Betrag nicht bis zum Ende des 
vierten Jahres nach Abschluß der Sicherung oder 
Sanierung festgesetzt worden ist. 

(4) Die zuständige Behörde kann von dem 
Wertausgleich nach Absatz 1 die Aufwendungen 
abziehen, die der Eigentümer für eigene Maß-
nahmen der Sicherung oder Sanierung oder die 
er für den Erwerb des Grundstückes im Ver-
trauen darauf verwendet hat, daß es sich bei dem 
Grundstück um keine Altlast handelt. Kann der 
Eigentümer von Dritten Ersatz erlangen, so ist 
dies bei der Entscheidung nach Satz 1 zu berück-
sichtigen. 

(5) Im Einzelfall kann von der Festsetzung 
eines Ausgleichsbetrages oder eines Vorteilsaus-
gleichsbetrages ganz oder teilweise abgesehen 
werden, wenn dies im öffentlichen Interesse oder 
zur Vermeidung unbilliger Härten geboten ist. 
Werden dem öffentlichen Kostenträger Kosten 
der Sicherung oder Sanierung erstattet, so kann 
von der Festsetzung des Ausgleichsbetrages ab-
gesehen, ein festgesetzter Ausgleichsbetrag er-
lassen oder ein bereits geleisteter Ausgleichsbe-
trag erstattet werden. 

(6) Wertausgleichsbetrag und Vorteilsaus-
gleichsbetrag ruhen als öffentliche Last auf dem 
Grundstück." 

Begründung 

Die Regelung ist zur Wahrung der finanziellen 
Interessen der Allgemeinheit erforderlich. Die Er-
hebung eines Wertausgleichsbetrages in Absatz 1 

Satz 1 dient der Abschöpfung von Vermögenszu-
wächsen beim Eigentümer, die aus einer Sanie-
rung entstehen können. 

Die Vorschrift entspricht in ihren Grundzügen 
der bekannten und praktizierten Abschöpfung 
von Werterhöhungen in Sanierungsgebieten ge-
mäß § 154 des Baugesetzbuches (Ausgleichs-
betrag des Eigentümers). Eine entsprechende 
Regelung ist im hessischen Altlastengesetz be-
reits enthalten (§ 16 HAltlastG). 

Sofern unter Einsatz öffentlicher Mittel unmittel-
bar eine Sanierung zugunsten dinglich Berech-
tigter (Grundschuldgeber) erfolgen würde, soll 
die Vorteilsausgleichsregelung eine Abschöp-
fung des durch öffentliche Mittel erzielten mone-
tären Vorteils direkt beim Berechtigten ermög-
lichen. Diese Vorteilsausgleichsregelung ent-
spricht Artikel 68 a des bayerischen Wassergeset-
zes. 

Absatz 5 enthält eine Härteklausel sowie die Be-
fugnis, auf die Erhebung des Ausgleichsbetrages 
zu verzichten, wenn dies im öffentlichen Inter-
esse geboten ist. Der Verzicht liegt insbesondere 
dann im öffentlichen Interesse, wenn der Verwal-
tungsaufwand für die Bemessung oder Erhebung 
in keinem angemessenen Verhältnis zu der bean-
spruchten Einnahme steht. 

Gemäß Absatz 6 ruhen der Wertausgleichsbetrag 
und der Vorteilsausgleichsbetrag als öffentliche 
Last auf dem Grundstück. Damit trägt nicht nur 
der Eigentümer, sondern auch das Grundstück 
selbst die Haftung für den Ausgleichsbetrag. 
Auch bei der Veräußerung des Grundstücks 
kann die öffentliche Hand ihren Anspruch durch-
setzen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

1. Zu den Nummern 1, 2, 3, 4 und 6 

Die Arbeiten zum Entwurf des untergesetzlichen 
Regelwerks zum Bundes-Bodenschutzgesetz sind 
weit fortgeschritten. Damit die Länder die Voll-
zugsauswirkungen von Gesetz und untergesetz-
lichem Regelwerk besser abschätzen können, 
wird die Bundesregierung - entsprechend der 
Forderung des Bundesrates - bis zum zweiten 
Durchgang im Bundesrat einen ressortabge-
stimmten Entwurf dieses Regelwerks vorlegen. 

Entgegen der Einschätzung der Länder werden 
durch das Bundes-Bodenschutzgesetz und das 
untergesetzliche Regelwerk keine ins Gewicht 
fallenden Mehrbelastungen für den Vollzug ent-
stehen. Der Gesetzentwurf verpflichtet weder 
zum Aufbau einer neuen, eigenständigen Boden-
schutzverwaltung noch schafft er neue Genehmi-
gungsverfahren. Vielmehr wird der Bodenschutz 
in bestehende Verfahren integ riert , so daß büro-
kratische Hemmnisse und Kosten vermieden 
werden. 

Bei einer Gesamtbetrachtung werden sich die 
Anforderungen zur Erfüllung der im Gesetz ge-
nannten Vorsorge- und Gefahrenabwehrpflich-
ten im Verhältnis zur derzeitigen Rechtslage ko-
stensenkend auswirken; dies zeigen die Vor-
arbeiten zum Entwurf des untergesetzlichen Re-
gelwerks. So werden sich der Sanierungsauf-
wand und die Zahl der Verdachtsflächen oder 
der als Altlastenverdachtsflächen auszuweisen-
den Flächen deutlich verringern. 

Die aufgrund der Ausgleichsregelung bei Anord-
nungen zu Lasten der Land- und Forstwirtschaft 
zu erwartenden Mehrkosten für die Länder wer-
den zu einem erheblichen Teil durch die Kosten-
senkungen, die sich aus einer bundesweiten Ver-
einheitlichung der Bodenwerte und der Anforde-
rungen an die Sanierung ergeben, kompensiert 
werden. 

In die Erarbeitung des untergesetzlichen Regel-
werks werden die Lander auch künftig mit einbe-
zogen werden. 

Die Bundesregierung nimmt die Probleme der 
von neuartigen Waldschäden betroffenen Wald-
besitzer sehr ernst. Sie hat daher - auch im Hin-
blick auf den vom Bundesgerichtshof gegebenen 
Hinweis, daß er neuartige Waldschäden dem 
Grunde nach für entschädigungswürdig und ent-
schädigungsbedürftig halte - erörtert, inwieweit 
ein Ausgleich für Schäden, die aufgrund von Im-
missionen nicht eindeutig identifizierbarer Verur-
sacher entstehen (sog. Distanz- und Summations-
schäden), gewährt werden kann. Im Ergebnis 
sieht die Bundesregierung derzeit jedoch keine 
Lösung für die Problematik einer Ausgleichs- 

regelung für Distanz- und Summationsschäden, 
wie sie für die neuartigen Waldschäden gefordert 
wird. Die Prüfungen der Bundesregierung in der 
Frage einer Ausgleichsregelung für Distanz- und 
Summationsschäden haben vielfältige, grundle-
gende Schwierigkeiten ergeben, unter anderem 
bei der Beschreibung, Abgrenzung, Nachwei-
sung und Bewertung der in Betracht kommenden 
Schadenstatbestände. 

Wegen dieser grundlegenden Schwierigkeiten 
hat die Bundesregierung auf anderem Wege den 
betroffenen Waldbesitzern möglichst schnell 
wirksame Hilfe zukommen lassen. Zur Bekämp-
fung der neuartigen Waldschäden hat sie bereits 
1983 das Aktionsprogramm „Rettet den Wald" 
beschlossen, das inzwischen in seiner dritten 
Fortschreibung (1989) vorliegt. Es handelt sich 
hierbei um ein Bündel von Maßnahmen mit fol-
genden wesentlichen Elementen: 

- konsequente Politik der Luftreinhaltung auf 
nationaler und internationaler Ebene, 

- Förderung flankierender forstlicher Maßnah-
men (Bodenschutzkalkung, Vor-/Unterbau 
und Wiederaufforstung) im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes", 

- Förderung einer interdisziplinären Waldscha-
dens- und Waldökosystemforschung durch 
Bund und Länder, 

- Überwachung der neuartigen Waldschäden 
durch jährliche Erhebungen sowie 

- Maßnahmen zur Erhaltung der forstlichen 
Genressourcen. 

Damit wurde vor allem erreicht, daß 

- aufgrund der Luftreinhaltepolitik der Bundes-
regierung .allein zwischen 1982 und 1990 von 
der Industrie rd. 35 Mrd. DM in die Luftrein-
haltung investiert wurden und wichtige Verur-
sachergruppen - Energieerzeuger, Indust rie 
und Haushalte - in den alten Ländern ihren 
Ausstoß an Luftschadstoffen schon entschei-
dend reduziert haben, 

- seit 1984 betroffene Waldbesitzer bei der 
Durchführung von forstlichen Maßnahmen zur 
Stabilisierung der Waldbestände gegen die 
Schadstoffeinträge wirksam unterstützt wer-
den; Bund und Länder haben im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" für 
Maßnahmen der Waldbesitzer bisher (1984 bis 
1995) insgesamt über 617 Mio. DM bereitge-
stellt, 

- der aufgrund neuartiger Waldschäden erfor-
derlich werdende Holzeinschlag steuerlich als 
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Kalamitätsnutzung anerkannt werden kann. 
Waldbesitzer, die dera rtige Zwangsnutzungen 
vornehmen müssen, können daher die steuer-
lichen Vergünstigungen des § 34 b Einkom-
mensteuergesetz (Tarifermäßigungen) in An-
spruch nehmen. 

2. Zu Nummer 8 (Artikel 1 - § 2 Abs. 5 
Nr. 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

3. Zu Nummer 9 (Artikel 1- § 2 Abs. 5 
Nr. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Erweiterung 
des Altlastenbegriffes zielt im wesentlichen auf 
die Erfassung von Flächen ab, die zu öffentlichen 
Zwecken genutzt worden sind oder sich im 
Eigentum oder Besitz der öffentlichen Hände be-
finden. Für diese Flächen ist die Anwendung der 
im wesentlichen verfahrensbezogenen Spezial-
regelungen für Altlasten in den §§ 11 bis 16 des 
Artikels 1 des Gesetzentwurfs nicht erforderlich. 
Soweit die öffentlichen Hände als Handlungs-
oder Zustandsstörer zur Sanierung von Flächen 
verpflichtet sind, kann auch ohne spezielle ver-
fahrensrechtliche Regelung davon ausgegangen 
werden, daß zur Vorbereitung einer sachgerech-
ten Sanierung Verfahrensschritte ergriffen wer-
den, die den in Artikel 1, Dritter Teil des Geset-
zentwurfs genannten gleichwe rtig sind. 

4. Zu Nummer 10 (Artikel 1 - § 2 Abs. 7 
Nr. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

5. Zu Nummer 11 (Artikel 1- § 2 Abs. 8 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge-
stimmt, daß in Artikel 1 § 2 Abs. 8 des Gesetzent-
wurfs die Worte „für Mensch und Umwelt" durch 
die Worte „für den einzelnen oder die Allgemein-
heit" ersetzt werden. Die Vorschrift wird hier-
durch an die übrige Begrifflichkeit des Gesetz-
entwurfs angepaßt, die sich an der im Allgemei-
nen Polizei- und Ordnungsrecht üblichen Termi-
nologie orientiert. 

6. Zu Nummer 12 (Artikel 1 - § 3 Abs. 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Konkretisierung des Anwendungsbereichs 
des Gesetzes im Hinblick auf schädliche Boden-
veränderungen, die auf einer Bodennutzung oder 
wirtschaftlichen Tätigkeit beruhen, sowie auf Alt-
lasten, ist verfassungsrechtlich geboten. Auf die 
Ausführungen der Bundesregierung im allge-
meinen Teil der Begründung des Gesetzentwurfs 
(Seiten 32 ff.) wird verwiesen. 

7. Zu Nummer 13 (Artikel 1 - § 3 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

8. Zu Nummer 14 (Artikel 1 - § 3 Abs. 2 
Nr. 6 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

9. Zu Nummer 15 (Artikel 1 - § 3 Abs. 2 
und Abs. 2 a - neu - BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Gesetzentwurf sieht keine Zulassungsvor-
aussetzungen für den Bau, die Änderung, die 
Unterhaltung und den Bet rieb von Verkehrs-
wegen vor. Die Anforderungen an die Abwehr 
von Gefahren und die Sanierung des Bodens, die 
durch das künftige Gesetz und die das Gesetz 
konkretisierenden Rechtsverordnungen begrün-
det werden, sollen bei der Anwendung der in 
Artikel 1 § 3 Abs. 2 Nr. 8 des Gesetzentwurfs 
genannten Vorschriften allerdings mittelbar be-
rücksichtigt werden. Soweit im Rahmen der 
verkehrsrechtlichen Vorschriften darüber zu ent-
scheiden ist, ob aufgrund der Kontamination 
eines Verkehrsweges Gefahren abzuwehren 
bzw. Störungen zu beseitigen sind, sollen die 
Maßstäbe des Bundes-Bodenschutzgesetzes gel-
ten. Für die mit dem Gesetzentwurf erstrebte 
bundesweite Rechtsvereinheitlichung ist dies 
unabdingbar. Zusätzliche Kosten für die Träger 
der Straßenbaulast ergeben sich nicht, da bereits 
aufgrund der vorhandenen Vorschriften Gefah-
ren abzuwehren bzw. Störungen zu beseitigen 
sind. Entsprechende Pflichten werden durch die 
Berücksichtigung der im Gesetzentwurf vorgese-
henen Anforderungen also nicht neu begründet, 
sondern lediglich durch eine bundesrechtliche 
Regelung vereinheitlicht. 

10. Zu Nummer 16 (Artikel 1- § 3 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 10 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

11. Zu Nummer 17 (Artikel 1- § 3 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 11 - neu - und 12 - neu -
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat befürchtete Konkurrenz von 
naturschutz- oder wasserrechtlichen Zulassungs-
vorschriften mit den Vorschriften des Bundes-Bo-
denschutzgesetzes besteht nicht, da der Gesetz-
entwurf keine Zulassungstatbestände enthält. Im 
übrigen ergeben sich aus dem Gesetzentwurf 
weder Anforderungen für die Konkretisierung 
naturschutzrechtlicher noch Anforderungen hin-
sichtlich wasserrechtlicher Belange. 

12. Zu Nummer 18 (Artikel 1- § 3 Abs. 3 
Satz 2 und 3 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

13. Zu Nummer 19 (Artikel 1- § 4 Abs. 3 
Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
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Ob und inwieweit der Gesamtrechtsnachfolger 
des Verursachers einer Bodenkontamination zur 
Sanierung verpflichtet werden kann, ist im 
aktuellen rechtswissenschaftlichen Schrifttum 
umstritten (vgl. Papier, DVBl. 1996, 125 [128] 
m. w. N.). Höchstrichterliche Rechtsprechung 
hierzu liegt bislang nicht vor. Um das Gesetz 
nicht mit rechtlichen Risiken zu belasten, hält die 
Bundesregierung die Einbeziehung von Gesamt-
rechtsnachfolgern nicht für sinnvoll. 

14. Zu Nummer 20 (Artikel 1 - § 4 Abs. 3 
Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Inanspruchnahme frührerer Grundstücks-
eigentümer ist nach Ansicht der Bundesregie-
rung mit dem Rückwirkungsverbot nicht zu ver-
einbaren. Nach dem Allgemeinen Polizei- und 
Ordnungsrecht, das bisher im wesentlichen für 
die Sanierung von Bodenverunreinigungen und 
Altlasten Anwendung fand, endet die Zustands-
verantwortlichkeit des Grundstückseigentümers 
mit dem Übergang des Eigentums auf einen 
Dritten. 

15. Zu Nummer 21 (Artikel 1- § 4 Abs. 3 
Satz 4 - neu - BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Übertragung der Grundsätze zur Einstands-
pflicht für eine juristische Person würde den Voll-
zug mit schwierigen Auslegungsfragen und der 
Ermittlung der im Einzelfall gegebenen zivil-
rechtlichen Verantwortlichkeiten belasten. 

16. Zu Nummer 22 (Artikel 1 - § 4 Abs. 4 a - neu - 
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die in der Nummer 1 des vorgeschlagenen Ab-
satzes vorgesehene Regelung ist nicht sinnvoll, 
da auch bei einem Selbsteintritt der zuständigen 
Behörde eine sachgerechte Sanierung eine ent-
sprechende Sanierungsplanung voraussetzt. 
Führt der zur Sanierung Verpflichtete die Sanie-
rungsplanung nicht selbst durch, hat die zustän-
dige Behörde nach Artikel 1 § 14 des Gesetzent-
wurfs einen Sanierungsplan aufzustellen. Erst 
danach kommt die Durchführung von Sanie-
rungsmaßnahmen durch die Behörde in Betracht. 

Nummer 2 des vorgeschlagenen Absatzes ist 
nicht erforderlich, da bereits die Polizei- und 
Ordnungsgesetze beziehungsweise die Verwal-
tungsvollstreckungsgesetze der Länder Entspre-
chendes ermöglichen. 

Die im Fall  der Nummer 3 des vorgeschlagenen 
Absatzes erforderliche Koordination der zu tref-
fenden Maßnahmen rechtfertigt keinen Selbst-
eintritt einer Behörde, da diese nach Artikel 1 
§ 14 des Gesetzentwurfs die erforderlichen Maß-
nahmen aufeinander abstimmen und sie - bei 
einer Untätigkeit der Verpflichteten - nach Lan-

desrecht im Rahmen einer Ersatzvornahme selbst 
durchführen kann. 

17. Zu Nummer 23 (Artikel 1 - § 5 Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Durch den Änderungsantrag würde die bisherige 
Alternative des „Erhaltens" der Leistungsfähig-
keit des Bodens durch die „Entsiegelung" ersetzt 
und insoweit auch auf das Tatbestandsmerkmal 
der „Zumutbarkeit" verzichtet. Anders als der 
Vorschlag des Bundesrates ermöglicht die im Ge-
setzentwurf der Bundesregierung vorgesehene 
Regelung demgegenüber differenzie rte, den un-
terschiedlichen Situationen von Bodenbelastun-
gen Rechnung tragende Lösungen. Der Rege-
lungsansatz des Regierungsentwurfs ist dar-
über hinaus mit der im Rahmen der Novelle des 
Baugesetzbuches vorgesehenen Ergänzung des 
§ 179 des Baugesetzbuches abgestimmt. Aus-
legungsfragen, die die Verwendung der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen abweichenden Be-
griffe zur Folge hätten, sollten vermieden werden. 

18. Zu Nummer 24 (Artikel 1 - § 5 BBodSchG) 

Der Vorschrift kommt Auffangcharakter dahin 
gehend zu, daß sie in den Fällen zur Anwendung 
kommt, in denen eine Entsiegelungsmaßnahme 
nicht in den Regelungsbereich des Baurechts 
fällt, das für bauliche Anlagen abschließend ist. 
Es ist daher nichtsinnvoll, in Artikel 1 § 5 des Ge-
setzentwurfs einzelne Anwendungsfälle der in 
Betracht kommenden Entsiegelungsmaßnahmen 
aufzuzählen. 

Die Kosten für mögliche Entsiegelungsmaßnah-
men lassen sich zur Zeit noch nicht quantifizie-
ren. Sie hängen von der Ausgestaltung der mit 
Zustimmung des Bundesrates zu erlassenden 
Rechtsverordnung ab. 

19. Zu Nummer 25 (Artikel 1- § 6 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

20. Zu Nummer 26 (Artikel 1 - § 7 Überschrift 
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

21. Zu Nummer 27 (Artikel 1 - § 7 Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Durch den Vorschlag würde ein unüberschauba-
rer Kreis von Adressaten den Vorsorgeanforde-
rungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes unter-
worfen. Dies wäre mit der aufgrund des Rechts-
staatsprinzips erforderlichen Bestimmtheit bela-
stender Vorschriften nicht zu vereinbaren. 

22. Zu Nummer 28 (Artikel 1 - § 7 Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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23. Zu Nummer 29 (Artikel 1- § 7 Satz 6 - neu - 
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

24. Zu Nummer 30 (Artikel 1- § 7 BBodSchG) 

Die von Bundesrat gewünschte Klarstellung er-
gibt sich bereits aus dem Wortlaut von Artikel 1 
§ 7 Satz 1 des Gesetzentwurfs. Eigentümer und 
Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein 
Grundstück sind lediglich verpflichtet, Vorsorge 
gegen schädliche Bodenveränderungen zu tref-
fen, die „durch ihre Nutzung" auf dem Grund-
stück oder in dessen Einwirkungsbereich hervor-
gerufen werden können. 

25. Zu Nummer 31 (Artikel 1- § 8 Abs. 1 
Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Als Folgeänderung ist Artikel 1 § 9 Abs. 2 Satz 2 
des Gesetzentwurfs wie folgt zu fassen: 

„ Sonstige Pflichten zur Mitwirkung der in § 4 
Abs. 3 genannten Personen sowie Duldungs-
pflichten der nach § 12 Betroffenen bestimmen 
sich nach Landesrecht. " 

Die Worte „Einzelheiten dieser Pflichten sowie" 
sind zu streichen, da die Einzelheiten der von 
den Sanierungspflichtigen durchzuführenden 
Untersuchungen gemäß dem Vorschlag des Bun-
desrates nunmehr durch eine Rechtsverordnung 
des Bundes geregelt werden sollen. 

26. Zu Nummer 32 (Artikel 1 - § 9 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 2 Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird mit der redaktionellen Maß-
gabe zugestimmt, daß in Artikel 1 § 9 Abs. 2 
Satz 1 des Gesetzentwurfs die Worte „ , einer Alt-
last oder einer hierdurch verursachten Gewässer-
verunreinigung " durch die Worte „oder einer 
Altlast" ersetzt werden. 

27. Zu Nummer 33 (Artikel 1- § 9 Abs. 1 
Satz 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Modifizie-
rung von Artikel 1 § 9 Abs. 1 Satz 2 des Gesetz-
entwurfs ist nicht erforderlich, um Dritte mit der 
Durchführung der notwendigen Maßnahmen be-
auftragen zu können. Die entsprechende Befug-
nis der Behörden ergibt sich bereits aus Artikel 1 
§ 9 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzentwurfs, nach dem 
die Behörden bei Anhaltspunkten für eine schäd-
liche Bodenveränderung oder Altlasten „die ge-
eigneten Maßnahmen" ergreifen; hierdurch wird 
den Behörden hinsichtlich Art  und Umfang der 
Maßnahmen ein weites Ermessen eingeräumt. 
Artikel 1 § 9 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzentwurfs 
stellt lediglich einen besonderen Fall  von „An-
haltspunkten" im Sinne von Artikel 1 § 9 Abs. 1 
Satz 1 des Entwurfs dar. Das durch Satz 1 bei der 
Ermittlung des Sachverhalts eingeräumte Ermes-

sen hinsichtlich der „geeigneten" Maßnahmen 
besteht in gleichem Umfang, wenn eine Behörde 
nach Satz 2 feststellt, ob eine schädliche Boden-
veränderung oder Altlast vorliegt. 

Bei Anordnungen gegenüber den Sanierungs-
pflichtigen müssen die Voraussetzungen von Ar-
tikel 1 § 9 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs vor-
liegen. 

28. Zu Nummer 34 (Artikel 1- § 9 Abs. 1 
nach Satz 3 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

29. Zu Nummer 35 (Artikel 1- § 9 BBodSchG) 

Die Bundesregierung wird beim Erlaß des unter-
gesetzlichen Regelwerks naturbedingt erhöhte 
Schwermetallgehalte in Böden berücksichtigen. 

30. Zu Nummer 36 (Artikel 1 - § 10 
Abs. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Unter den Grundstückseigentümern kommt der 
Land- und Forstwirtschaft eine Sonderstellung 
zu, die zum einen damit zu begründen ist, daß 
beide Wirtschaftszweige mit etwa 84 % der Flä-
che die mit Abstand größten Bodennutzer in 
Deutschland sind. Zum anderen werden auch 
wesentlich höhere Anforderungen an die Boden-
qualität gestellt als von anderen Nutzungen. Der 
außerordentlich hohe Flächenanteil und die hohe 
Sensibilität der land- und forstwirtschaftlichen 
Bodennutzung in bezug auf die Bodenqualität 
haben zur Folge, daß beide Bereiche schon der-
zeit von den Auswirkungen der Schadstoffeinträ-
ge über den Luftpfad am stärksten betroffen 
sind. 

Die mit der Ausgleichsregelung in Artikel 1 § 10 
Abs. 2 des Entwurfs beabsichtigte Sonderbe-
handlung der Land- und Forstwirtschaft im Ver-
gleich zu anderen Nutzern ist aus der Sicht der 
Bundesregierung wegen der Sonderstellung, die 
beide Wirtschaftsbereiche im Kreise der Grund-
stücksnutzer einnehmen, gerechtfertigt. 

Die Bundesregierung kann daher der Argumen-
tation  des  Bundesrates nicht folgen, der von einer 
ungerechtfertigten Bevorzugung der Land- und 
Forstwirtschaft vor anderen Grundstückseigentü-
mern und von einer Verletzung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes ausgeht. 

Im übrigen kollidiert die Ausgleichsregelung 
auch mit dem Verursacherprinzip nicht, da Aus-
gleichsmaßnahmen nur in den Fä llen vorgesehen 
sind, in denen kein Verursacher in Anspruch ge-
nommen werden kann und die betroffenen Land- 
und Forstwirte die zugrunde liegende schädliche 
Bodenveränderung nicht selbst verursacht ha-
ben. 

31. Zu Nummer 37 (Artikel 1- § 11 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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32. Zu Nummer 38 (Artikel 1 - § 12 
Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird mit der redaktionellen Maß-
gabe zugestimmt, daß der erste Halbsatz des Ar-
tikels 1 § 12 Satz 1 des Gesetzentwurfs wie folgt 
gefaßt wird: 

„Die nach § 9 Abs. 2 Satz 1 zur Untersuchung 
der Altlast und die nach § 4 Abs. 3 zur Sa-
nierung der Altlast Verpflichteten haben die 
Eigentümer der betroffenen Grundstücke,". 

Das Gewollte wird hierdurch klargestellt. 

33. Zu Nummer 39 (Artikel 1- § 13 Abs. 1 
Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die von der Bundesregierung für die Durchfüh-
rung von Sanierungsuntersuchungen sowie die 
Vorlage eines Sanierungsplans vorgesehenen 
Voraussetzungen konkretisieren den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz und schaffen für die Be-
troffenen insoweit Rechtssicherheit, als entspre-
chende Anforderungen in einfach gelagerten 
Fällen nicht verlangt werden können. 

34. Zu Nummer 40 (Artikel 1 - § 13 Abs. 4 a - neu - 
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der vorgeschlagene neue Absatz ist nicht erfor-
derlich, da sich sein Regelungsgehalt bereits aus 
der in Artikel 1 § 13 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzent-
wurfs vorgesehenen Konzentrationswirkung er-
gibt. Die vom Bundesrat gewünschte Klarstel-
lung, daß auch behördliche Entscheidungen, die 
für die Wiedereinbringung entnommenen Bo-
denmaterials im Bereich derselben Altlast erfor-
derlich sind, an der in Artikel 1 § 13 Abs. 4 Satz 2 
des Gesetzentwurfs vorgesehenen Konzentra-
tionswirkung teilhaben, könnte durch eine ent-
sprechende Ergänzung von Artikel 1 § 13 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 des Gesetzentwurfs erreicht werden. 
Hierzu könnte diese Regelung folgende Fassung 
erhalten: 

„3. die Darstellung des Sanierungsziels und 
die hierzu erforderlichen Dekontamina-
tions-, Sicherungs-, Schutz- und Beschrän-
kungsmaßnahmen, auch soweit sie die 
Wiedereinbringung entnommenen Boden-
materials im Bereich derselben Altlast be-
treffen, sowie Eigenkontrollmaßnahmen 
und die zeitliche Durchführung dieser 
Maßnahmen". 

35. Zu Nummer 41 (Artikel 1- § 15 
Abs. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag in Buchstabe a wird nicht zuge-
stimmt. 

Die Worte „soweit erforderlich," sind in Artikel 1 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzentwurfs notwendig, 
mit bei der Anordnung von Eigenkontrollmaß-

nahmen die Beachtung des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes sicherzustellen. 

Dem Vorschlag in Buchstabe b wird zugestimmt. 

36. Zu Nummer 42 (Artikel 1- § 17 Abs. 1 Satz 3 
- neu - BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Angesichts der Vielfalt der Standortbedingungen 
(Bodenarten, Bodentypen, Witterungsverhält-
nisse, Anbauverhältnisse) ist es nach Auffassung 
der Bundesregierung sinnvoller, die Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis der landwirtschaftli-
chen Bodennutzung durch Beratung zu vermit-
teln und insoweit auf das Eigeninteresse der 
Landwirte an der Erhaltung der Fruchtbarkeit ih-
rer Böden zu setzen als hoheitliche Zwangsmaß-
nahmen vorzusehen. 

37. Zu Nummer 43 (Artikel 1- § 17 
Abs. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Im Interesse einer klaren Aufgabenzuweisung 
sollte die Tätigkeit der landwirtschaftlichen Bera-
tungsstellen durch eine abschließende Definition 
der guten fachlichen Praxis der landwirtschaft-
lichen Bodennutzung strukturiert werden. Dar-
über hinaus lassen die im Gesetzentwurf zur Be-
schreibung der guten fachlichen Praxis verwand-
ten Formulierungen genügend Spielraum, um 
neuen Erkenntnissen und Entwicklungen Rech-
nung tragen zu können. 

38. Zu Nummer 44 (Artikel 1- § 17 Abs. 2 
Nr. 7 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

39. Zu Nummer 45 (Artikel 1- § 17 Abs. 2 
Nr. 8 - neu - BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Für die mit der landwirtschaftlichen Nutzung 
verbundenen Stoffeinträge in den Boden sind 
nach Artikel 1 § 3 Abs. 2 des Entwurfs die Rege-
lungen in den spezielleren landwirtschaftlichen 
Fachgesetzen (Düngemittelgesetz, Pflanzen-
schutzgesetz) sowie die Vorgaben des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes maßgebend. Die 
Einhaltung der Vorgaben dieser Gesetze dient 
auch dem Bodenschutz und der Vermeidung von 
bewirtschaftungsbedingten Schadstoffanreiche-
rungen. Für das Aufbringen von Materialien auf 
landwirtschaftlichen Flächen, die nicht diesen 
Gesetzen unterliegen, können nach § 6 des Ent-
wurfs hinsichtlich der Schadstoffgehalte und son-
stigen Eigenschaften Verbote oder Beschränkun-
gen durch Rechtsverordnungen festgelegt wer-
den. Für die vom Bundesrat vorgeschlagene Er-
gänzung des Artikels 1 § 17 Abs. 2 des Entwurfs 
besteht deshalb keine Notwendigkeit. 
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40. Zu Nummer 46 (Artikel 1- § 18 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Es widerspricht der Deregulierungsinitiative der 
Bundesregierung, durch Gesetz oder Verord-
nung neue Berufsbilder zu schaffen. Im übrigen 
besteht für die Konkretisierung der Anforderun-
gen an „Untersuchungsstellen" kein Bedarf, da 
der Entwurf des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
für solche Stellen keine Aufgaben vorsieht. 

41. Zu Nummer 47 (Artikel 1- § 19 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge-
stimmt, den vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Absatz 1 um folgenden Satz zu ergänzen: „Die 
Übermittlung personenbezogener Daten ist un-
zulässig. " 

Die Ergänzung ist zum Schutz der Rechte der Be-
troffenen auf informationelle Selbstbestimmung 
erforderlich. 

42. Zu Nummer 48 (Artikel 1- § 21 
Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

43. Zu Nummer 49 (Artikel 1- § 21 
Satz 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird unter Berücksichtigung des 
Vorschlags Nummer 48 des Bundesrates mit der 
redaktionellen Maßgabe zugestimmt, daß Arti-
kel 1 § 21 Satz 1 des Regierungsentwurfs wie 
folgt gefaßt wird: 

„Soweit Ermächtigungen zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen die Anhörung der be-
teiligten Kreise vorschreiben, ist ein jeweils 
auszuwählender Kreis von Vertretern der Wis-
senschaft, der Betroffenen, der Wi rtschaft, 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, der Natur- und 
Umweltschutzverbände, der archäologischen 
Denkmalschutzes, der kommunalen Spitzen-
verbände und der für den Bodenschutz, die 
Altlasten, die geowissenschaftlichen Belange 
und die Wasserwirtschaft zuständigen obersten 
Landesbehörden zu hören. " 

44. Zu Nummer 50 (Artikel 1 - § 21 
Satz 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

45. Zu Nummer 51 (Artikel 1- § 22 
Abs. 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Anders als in Artikel 1 § 22 Abs. 1 des Gesetzent-
wurfs vorgesehen, stellen Anforderungen zur 
Verminderung von Boden- und Stoffabträgen auf 
landwirtschaftlich genutzten Flächen keine Ver-
fahrensregelungen, sondern zusätzliche inhalt-
liche Anforderungen an die Landwirtschaft dar. 
Hierfür sieht die Bundesregierung keine sach-
liche Notwendigkeit. 

46. Zu Nummer 52 (Artikel 1- § 22 
Abs. 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Wesentliches Anliegen der Bundesregierung ist 
es, die Anforderungen an den Bodenschutz und 
die Altlastensanierung auch hinsichtlich der 
Kostentragung bundesweit zu vereinheitlichen, 
um damit auch Wettbewerbsverzerrungen zu 
vermeiden. Die entsprechenden Vorschriften 
wurden daher abschließend ausgestaltet. Soweit 
das künftige Bundes-Bodenschutzgesetz keine 
Anwendung findet bzw. es den Ländern Gestal-
tungsspielräume überläßt, sind die Länder ohne-
hin zu ergänzenden und weitergehenden Rege-
lungen befugt. 

47. Zu Nummer 53 (Artikel 1- § 22 
Abs. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Darüber hinaus sollte durch eine redaktionelle 
Änderung in Artikel 1 § 22 Abs. 2 des Gesetzent-
wurfs klargestellt werden, daß sich im letzten 
Halbsatz die Worte „verlangt werden können" 
sowohl auf die vorhergehende Nummer 1 als 
auch auf Nummer 2 beziehen. Der letzte Halb-
satz sollte unter Berücksichtigung des Vorschlags 
des Bundesrates wie folgt gefaßt werden: 

„ 1. Sanierungsuntersuchungen sowie die Er-
stellung von Sanierungsplänen und 

2. die Durchführung von Eigenkontrollmaß-
nahmen 

verlangt werden können. " 

48. Zu Nummer 54 (Artikel 1 - § 22 Abs. 3 
und Abs. 4 - neu - BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt. 
Es wird jedoch für notwendig gehalten, daß die 
Länder auch Schadensersatzansprüche der Be-
troffenen mitregeln. Vor diesem Hintergrund 
wird vorgeschlagen, in Artikel 1 § 22 Abs. 3 des 
Regierungsentwurfs die Sätze 2 und 3 zu strei-
chen und folgenden neuen Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Die Länder können bestimmen, daß für 
das Gebiet ihres Landes oder für bestimmte 
Teile des Gebiets Bodeninformationssysteme 
eingerichtet und geführt werden. Hierbei kön-
nen insbesondere Daten von Dauerbeobach-
tungsflächen und Bodenzustandsuntersuchun-
gen über die physikalische, chemische und 
biologische Beschaffenheit des Bodens und 
über die Bodennutzung erfaßt werden. Die 
Länder können regeln, daß Grundstückseigen-
tümer und Inhaber der tatsächlichen Gewalt 
über ein Grundstück zur Duldung von Boden-
untersuchungen verpflichtet werden, die für 
die Durchführung von Bodeninformations-
systemen erforderlich sind. Hierbei ist auf die 
berechtigten Belange dieser Personen Rück-
sicht zu nehmen und Ersatz für Schäden vor-
zusehen, die bei Untersuchungen verursacht 
werden. " 
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49. Zu Nummer 55 (Artikel 1- § 24 
Abs. 1 BBodSchG) 

Dem Vorschlag in Buchstabe a wird nicht zuge-
stimmt, weil die dort  vorgesehene Beteiligungs-
regelung nicht erforderlich ist. Das Bundesmini-
sterium der Verteidigung hat nach Artikel 1 § 24 
Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs bei der Festlegung 
von Ausnahmen aus Verteidigungsgründen den 
Schutzzweck des Gesetzes zu berücksichtigen. 
Einer zusätzlichen Regelung bedarf es nicht. Es 
kann auch ohne spezielle Regelung davon aus-
gegangen werden, daß die erforderlichen Ver-
fahrensschritte vom Bundesministerium der Ver-
teidigung ergriffen werden. 

Den Vorschlägen in Buchstabe b und Buchstabe c 
wird ebenfalls nicht zugestimmt. Artikel 1 § 24 
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzentwurfs setzt voraus, 
daß „zwingende Gründe" der Verteidigung Aus-
nahmen erfordern. Hierdurch wird bereits 
sichergestellt, daß entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates „schädliche Bodenveränderun-
gen auf das nach den Umständen unvermeidbare 
Maß beschränkt werden". 

50. Zu Nummer 56 (Artikel 1- § 25 Abs. 1 
Satz 3 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Auf die Gegenäußerung zu Nummer 22 der Stel-
lungnahme des Bundesrates (Nummer 16 der 
Gegenäußerung) wird verwiesen. 

51. Zu Nummer 57 (Artikel 1- § 25 
Abs. 2 BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Vorschlag sieht die Einfügung einer Vielzahl 
ungeklärter unbestimmter Rechtsbegriffe vor 
(wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, besondere 
Härte, wesentlicher Teil seines Vermögens), die 
den Vollzug belasten und für die Länder auf-
grund der vorgesehenen Haftungsbeschränkung 
zusätzliche Kosten verursachen würden. Im übri-
gen gewährleistet der allgemeine Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz, daß die Länder auch außer-
halb des Regelungsbereichs des Artikels 1 § 25 
Abs. 2 des Gesetzentwurfs von der Inanpruch-
nahme eines Zustandstörers absehen können. 
Darüber hinaus steht es den Ländern offen, nach 
ihrem Ermessen aufgrund von Opportunitätser-
wägungen von der Inanspruchnahme bestimmter 
Personen abzusehen. 

Soweit im Rahmen des Bundes-Bodenschutzge-
setzes eine Freistellungsregelung für Grund-
stückseigentümer in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet vorgeschla-
gen wird, wird dem nicht zugestimmt. Eine diffe-
renzierte Freistellungsregelung für Personen in 
dem dort  genannten Gebiet enthält bereits Arti-
kel 1 § 4 Abs. 3 des Umweltrahmengesetzes vom 
29. Juni 1990 in der Fassung des Artikels 12 des 

Gesetzes zur Beseitigung von Hemmnissen bei 
der Privatisierung von Unternehmen und zur För-
derung von Investitionen vom 22. März 1991. 
Weitere Novellierungsabsichten der Bundesre-
gierung sind von den Ländern bislang wegen der 
damit verbundenen Kostenlasten nicht unter-
stützt worden. 

52. Zu Nummer 58 (Artikel 1 - § 25 Abs. 3 a - neu - 
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine öffentliche Last belastet ein Grundstück, 
ohne daß dies aus dem Grundbuch erkennbar 
wird. Außerdem geht sie, was wi rtschaftlich noch 
viel schwerwiegender ist, sämtlichen älteren und 
eingetragenen Rechten am Grundstück vor. Das 
ist schon wegen des investierten Vertrauens der 
Inhaber eingetragener Rechte sehr bedenklich 
und führt zu einer erheblichen Unsicherheit im 
Rechtsverkehr. Dieser kann sich auf solche La-
sten nicht einstellen, da sie nirgends verzeichnet 
sind und ihr Umfang nicht sicher ermittelbar ist. 

53. Zu Nummer 59 (Artikel 1 - § 25 Abs. 3 b - neu - 
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Bei einer Annahme des Vorschlages des Bundes-
rates würde der Bund einseitig von der Möglich-
keit der Beschränkung der Kostentragungspflicht 
ausgenommen werden. 

54. Zu Nummer 60 (Artikel 1 - § 25 a - neu - 
BBodSchG) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Liegen die im Absatz 1 der vorgeschlagenen Vor-
schrift vorgesehenen Voraussetzungen vor, ist 
die Erhebung eines Wertausgleichs vom Grund-
stückseigentümer nicht gerechtfertigt. Der Vor-
schlag des Bundesrates setzt voraus, daß der 
Eigentümer die Kosten für Sanierungsmaßnah-
men nicht oder nicht vollständig zu tragen hat. 
Da der Eigentümer grundsätzlich als Zustands-
störer zu Sanierungsmaßnahmen verpflichtet ist 
oder, soweit er Maßnahmen nicht selbst durch-
führt, die Kosten einer behördlichen Ersatzvor-
nahme zu erstatten hat, können die vom Bundes-
rat vorgeschlagenen Voraussetzungen nur dann 
gegeben sein, wenn die Inanspruchnahme des 
Grundstückseigentümers unverhältnismäßig ist 
oder wenn der Grundstückseigentümer sich aus 
anderen Gründen in einer Opferposition befin-
det, so daß nach Artikel 1 § 25 Abs. 2 des Gesetz-
entwurfs lediglich eine teilweise Heranziehung 
zu den Sanierungskosten möglich ist. Durch die 
Abschöpfung eines „Vorteilsausgleichs" würde 
der nicht zur Sanierung verpflichtete Grund-
stückseigentümer jedoch unter einem anderen 
Etikett dennoch zur Erstattung der Kosten ver-
pflichtet werden. 




